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Carl H. Lüders

Ideologie und Machtdenken in der sowjetischen 
Außenpolitik

C. H. Lüders versucht, aus eigener Erfahrung während seines diplomatischen 
Dienstes im Umgang mit Vertretern der sowjetischen Führung bestimmte wie-
derkehrende Verhaltensweisen des Kremls zu analysieren. Eine gewisse Kon-
stanz in den Aktions- wie Reaktionsweisen führt der Autor auf die nach wie vor 
gültige ideologische Orientierung der sowjetischen Innen- und Außenpolitik zu-
rück. Um diese ideologisch geprägten Positionen der Kreml-Führung möglichst 
authentisch und damit für den westlichen Leserin aller Deutlichkeit hervorzuhe-
ben, verzichtet der Autor im Text auf den distanzierenden Konjunktiv eines Be-
richtes. Das Fehlen jeglicher Kritik verführt den Leser bisweilen zu der Annahme, 
der Verfasser identifiziere sich mit den sowjetischen Ansichten. Dies ist jedoch 
unzutreffend. Es geht dem Autor lediglich darum, die Ansichten der sowjetischen 
Führung so darzustellen, wie sie von dort formuliert werden, um ein möglichst 
eindeutiges Bild der sowjetischen Lagebeurteilung zu erhalten.

Die Redaktion

1971 wurde ich nach Moskau versetzt')- Ich 
fand im dortigen Diplomatischen Corps zwei 
grundverschiedene Auffassungen über die 
Motive der sowjetischen Außenpolitik vor: 
Die einen — wohl die Mehrheit — vertraten 
die Ansicht, die Machtpolitik der Sowjet-
union unterscheide sich nicht grundsätzlich 
von der des Russischen Zarenreiches. Die mar-
xistisch-leninistische Ideologie spiele im Be-
reich der Außenpolitik eine geringere Rolle,

Damit ist das Thema dieses Aufsatzes umris-
sen: Wird die Außenpolitik der Sowjetunion 
— wie bei allen Großmächten der Geschichte 
— letztlich vom Machtdenken bestimmt? 
Oder schreibt die marxistisch-leninistische 
Ideologie die großen Linien der Außenpolitik 
vor? Rechtfertigt womöglich der Leninismus 
im letzteren Falle eine Strategie staatlicher 
Machtpolitik?
Ein unglaublich aktuelles Thema. Der Westen 
ist heute besorgt, wenn nicht bestürzt über die 
sowjetische Aufrüstung: über die modernen 
Mittelstreckenraketen der Sowjetunion, die 
auf Westeuropa gerichtet sind; über das stete 
Mordringen des sowjetischen Einflusses in der 
Dritten Welt; über den Einmarsch sowjeti-
scher Truppen in Afghanistan; über die Ent-
schlossenheit der sowjetischen Führer, Polen 
wieder in den Griff zu bekommen. Staatsmän-
ner und Politiker beschäftigen sich allerorten 
mit der Frage, welche Politik jetzt gegenüber 
der Sowjetunion eingeschlagen werden sollte, 
welches globale Konzept zu entwickeln ist. 
Die entscheidende Vorfrage aber wird ver-

bestenfalls als propagandistische Motivierung 
für traditionsbewußte Kommunisten. — An-
dere dagegen, unter westlichen Diplomaten 
eine Minderheit*), wiesen der Ideologie eine 
vorrangige Bedeutung zu. Sie bestimme letzt-
lich für Partei und Staat die allgemeine Rich-
tung der Außenpolitik im weitesten Sinne3). 
Außerdem lege die Ideologie den Rahmen der 
Strategie fest, mit der das Fernziel Weltrevo-
lution angesteuert werde.

1) Als Gesandter und Stellvertreter des Botschaf-
ters, damals zunächst Helmut Allardt, später Ulrich 
Sahm.
2) Gleiche Beobachtung von Pietro Quaroni (ital. 
Botschafter), Ost und West und die Gipfelkonferenz, 
Berlin (West) 1958.
3) Vgl. die näheren Ausführungen auf den folgen-
den Seiten.

I. Zum Thema

nachlässigt: Was sind die Motive der sowjeti-
schen Außenpolitik, was sind die Absichten 
der sowjetischen Führung?
Zeitungsnachrichten zufolge hat Carter nach 
Bekanntwerden des sowjetischen Einmar-
sches in Afghanistan erklärt (dem Sinne nach): 
„Breschnew hat mich getäuscht. Ich habe an 
diesem einen Tag mehr über das Wesen der 
sowjetischen Machtpolitik gelernt als in mei-
nem ganzen Leben." Welch unglaubliches Be-
kenntnis des Lenkers der westlichen Füh-
rungsmacht! Nicht nur das Eingeständnis, daß 
er sich ein Leben lang nicht ernsthaft mit den 
Motiven der sowjetischen Außenpolitik aus-
einandergesetzt hat, sondern auch der Irrglau-
be, man könne das Wesen einer Politik auf 



Grund eines einzigen gerade aktuellen Ereig-
nisses erkennen.
Das Thema ist umfangreich. Gilt es doch, die 
gesamte Außenpolitik der Sowjetunion in al-
len Bereichen zu durchleuchten. Es ist unmög-
lich, dabei en passant Gesichtspunkte für eine 
richtige Gegen-Politik abzuleiten. Das ist ein 
zu weites Feld. Es geht mir auch nicht um die 
Kritik dieser marxistisch-leninistischen Sicht. 
Darüber ist genug geschrieben worden4). Die 
Sicht der sowjetischen Führer, auch wenn sie 
verfehlt ist, bleibt ein Faktum, das wir bei der 
Planung einer Gegenpolitik berücksichtigen 
müssen.

4) Statt aller: Leszek Kolakowsky; Die Hauptströ-
mungen des Marxismus, 3 Bände, München — Zü-
rich 1977 ff.

Natürlich können, soweit es sich um Machtpo-
litik handelt, die nach außen bekundeten Ab-
sichten nicht ohne weiteres als die wahren un-

terstellt werden. Und oft sprechen Fakten und 
Aktionen eine andere Sprache als die offizielle 
Sicht. Andererseits werden vielfach ideologi-
sche Motive nicht ernst genommen, — nur 
weil einem die marxistisch-leninistische Welt 
fremd, z. T. absurd und jedenfalls unsympa-
thisch erscheint.
Ich möchte zunächst knapp in Erinnerung ru-
fen, welche außenpolitischen Grundsätze von 
Lenin über Stalin, Chruschtschow bis Bresch-
new Geltung hatten — nicht um der Liebe zur 
Historie willen, sondern allein, weil man nur 
so den Wandel der außenpolitischen Tenden-
zen erkennen kann. Zugleich werden damit 
aber auch Grundprinzipien sichtbar, die über 
Jahrzehnte hinweg konstant geblieben sind 
und damit auch für eine absehbare Zukunft als 
beständig angesehen werden müssen.

II. Marx
Eine geschichtliche Betrachtung unseres Pro-
blems muß, so knapp sie gehalten sein mag, bei 
Marx beginnen.
1. Kern seiner Lehre und Ausgangspunkt sei-
ner großen wissenschaftlichen Analyse des 
Kapitalismus bildet der Historische Materia-
lismus. Mit ihm glauben Marxisten den 
Schlüssel zur Weltgeschichte und damit auch 
zur künftigen Entwicklung der Menschheit zu 
besitzen. Die bevorstehende Ablösung des Ka-
pitalismus durch den Sozialismus ist gewiß, ist 
quasi naturgesetzlich bestimmt. Das ist von 
Marx „wissenschaftlich" bewiesen. Daher die 
Glaubensgewißheit derer, die von Marx und 
seiner Lehre überzeugt sind.
Wer die Zukunft der Menschheit, d. h. die 
Richtung ihrer wirtschaftlichen, politischen 
und gesellschaftlichen Entwicklung kennt, zu 
kennen glaubt, für den löst sich der Zickzack-
kurs des geschichtlichen Verlaufs in teils be-
stimmungsgemäße, teils bestimmungswidrige, 
teils neutrale Ereignisse auf. Bestimmungsge-
mäß ist alles, was in Richtung der vorausgese-
henen, quasi-naturgesetzlichen Entwicklung 
liegt. Also alles, was den weltweiten Prozeß 
der Ablösung des Kapitalismus vorantreibt: 
die sogenannte Weltrevolution. Bestimmungs-
widrig ist alles, was diesen Prozeß aufhält oder 
sogar zurückwirft: die sogenannte konterrevo-
lutionäre Reaktion. Neutral ist alles, was den 
Prozeß weder negativ noch positiv beein-
flußt.
2. Der Mensch ist nicht nur ein erkennendes, 
sondern auch ein handelndes Wesen. Er be-
gnügt sich nicht mit der Erkenntnis dessen, 

was ist, sondern setzt sich für das ein, was sein 
sollte. In diesem Sinne war Marx nicht nur 
Wissenschaftler, sondern auch Politiker. Doch 
die Zeitverhältnisse gaben dem Politiker 
Marx wenig Möglichkeiten zur Entfaltung. 
Das von ihm und Engels entworfene Kommu-
nistische Manifest blieb zunächt ein propagan-
distischer Appell, wurde mit seinem „Proleta-
rier aller Länder, vereinigt Euch!" aber zum 
Ausgangspunkt des späteren höchsten, in der 
Außenpolitik bestimmenden marxistisch-leni-
nistischen Prinzips, des Proletarischen Inter-
nationalismus.
3. In der Interpretation des Marxismus wird
oft übersehen, daß das von Marx verwendete 
Begriffsinstrumentarium heute einen anderen 
Sinngehalt hat als damals. Revolution war für 
ihn — in Übereinstimmung mit der lateini-
schen Wurzel — Umwälzung. Sie konnte mit 
Gewalt oder friedlich, legal oder illegal vor 
sich gehen. So war Marx überzeugt, daß die 
proletarische Revolution in England, den Ver-
einigten Staaten und Frankreich über das par-
lamentarische System legal und ohne Gewalt 
vor sich gehen würde. Aber für Preußen und 
die deutschen Lande sagten er und vor allem 
sein Freund Engels voraus, daß nur eine ge-
waltsame Revolution der Arbeiter eine 
Wende schaffen könnte.
4. Zu unserem außenpolitischen Problem kön
nen wir von Marx wenig herleiten. Wie der 
Geist der' Französischen Revolution als 
Flamme im Laufe einer oder zweier Genera-
tionen von Land zu Land übersprang und zu ei-
ner r6volution mondiale wurde, so glaubte er, 
daß auch die Funken einer gelungenen prole-
tarischen Revolution nacheinander die revolu-
tionsbereiten Massen der benachbarten Län-
der zu revolutionärer Tat entzünden und so 



binnen einer Generation als Weltrevolution 
die gesellschaftliche Umwälzung der ganzen 
Menschheit herbeiführen würde. Vielleicht 
hätte Marx auch statt einer Revolution von 
unten einen Staatsstreich von oben zur Besei-
tigung der Diktatur der Bourgeoisie — heute 
würde man formulieren: der Repression der 
etablierten Gesellschaft — hingenommen. 
Aber bei aller proletarischen Solidarität: Die 
militärische Intervention eines sozialistischen 
Staates gegenüber einem kapitalistischen 
Staat, um auch dort die Diktatur des Proletari-
ats einzusetzen, also einen Export der Revolu-
tion mittels eines Krieges, das hätte Marx 
wohl doch nicht gebilligt.
5. Nach dem Tode von Marx begann unter den 
Marxisten die große Auseinandersetzung:

Welcher Weg ist zu beschreiten, um die von 
Marx angekündigte gesellschaftliche Umwäl-
zung auf staatlicher Ebene durch die Herr-
schaft der Arbeiterklasse (= Diktatur des Pro-
letariats) zu realisieren? Gewaltsame Revolu-
tion oder parlamentarisch-demokratische 
Evolution. Unter den russischen Marxisten 
setzte sich alsbald mit den Bolschewik! der er-
stere Kurs durch, unter den deutschen Sozial-
demokraten allmählich der letztere. Während 
Lenin bei weitgehender Umgestaltung der 
Lehre sich als Erben und Testamentsvollstrek-
ker des großen Marx einsetzte, entfernten sich 
die deutschen Sozialdemokraten nach dem Er-
sten Weltkrieg immer mehr von Marx und 
trennten sich ganz von ihm nach dem Zweiten 
Weltkrieg.

Kaum ein anderer Mensch hat die Geschichte 
der Menschheit und ihre großen Auseinander-
setzungen über Generationen hinweg so be-
einflußt wie Lenin. Entgegen dem Marx’schen 
ökonomischen Determinismus betont Lenin 
die Bedeutung der Rolle der Einzelpersönlich-
keit in der Weltgeschichte. Sein eigenes Le-
ben beweist es. Sein Genie hat die Oktoberre-
volution nicht nur entfesselt, sondern auch 
nach seinem Willen gemeistert.
1. Lenin betrachtete es als einen Irrweg, sich 
auf die Evolution vom Kapitalismus zum So-
zialismus zu verlassen. „Die Bourgeoisie tritt 
nicht freiwillig ab" — die imperialistischen 
Staaten noch weniger. In einem letzten Auf-
bäumen würden sie sogar vor einem Welt-
krieg nicht zurückschrecken. Lenin lehrte, daß 
in diesem unerbittlichen, gnadenlosen Kampf 
zwischen Imperialismus und Kommunismus 
jedes Mittel gerechtfertigt sei, wenn es nur zur 
Übernahme der Macht durch die Ar

5)

beiter-
klasse führe: die Revolution von unten, aber 
auch der Staatsstreich von oben, die militäri-
sche Intervention, aber auch der Krieg, wenn 
man des Sieges gewiß sei. Clausewitz' These:  
«Der Krieg ist die Fortsetzung der Politik mit 
anderen Mitteln“, taucht in seinen Schriften 
und Reden mehrfach auf. So haben denn auch 
Lenin und Trotzky das einstige Großrussische 
Reich — abgesehen von den westlichen Rand-
gebieten — durch die Rote Armee und ihre 
Aktionen in den Griff bekommen, nicht durch 
das überspringen des revolutionären Funkens 
von Land zu Land. Allerdings bot die Verteidi-
gung Sowjetrußlands gegen die vier Interven-
tionsarmeen einen guten Ansatz, nacheinan-
der überall die Macht durch die Rote Armee 
zu übernehmen und in ihrem Schutz Sowjetre-
publiken zu gründen (nicht anders wie nach

5) W. I. Lenin, Ausgewählte Werke, Bd. II, Berlin 
(Ost) 1964, S. 774.

III. Lenin
dem Zweiten Weltkrieg sozialistische Staaten 
und Regime in Ost- und Südosteuropa entste-
hen sollten).
2. Lenin war Internationalist. Er war zunächst 
nach der Oktoberrevolution davon überzeugt, 
daß sich das kommunistische Regime in Ruß-
land nur halten könne, wenn es gelänge, den



Prozeß der Weltrevolution in Europa in Gang 
zu setzen. So war Lenins rastloses Bemühen 
nach der gelungenen Oktoberrevolution dar-
auf gerichtet, die proletarische Revolution in 
andere europäische Länder zu verpflanzen. Er 
dachte dabei primär an das von den Alliierten 
geschlagene Deutschland, in dem sich der Re-
volution keine Ordnungsmacht mehr entge-
gensetzen konnte. Die Novemberrevolution in 
Berlin war für ihn zunächst nur eine Art Ke-
rensky-Episode. So wurde denn als erstes im 
März 1919 auf Initiative Lenins die Dritte 
(Kommunistische) Internationale gegründet. 
Die Komintern war als internationale Partei 
konzipiert, der die Kommunistischen Parteien 
aller Länder als nationale Sektionen unter-
stellt waren, auch die Kommunistische Partei 
Sowjetrußlands. Ziel der Komintern war die 
Weltrevolution zur Errichtung der Diktatur 
des Proletariats und zur Einführung des So-
wjetsystems (= Räte-Demokratie) in allen 
Staaten der Erde. In diesem Geiste formuliert 
Lenin das Prinzip des proletarischen Interna-
tionalismus, das zweierlei fordert:

a) daß die Interessen des proletarischen 
Kampfes des einen Landes den Interessen des 
internationalen Kampfes untergeordnet wer-
den-,

b) daß die Nation, die über die Bourgeoisie 
siegt, fähig und bereit ist, die größten nationa-
len Opfer für den Sturz des Internationalen 
Kapitals zu bringen.

IV. Stalin
Für Stalin wurde die Macht der Sowjetunion 
zum Angelpunkt seines gesamten Denkens 
und Wirkens. Nur überlegene militärische 
Macht sichert die Existenz des ersten soziali-
stischen Staates in einer Umwelt feindlicher 
imperialistischer Staaten. Nur diese Macht si-
chert aber auch den internationalen Kommu-
nismus. Sie ist die treibende Kraft des welt-
weiten Prozesses der proletarischen Revolu-
tion. Wie Lenin in seinen letzten Lebensjahren 
erkannte Stalin, daß dieser Prozeß nach dem 
Ersten Weltkrieg an den Grenzen der Sowjet-
union sein Ende gefunden hatte. Unter Stalin 
wurde die Weltrevolution erst einmal zu ei-
nem Fernziel. Seine ganze Energie konzen-
trierte sich darauf, aus der Sowjetunion eine 
kontinentale Großmacht werden zu lassen.
1. Die Konzeptiqn Stalins verschob das 
Schwergewicht zur Rüstungsindustrie und zu 
den Streitkräften. Die staatliche Außenpolitik 
erhielt die Aufgabe, während dieser Zeit des 
Aufbaus militärischer Macht das friedliche 
Zusammenleben mit den imperialistischen 
Staaten sicherzustellen. Die Komintern wurde

3. Ab Lenin datiert eine organisatorische Be-
sonderheit: die Zweispurigkeit aller außenpo-
litischen Aktivitäten, nämlich teils auf der 
Ebene des Staates, teils auf der Ebene der Par-
tei. Auf staatlicher Ebene trat Lenin für ein 
zeitweiliges „friedliches Zusammenleben" mit 
den imperialistischen Staaten ein. Wir haben 
es also mit einem Vorläufer der späteren Poli-
tik friedlicher Koexistenz zu tun. Doch ich be-
tone: Für Lenin war das friedliche Zusammen-
leben nur eine zeitweilige Taktik. Sie sollte es 
den kommunistischen Parteien in den impe-
rialistischen Ländern ermöglichen, die prole-
tarische Revolution vorzubereiten. Das 
Schwergewicht liegt für Lenin also auf der par-
teilichen Ebene, und das heißt der Komintern. 
Die staatliche Ebene dient nur der Hilfestel-
lung dieser Aktivitäten der Komintern.
4. Die größte Bedeutung für unsere Gegenwart 
sollte sich aus Lenins Schrift „Der Imperialis-
mus als höchstes Stadium des Kapitalismus“ 
ergeben ). Die Konsequenzen aus dieser Ana-
lyse des Weltimperialismus zieht Lenin 1920 
auf dem 2. Weltkongreß der Komintern in 
Moskau: Es gilt, den Kampf gegen die imperia-
listischen Staaten in die Kolo

7

nien zu tragen. 
Es gilt, die ausgebeuteten und revolutionsbe-
reiten Kolonialvölker in ihren Befreiungskrie-
gen zu unterstützen und zu Bundesgenossen 
im Kampf für den Sozialismus zu machen ). 
Die Ausführung dieser weitsichtigen Kampf-
weisung sollte den Westen ein halbes Jahr-
hundert später in größte Schwierigkeiten brin-
gen!

6

6) Noch 1916 in der Schweiz geschrieben, veröffentl. 
1917 in Petrograd, s. 22. Bd. der Werke Lenins, 
a. a. O., S. 189—309.
’) Lenin, a. a. O., Bd. 31, S. 201 ff., insbes. S. 232/233.
8) Boris Meissner, Die Breschnew-Doktrin, Köln 
1969, S. 15.

— ganz entgegen den Intentionen Lenins — 
zu einem Hilfsorgan des Außenministeriums: 
Die kommunistischen Parteien hatten in ihren 
Ländern auf Regierung, Parlament und Öffent-
lichkeit nach Maßgabe der sowjetischen Inter-
essen einzuwirken. Sie waren Agenten der so-
wjetischen Außenpolitik geworden.
Folgerichtig wurde die von Lenin gegebene 
Interpretation des Proletarischen Internatio-
nalismus in ihr Gegenteil verkehrt: Die prole-
tarischen Interessen eines jeden Landes haben 
hinter die Interessen der Sowjetunion zurück-
zutreten. Berühmt ist Stalins Definition eines 
Kommunisten8). „Ein Internationalist ist, wer 
vorbehaltlos, ohne Bedingungen zu stellen, be-
reit ist, die UdSSR zu schützen, weil die UdSSR 
die Basis der revolutionären Bewegung der 
ganzen Welt ist. Diese revolutionäre Bewe-



gung zu schützen und voranzubringen ist aber 
nicht möglich, ohne die UdSSR zu schüt-il 

2. Die Machtpolitik Stalins vollzog sich in zwei 
Stadien. Im Aufbau-Stadium von 1924 bis 1939 
ging er daran, mit einer Reihe von Fünfjah-
resplänen aus dem einstigen Agrarstaat einen 
Industriestaat mit Schwerpunkt Rüstungsin-
dustrie zu machen. Eine gewaltige militärische 
Kontinentalmacht entstand. Sie wurde nur 
deswegen von den Westmächten nicht als Ge-
fahr empfunden, weil die Aufrüstung des Drit-
ten Reiches und die Machtpolitik Hitlers alles 
andere in den Schatten stellte.
Das zweite expansive Stadium entwickelte 
sich zunächst anders, als Stalin gedacht hatte. 
Zwar gab ihm die deutsch-sowjetische Verein-
barung vom August 1939 über die Abgrenzung 
der beiderseitigen Einflußsphären in Osteu-
ropa die Möglichkeit, die drei Baltischen Staa-
ten zu vereinnahmen. Das tapfere Finnland 
wehrte sich im Winterkrieg 1939/40 erfolg-
reich (jedoch unter Verlust von etwa einem 
Zehntel seines Gebietes). Der Ausbruch des 
Zweiten Weltkrieges, von Stalin durch den 
deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt geför-
dert, gab der UdSSR die Chance zu Einmarsch 
und Annexion: 1939 in Ostpolen bis zur Cur-
zon-Linie, 1940 in die Nord-Bukowina und in 
Bessarabien. — Dann kam es anders. Statt der 
von Stalin erwarteten Selbstzerfleischung der 
imperialistischen Staaten untereinander ge-
riet die Sowjetunion selbst in Lebensgefahr. 
Doch gelang es Stalin, den deutschen Aggres-
sor vernichtend zu schlagen. Am Ende des 
Krieges konnte Stalin verbuchen: Die sowjeti-
sche Armee hielt halb Deutschland sowie Ost-
und Südosteuropa (ohne die Mittelmeeranrai-
ner Jugoslawien und Griechenland) besetzt 
und galt bei den Alliierten als gleichberechtig-
ter Partner im Osten. Annexionen der UdSSR: 
der Küstenstreifen Ostpreußens von Litauen 
bis einschl. Königsberg; ein Korridor zur Eis-
meerküste mit Petschanga und für 50 Jahre 
die finnische Halbinsel Porkkala; im Fernen 
Osten die am Rande des Ochotskischen Mee-
res gelegenen strategisch wichtigen Kurilen 
und den Ostteil der Insel Sachalin.
Nach dem Kriege versuchte Stalin, das Macht-
und Einflußgebiet der Sowjetunion in 
Deutschland und in Richtung Mittelmeer zu 
erweitern. Seine Ziele waren: Mitbestimmung 
über das Ruhrgebiet, Vertreibung der westli-
chen Alliierten aus West-Berlin durch Aus-
hungerung der Stadt, Entmilitarisierung und 
Neutralisierung des (ungeteilten) Deutsch-
lands zwecks Verhinderung der Aufnahme 
Deutschlands in die NATO und in eine im 
Werden begriffene westeuropäische Wirt-
schaftsgemeinschaft; kommunistische Macht-
ergreifung in Griechenland; Einbeziehung Ju-
goslawiens in den Machtbereich des Sowjet-

blocks durch Aufnahme in den Warschauer 
Pakt. Stalin scheiterte an der amerikanischen 
Entschlossenheit, keine weitere Expansion 
des sowjetischen Machtbereichs zuzulassen 
(wovon mittelbar auch Tito profitierte). Hätten 
die USA damals keine überlegene Kernwaffe 
gehabt, wäre die Weltgeschichte wohl anders 
verlaufen. Jedoch gelang Stalin innerhalb sei-
nes vorgeschobenen Machtbereichs in Ost-
und Südosteuropa eine neuartige Form der 
Absicherung dieses Vorfeldes zur Sowjetuni-
on: Unter dem Schutz der sowjetischen Streit-
kräfte installierten sich kommunistische Re-
gime in sechs Staaten. Ebenso konnten unter 
dem Schutz sowjetischer Truppen im Dezem-
ber 1945 auf persischem Gebiet eine .Auto-
nome Republik Aserbeidschan" (Hauptstadt 
Täbris) und eine „Kurdische Volksrepublik“ im 
persisch-türkischen Grenzgebiet ausgerufen 
werden; beide Republiken brachen zusammen, 
als sich sechs Monate später Stalin wegen Be-
fassung der UNO mit dieser Intervention ent-
schließen mußte, seine Truppen zurückzuzie-
hen (was in Erinnerung ruft, daß auch Lenin 
und Trotzky im gleichen persischen Gebiet 
1920/21 eine „Ghilanische Sowjetrepublik" ins 
Leben gerufen hatten).

3. Ende der vierziger Jahre hatte sich im 
Fernen Osten ein weltgeschichtliches Ereig-
nis vollzogen, das nicht auf die Aktivitäten der 
Sowjetunion zurückgeführt werden konnte: 
die Machtergreifung Maos und die Gründung 
der (marxistisch-leninistischen) Volksrepublik 
China. Sicherlich hatte Mao in seinen schwie-
rigen Zeiten und während des langen Mar-
sches immer Stalins materielle Unterstützung 
gefunden. Aber hier, im Reich der Mitte, hatte 
sich der „Prozeß der proletarischen Revolu-
tion" dank der einmaligen geschichtlichen 
Persönlichkeit Maos mit eigener Gesetzlich-
keit durchgesetzt.
Nordkorea war nach dem Zweiten Weltkrieg 
von sowjetischen Truppen besetzt worden 
(während Südkorea amerikanisches Besat-
zungsgebiet war). Unter dem Schutz der sowje-
tischen Truppen wurde 1948 — wie in Osteu-
ropa — ein sozialistischer Staat sowjetischer 
Prägung ausgerufen: die Demokratische 
Volksrepublik Korea (nachdem kurz zuvor in 
Südkorea in Seoul die Republik Korea prokla-
miert war). Nach dem Abzug der sowjetischen 
und amerikanischen Besatzungstruppen kam 
es dann im Juni 1950 zu dem Überfall Nordko-
reas auf Südkorea. Der wechselreiche Verlauf 
des Koreakrieges führte zu engeren Bindun-
gen Nordkoreas an China und zur Lockerung 
des nordkoreanischen Verhältnisses zur So-
wjetunion. Geblieben sind der Sowjetunion im 
Fernen Osten allein die seit 1924 bestehenden 
engen Beziehungen zur Mongolischen Volks-
republik, dem sozialistischen Pufferstaat und 
militärischen Vorfeld der UdSSR zu China.



4. Stalin hatte vorsorglich zu Kriegsende die 
gewaltigen Land- und Luftstreitkräfte nur in 
kleinerem Maße abgerüstet. Der qualitativen 
Überlegenheit der Amerikaner stand die 
quantitative Überlegenheit der sowjetischen 
Kontinentalstreitmacht gegenüber. Gestützt 
auf sie riskierte Stalin im eigenen Machtbe-
reich die Gründung der sozialistischen Staa-
ten. Seine Versuche, außerhalb des sowjeti-
schen Machtbereichs Boden zu gewinnen (in 
Nord-Griechenland, in Nord-Persien, in West-
Berlin und in Korea) scheiterten angesichts 
des amerikanischen Monopols der Atomwaffe. 
Doch für Stalin (und auch seine Nachfolger) 
war die Vorstellung unerträglich, von der Vor-
macht des westlichen Imperialismus unter 
Druck gesetzt werden zu können. Die Ent-
wicklung von Atombomben hatte für ihn da-
her höchste Priorität. Noch zu seinen Lebzei-
ten konnte die erste sowjetische Wasserstoff-
•bombe gezündet werden.

5. Die Machtpolitik Stalins ließ seine zahlrei-
chen Gegner zweifeln, ob seine Motive noch 
von der marxistisch-leninistischen Ideologie 
bestimmt waren. Von vielen wird die Sowjet-
union seit Stalin als eine gewaltige kontinen-
tale Großmacht angesehen, die expansive He-
gemonialpolitik betreibt. Diese These fand 
eine gewisse Bestätigung, als Stalin in der 
Phase des „Großen Vaterländischen Krieges“ 
die Komintern auflöste und alle seelischen 
Kräfte des russischen Volkes durch Appell an 
den russischen Patriotismus und die russische 
Tradition Zu aktivieren versuchte. Daraus hat 
sich nach dem Krieg in diesem Vielvölkerstaat 
ein sowjetischer Patriotismus entwickelt, der 
den nationalen oder nationalistischen Emotio-
nen westlicher Nationalstaaten nicht nach-
steht. Die Olympischen Spiele in Moskau 1980 
lieferten dafür gutes Anschauungsmaterial. 
Doch hat m. E. das Abgehen von einer reinen 
Machtpolitik nach Stalin das ideologische Mo-
tiv wieder stärker zum Vorschein gebracht.

V. Chruschtschow
Chruschtschow hat innenpolitisch die Entsta-
linisierung durchgesetzt und zu den Grundsät-
zen Lenins zurückgefunden. Außenpolitisch 
gilt er als Versager. Und doch sind von ihm 
1956 bei dem wichtigen XX. Parteitag der 
KPdSU grundlegende Initiativen für die Stra-
tegie der sowjetischen Außenpolitik ausge-
gangen — Beschlüsse des Parteitages, an die 
er sich selbst nicht immer gehalten hat. Von 
seinem Nachfolger, Breschnew, wurden sie je-
doch genau beachtet. Sie dürften auch für die 
Zeit nach Breschnew Bestand haben.
1. Für Chruschtschow (wie auch nach ihm für 
Breschnew) hatte erste Priorität, den nuklea-
ren Vorsprung der USA aufzuholen. Das voll-
zog sich nur langsam, weil sich auch die Ame-
rikaner auf nuklear-technologischem Gebiet 
weiterentwickelten. Jedoch gelang der So-
wjetunion fast gleichzeitig mit den USA ein 
Durchbruch in der Raumfahrt. So war es bei-
den Supermächten möglich, Atombomben auf 
weitreichenden Trägerraketen einzubauen. 
Das Rüstungswettrennen für Interkontinen-
tal-, Mittelstrecken- und Gefechtsfeldraketen 
konnte beginnen.
2. Chruschtschow — wie alle Politiker in Ost 
und West — erkannte, daß die Atombombe 
nicht nur eine Waffe von quantitativ ungeheu-
rer Destruktionskraft war, ohne die keine 
Großmacht als solche bestehen konnte. Er er-
kannte auch — und das war wichtiger —, daß 
die Atomwaffe die Qualität des Krieges zwi-
schen Nuklearmächten veränderte. Ein sol-
cher Krieg konnte nicht mehr die ultima ratio 
der Politik sein. Er mußte unweigerlich zur ge-
meinsamen Selbstvernichtung der kriegfüh-

renden Parteien führen. Der Sinn des Krieges, 
dem Feind seinen Willen aufzuzwingen oder 
das eigene Volk vor der Unterjochung unter 
den Willen des Feindes zu bewahren, war hin-
fort hinfällig. Der Nuklearkrieg war sinnlos 
und konnte höchstens denen nutzen, die nicht 
am Krieg beteiligt waren. Was blieb, war die 
Drohung mit Atomwaffen, um einen schwä-
cheren Gegner politisch gefügig zu machen, 
war aber auch die Abschreckung des Gegners 
mittels Atomwaffen, um ihn von Aggressionen 
abzuhalten.
Chruschtschows Verdienst war es, zu erken-
nen, daß zwei Lehren Lenins im Zeitalter 
der Atomwaffen nicht aufrechterhalten wer-
den konnten: a) die These vom Krieg als der 
Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln, 
d. h. vom nur zeitweiligen friedlichen Zusam-
menleben mit den imperialistischen Staaten, 
und b) die These von der Unvermeidbarkeit ei-
nes letzten totalen Weltkrieges mit den impe-
rialistischen Staaten. So kam es dank Chru-
schtschows Initiative zu den beiden großen 
Doktrinen dieses Parteitages von 1956: der 
Lehre von der friedlichen Koexistenz zwi-
schen Staaten verschiedener gesellschaftli-
cher und wirtschaftlicher Systeme und der 
Maxime von der Vermeidbarkeit von Kriegen 
zwischen Staaten dieser beiden Systeme.
a) Die Politik der friedlichen Koexistenz ver-
sucht die Spannungen zwischen den Staaten 
der beiden Militärblöcke NATO und War-
schauer Pakt in tragbaren Grenzen zu halten. 
Obgleich Moskau aus propagandistischen 
Gründen immer wieder die Auflösung der bei-
derseitigen Militärblöcke und weltweite Ab-



rüstung fordert, so weiß es doch, daß NATO 
und Warschauer Pakt zur Realität unserer Zeit 
gehören. Das wechselseitige Mißtrauen läßt 
ihre Auflösung wie überhaupt eine weltweite 
Abrüstung nicht zu. Doch wenn militärische 
Blöcke einander so hautnah gegenüberstehen, 
dann können aus politischen Spannungen ge-
gen den Willen aller Beteiligten militärische 
Zwischenfälle entstehen, die durch Eskalation 
zu einem Krieg führen. Der Sinn der Koexi-
stenzpolitik des Ostens und der Entspan-
nungspolitik des Westens ist eben, die politi-
schen Spannungen in den Griff zu bekommen 
und nach Möglichkeit zu reduzieren. Ganz ab-
bauen lassen sie sich nicht Die Polarität der 
Systeme in Ost und West läßt es nicht zu.
Und doch unterscheidet sich die von 
Chruschtschow initiierte Politik der friedli-
chen Koexistenz in zwei Punkten ganz we-
sentlich von den Entspannungsvorstellungen 
des Westens in den späten sechziger und frü-
hen siebziger Jahren. Zum ersten bezog sich 
die friedliche Koexistenz nur auf den europäi-
schen Bereich, nicht dagegen auf Konflikte im 
außereuropäischen Bereich. Das ergibt sich 
eindeutig aus der Situation von 1956. Die 
NATO hatte 1955 die Bundesrepublik 
Deutschland als Partner aufgenommen; im 
Osten war im Mai 1955 der Warschauer Pakt 
unter Beteiligung der DDR geschlossen wor-
den. NATO und Warschauer Pakt waren inte-
grierte Verteidigungsbündnisse für den jewei-
ligen Bereich der Bündnispartner, also für den 
westlichen und östlichen Bereich Europas. Die 
Koexistenzpolitik bildet gewissermaßen eine 
Ergänzung der Militärblöcke. Beide beziehen 
sich auf Europa, aber nicht auf andere Konti-
nente.
Der zweite Unterschied zwischen Entspan-
nungspolitik und Koexistenzpolitik war noch 
bedeutsamer. Chruschtschow und der XX. 
Parteitag hatten von Anfang an keinen Zwei-
fel darüber gelassen, daß sich die friedliche 
Koexistenz nur auf die staatlichen Beziehun-
gen erstreckt. Es gibt jedoch keine Koexistenz 
der verschiedenartigen Systeme. Die ideologi-
sche Auseinandersetzung auf parteilicher 
Ebene geht weiter. Unabänderlich bleibt die 
geschichtliche Erkenntnis von Marx, daß der 
Kapitalismus und seine Staaten dem Unter-
gang geweiht sind. Unabänderlich bleibt das 
politische Konzept Lenins, daß die kommuni-
stischen Parteien berufen sind, den Prozeß der 
Ablösung des Kapitalismus weltweit voranzu-
treiben.
b) Die zweite große Doktrin aus dem Jahre 
1956 erklärt den Krieg für vermeidbar. Das 
war ein erfreulicher Wandel gegenüber der 
These Lenins, daß der Totalsieg der sozialisti-
schen Ordnung in der Welt ohne einen letzten 
globalen Krieg mit den imperialistischen Staa-
ten nicht erreicht werden könne. Freilich be-

sagt die neue Doktrin nicht, daß ein solcher 
Weltkrieg nicht mehr zustande kommen wird. 
Denn um die friedliche Koexistenz zu bewah-
ren, müssen zwei Kräfte beteiligt sein: die So-
wjetunion und ihre imperialistischen Gegner. 
Und gerade ihrem Hauptgegner, den USA, 
trauen die sowjetischen Führer alles zu. Aber 
jedenfalls ist die Sowjetunion seit der Doktrin 
von der Vermeidbarkeit des Krieges und der 
friedlichen Koexistenz entschlossen, keine 
Politik zu treiben, die auf einen Krieg mit den 
USA und ihren verbündeten Staaten hinsteu-
ert oder hintreibt. Vielmehr ist sie bemüht, im 
europäischen Bereich die bestehenden politi-
schen Spannungen nach Möglichkeit zu redu-
zieren.
Zwei große Ausnahmen wurden von vornher-
ein mit der These von der Vermeidbarkeit des 
Krieges verbunden: der Befreiungskrieg und 
der Kampf gegen konterrevolutionäre Ent-
wicklungen im eigenen Machtbereich. Beide 
Ausnahmen sind bestimmend für die Außen-
politik der Sowjetunion geworden und werden 
es für die Zukunft bleiben.
Mit der Zulässigkeit und Rechtfertigung ei-
nes jeden Befreiungskrieges knüpfen Chru-
schtschow und der XX. Parteitag an die Wei-
sung Lenins an, Bundesgenossen zur Durch-
setzung der proletarischen weltweiten Revo-
lution in den unterdrückten und ausgebeute-
ten Kolonialvölkern zu suchen. Es ist Aufgabe 
der UdSSR (auf parteilicher Ebene), ihren 
Kampf zur Befreiung vom Imperialismus mit 
allen Mitteln zu unterstützen, sogar mit der 
Lieferung von Waffen und mit militärischer 
Ausbildung. Nur eines ist ausgeschlossen: die 
direkte Beteiligung der Sowjetunion selbst mit 
Truppen am Befreiungskrieg. Hier tritt also 
die Verschiedenartigkeit der sowjetischen 
Außenpolitik in den einzelnen regionalen Be-
reichen deutlich in Erscheinung: In Europa 
soll die friedliche Koexistenz mit den imperia-
listischen Staaten gewahrt werden. In der 
Dritten Welt dagegen soll die geschichtliche 
Auseinandersetzung zwischen Kapitalismus 
und Sozialismus durch Zerschlagung der kolo-
nialen Machtbasis der imperialistischen Staa-
ten vorangetrieben werden. Der Rückzug 
Großbritanniens aus seinem kolonialen Besitz 
in Indien und Afrika ließ dieses anspruchs-
volle Programm als realisierbar erscheinen.
Die zweite große Ausnahme der Doktrin galt 
der Sicherung des eigenen Machtbereichs: der 
Sowjetunion mit ihrem Vorfeld sozialistischer 
Staaten. Die amerikanische Containment-Poli-
tik hatte bereits Stalin zu einem Stopp sowjeti-
scher Machterweiterung gezwungen. Jetzt 
war das Wort des amerikanischen Außenmini-
sters vom roll-back of socialism gefallen und 
hatte schwere Befüchtungen in Moskau hin-
terlassen. So verkündete Chruschtschow auf 
dem XX. Parteitag der KPdSU, daß konterre-



volutionäre Versuche im sowjetischen Macht-
bereich mit eiserner Faust niedergeschlagen 
würden. Westliche Interventionen zwecks roll 
back of socialism — so lautete die Warnung — 
bedeuten Krieg mit der UdSSR. Noch im glei-
chen Jahre (1956) hatte Chruschtschow Gele-
genheit zu exemplifizieren, was gemeint war: 
der Einmarsch sowjetischer Truppen in Un-
garn und die Niederschlagung der ungari-
schen Konterrevolution. Die USA und die 
NATO-Staaten protestierten heftig in der 
UNO gegen diesen Bruch der Völkerrechts-
ordnung, aber überließen die Ungarn — einge-
denk der sowjetischen Warnung — ihrem 
Schicksal.
3. Eine dritte bedeutsame Abwandlung Le-
ninscher Prinzipien bildete sich während der 
Amtszeit Chruschtschows heraus, wenngleich 
sie keine Festlegung in einer Doktrin erfuhr. 
Ihr negativer Teil ist mit dem Schlagwort um-
rissen: Kein Export der proletarischen Revolu-
tion.
Der Kampfauftrag Lenins an die Komintern 
hatte gelautet, die proletarische Revolution 
hinauszutragen in alle Welt. Stalins Anliegen 
war die Macht der Sowjetunion, die ihrerseits 
den Prozeß der sozialistischen Machtergrei-
fung voranzutreiben hatte, wie er dies z. B. in 
den baltischen Staaten praktiziert hatte. Die 
neue Weltlage nach dem Zweiten Weltkrieg 
ließ eine solche Methode des Exportes der Re-
volution nicht mehr zu. Sie hätte zur militäri-
schen Konfrontation mit den imperialisti-
schen Staaten, vor allem den USA geführt.
Also ein Verzicht auf weltrevolutionäre Akti-
vitäten? Keineswegs. Er käme einem Verrät an 
Marx und Lenin gleich. Aber wie soll dieser 
Widerspruch auf gehoben werden? Aufschluß-
reich ist für diese Frage das Parteiprogramm 
der KPdSU von 1961, das unter maßgebender 
Mitwirkung von Chruschtschow entworfen 
worden war. Es heißt darin einerseits9): „Das 
siegreiche Proletariat kann dem Volke eines 
anderen Landes keine Beglückung aufzwin-
gen, ohne damit seinem eigenen Sieg zu unter-
graben" — also keinen Export der proletari-
schen Revolution. Andererseits werden aber 
die Völker dieser anderen Länder aufgerufen, 
„alle ihre inneren Kräfte aufzubieten, tatkräf-
tig zu handeln und, gestützt auf die Macht des 
sozialistischen Weltsystems, eine Einmi-
schung der Imperialisten in die Angelegenhei-
ten des Volkes eines beliebigen Landes, das 
sich zur Revolution erhoben hat, abzuwenden 
und entschlossen zurückzuweisen und da-
durch den Export der Konterrevolution zu 
verhindern." Das heißt also: Der erste Akt ist 
die Erhebung eines Volkes zur Revolution und 
zur kommunistischen Machtübernahme. Der 

9) Zitiert aus: Boris Meissner, Das Parteiprogramm 
der KPdSU 1903—1961, Köln 1962.

zweite Akt ist, die Einmischung der Imperiali-
sten, um die siegreiche Revolution wieder zu-
rückzudrehen, als „imperialistischen Export 
der Konterrevolution" zu bezeichnen. Der 
dritte Akt ist dann die Verteidigung der durch 
die siegreiche Revolution errungenen Positio-
nen, gestützt auf die Macht des sozialistischen 
Weltsystems, d. h. also auf die Macht der So-
wjetunion. Oder um es noch prägnanter zu for-
mulieren: Die Revolution müssen die Völker 
selbst durchführen. Aber wenn sie gelungen 
ist, wird die Macht der Sowjetunion dafür sor-
gen, daß imperialistische Gegenstöße keinen 
Erfolg haben. Die Macht der Sowjetunion bil-
det nicht die Speerspitze des revolutionären 
Prozesses, sondern ihren Rückhalt Sie neutra-
lisiert gewissermaßen die imperialistische Ge-
genmacht, so daß sich der quasi-naturgesetzli-
che geschichtliche Prozeß der Ablösung des 
Kapitalismus durch den Sozialismus ungehin-
dert verwirklichen kann.

4. China. Mao hatte schwere Bedenken gegen 
die beiden Doktrinen des XX. Parteitages. Er 
erkannte, daß die Koexistenzpolitik die bei-
den nuklearen Supermächte trotz aller ideolo-
gischen Gegensätze zu einer gewissen Part-
nerschaft in Fragen der Rüstung und des welt-
politischen Krisenmanagements führen wür-
de. Das widersprach der Lehre Lenins genau 
so wie die Doktrin von der Vermeidbarkeit ei-
nes Krieges zwischen den Supermächten. Für 
Mao begann die Sowjetunion ihre eigenen In-
teressen als Großmacht über die proletari-
schen Gesamtinteressen des internationalen 
Kampfes zu stellen — ein Bruch des Prinzips 
des Proletarischen Internationalismus.

Chruschtschow versuchte erfolglos, Mao vom 
Gegenteil zu überzeugen. Er wartete auf par-
teilicher Ebene ab und hoffte, China in der 
weltkommunistischen Bewegung isolieren zu 
können, was nur zum Teil gelang. Auf staatli-
cher Ebene aber sahen sich Chruschtschow 
und das Politbüro gezwungen, Farbe zu beken-
nen. Die Entwicklung der Nuklearfrage zwang 
dazu. Die Sowjetunion hatte seit Stalins Zeiten 
Rot-China volle wirtschaftliche Unterstüt-
zung, insbesondere für den Aufbau großin-
dustrieller Anlagen, gegeben. Jetzt aber be-
stand Mao darauf, sowjetische Hilfen techno-
logischer Art für die Produktion von Atom-
waffen zu erhalten. Damit war für Moskau das 
Problem entstanden, ob es bei weiterer Durch-
setzung des weltrevolutionären Prozesses auf 
der sozialistischen Seite zwei Machtzentren 
geben dürfe: Moskau und Peking. Chru-
schtschow trug an der nuklearen Überlegen-
heit der Amerikaner schon schwer genug. Sollte 
er etwa jetzt auch noch durch Nachgiebigkeit die 
Zukunft des Sozialismus auf Weltebene durch 
nukleare Konkurrenz innerhalb des kommuni-
stischen Lagers belasten? Die Antwort konnte 
für einen Marxisten-Leninisten, der auch 



durch die Schule Stalins gegangen war, nur 
„nein" lauten. Einen Kompromiß gab es in die-
ser Machtfrage nicht. Die Weichen mußten 
frühzeitig gestellt werden. So behutsam es 
auch geschah, der Bruch war nicht zu vermei-
den. Auch Mao war ein machtorientierter 
Marxist-Leninist und entschlossen, mit oder 
ohne die Sowjetunion, ja gegen ihren Willen, 
eine Atomwaffe zu entwickeln. China war auf 
weite Sicht entschlossen, nicht unter „ferner 
liefen" Weltpolitik zu betreiben. Auch für die-
ses kommunistische Land gilt die Frage: War 
und ist seine Außenpolitik letztlich noch ideo-
logisch bestimmt?
5. Der Westen hatte nach dem Tode Stalins 
(1953) mit Aufmerksamkeit verzeichnet, daß 
die sowjetische Führung erstmalig hier und 
dort um Entspannung bemüht war. Mit der 
Bundesrepublik Deutschland waren 1955 di-
plomatische Beziehungen aufgenommen wor-
den. Die österreichische Unabhängigkeit hatte 
die Sowjetunion im gleichen Jahr — wenn 
auch mit Neutralität gekoppelt — staatsver-
traglich anerkannt und das Land zugleich mit 
den drei Westmächten geräumt. An Finnland 
hatte die UdSSR (als Dank für die im finnisch-
sowjetischen Freundschafts- und Beistands-
pakt festgelegte wohlwollende Neutralität des 
Landes) die Halbinsel Porkkala vorzeitig zu-
rückgegeben. Mit Tito war es bei dem Besuch 
Chruschtschows in Belgrad im Mai 1955 zur 
Aussöhnung gekommen. Auch das geteilte 
Korea war nach dem Abschluß des Waffen-
stillstandsabkommens vom Juli 1953 in Pan-
munjom zur Ruhe gekommen. Das alles war 
für viele ein Anzeichen dafür, daß Moskau 
weltweit zum Einlenken bemüht war. Die Er-
gebnisse des XX. Parteitages schienen dies zu 
bestätigen.
Aber der Schrecken des Westens über die Er-
eignisse in Ost- und Südosteuropa und die 
Konsolidierung der sowjetischen Macht bis 
nach Mitteleuropa hinein saß zu tief, als daß 
die neuen sowjetischen Entspannungsversu-
che alsbald auf Gegenliebe gestoßen wären. 
Die Westmächte sahen sich in ihrer Skepsis 
durch die nachfolgenden, wenig entspan-
nungsfreundlichen Verstöße Chruschtschow’-
scher Außenpolitik in ihrem Mißtrauen bestä-
tigt: Anläßlich der französisch-britischen In-
tervention in Port Said im Oktober 1956 hatte 
Chruschtschow einen vorzeitigen Rückzug 
der Interventionstruppen mit der öffentlichen 
Warnung erpreßt, daß Paris und London im 
Bereich sowjetischer Atomraketen liege. Das 
war eine riskante Drohung, die sich Chru-

schtschow nur leisten konnte, weil auch die 
USA das französisch-britische Vorgehen miß-
billigten. Auch das Berlin-Ultimatum von 1958 
und die Mittelstreckenraketenkrise von Kuba 
im Jahre 1962 waren nicht dazu angetan, den 
Westen von der Ernsthaftigkeit des Angebots 
friedlicher Koexistenz zu überzeugen.
6. Die Laufbahn Chruschtschows endete ab-
rupt. Was war das Resultat seiner Amtszeit? 
Die Einzelheiten der Beschlüsse des XX. Par-
teitages (in Europa Koexistenzpolitik, in der 
Dritten Welt Unterstützung der Kolonialvöl-
ker in ihrem Befreiungskampf, im Sowjetblock 
Zerschlagung jedweder konterrevolutionären 
Entwicklung) zeigten, daß die Sowjetunion 
hinfort in den einzelnen Bereichen der Erde 
eine grundverschiedene Politik zu führen be-
absichtigte. Priorität hatte weiter die nukleare 
Aufrüstung, um machtmäßig Parität mit den 
USA zu erreichen. Ohne den Rückhalt einer 
solchen ebenbürtigen Macht kann aber auch 
nach marxistisch-leninistischer Auffassung 
der weltweite Prozeß der Ablösung des Kapi-
talismus durch den Sozialismus nicht voran-
kommen.
Chruschtschow hatte zwar den Rahmen ge-
schaffen, in dem sih die künftige Außen- und 
Machtpolitik der Sowjetunion abwickeln soll-
te. Er selbst, uneins mit den Männern seines 
Politbüros, war zu ungestüm und sprunghaft, 
um sich konsequent, zielstrebig und besonnen 
an diesen Rahmen zu halten.
Dies blieb seinem Nachfolger vorbehalten. 
Dessen Aufgabe lautete, die Rolle der Macht 
in der Außenpolitik nach Maßgabe von drei 
Forderungen zu differenzieren:
a) die Sicherheit der Sowjetunion zu garantie-
ren;
b) jedes Risiko einer kriegerischen Konfronta-
tion mit den USA zu meiden, insbesondere in 
Europa, im Verhältnis Warschauer Pakt — 
NATO;
c) jedoch alle risikofreien Chancen wahrzu-
nehmen, die Weltmacht USA allmählich aus 
der Dritten Welt zu verdrängen, den Einfluß 
der Sowjetunion in diesem Bereich auszuwei-
ten und so die Voraussetzungen zu schaffen 
für das Endziel der Lehre von Marx und Le-
nin.
Ungelöst und eine schwere Bürde für die 
UdSSR blieb aber auch die Zukunft der sowje-
tisch-chinesischen Beziehungen und die Rolle, 
die die UdSSR hierbei zu spielen haben wür-
de.



VI. Breschnew (bis Ende der siebziger Jahre)
Der heute 74 Jahre alte Generalsekretär der 
KPdSU wird im Westen oft dargestellt als der 
Mann der Entspannungspolitik (die Taube, die 
Mühe hat, sich im Politbüro gegen die Falken 
durchzusetzen). Ich halte diese Charakterisie-
rung für falsch. Seine Größe (in sowjetischer 
Sicht) besteht gerade darin, daß er Taube und 
Falke zugleich ist: Taube gegenüber den west-
europäischen Staaten und den USA, Falke in 
der Dritten Welt. Und wenn ich das ergänzen 
darf: Bär im eigenen Sowjetblock, der keinen 
anderen Gegner in seinem Revier duldet.
Im Gegensatz zu Chruschtschow hat Bresch-
new in seiner Außenpolitik auf staatlicher und 
parteilicher Ebene die Strategie stets einge-
halten, die ihm von Lenin und dem XX. Partei-
tag der KPdSU aufgegeben war. Er hat in die-
sem Rahmen zunächst genug Bewegungsfrei-
heit gehabt, um so zu handeln, wie die Gunst 
der Stunde es gebot. Einsame Entscheidungen 
kannte er nicht; er hat sich in seinem Kurs 
stets der Zustimmung und damit des Vertrau-
ens des Politbüros vergewissert.

1. Die Politik gegenüber der Dritten Welt

Die Weisung Lenins lautete, den Kampf in die 
rückständigen Regionen der Erde zu tragen, 
die Kolonialvölker zu befreien und so die 
Macht der imperialistischen Staaten entschei-
dend zu treffen. Die Weisung des XX. Partei-
tages der KPdSU lautete, den Befreiungs-
kampf der Kolonialvölker mit allen Mitteln, 
einschließlich Waffen, zu unterstützen, ohne 
hierbei die Sowjetunion in eine militärische 
Konfrontation mit imperialistischen Staaten 
zu verwickeln.
a) Unter der klugen Regie Breschnews hat die 
Sowjetunion bis heute in der Dritten Welt 
große Erfolge erzielt. Sie hat aber auch 
schwere Niederlagen hinnehmen müssen. Die 
Bilanz bleibt für die Sowjetunion jedoch posi-
tiv. Zehn Jahre lang hatte sich Breschnew auf 
die „Befreiung Vietnams" konzentriert, bevor 
er in Afrika zu aktiver Expansion des sowjeti-
schen Einflusses überging. Diese Zeitspanne 
war nötig, um den nuklearen Rüstungsvor-
sprung der USA aufzuholen, die Entspan-
nungspolitik im europäischen Raum durchzu-
setzen und den USA in ihrem militärischen 
Engagement in der Dritten Welt durch den 
Rückzug aus Süd-Vietnam und dem nachfol-
genden Zusammenbruch des Landes eine 
schwere Niederlage zu bereiten. Das amerika-
nische Trauma von Vietnam hat der sowjeti-
sche Schachspieler in Rechnung gestellt und 
die Gunst der Stunde in Afrika erkannt.
b) Widerwillig und innerlich zerrissen hatten 
sich die europäischen Kolonialmächte zur Ent-

lassung ihrer Kolonien bereitgefunden — Por-
tugal zuletzt. Aber von der Entkolonialisie-
rung eigener Gebiete bis zur aktiven Unter-
stützung von Aufständischen in noch nicht 
freigegebenen Kolonien anderer war ein wei-
ter Weg. Sollten die NATO-Staaten, z. B. Por-
tugal, ihren Verbündeten in Europa-mit Waf-
fenlieferungen an die Befreiungsorganisatio-
nen in Mozambique und Angola in den Rük-
ken fallen? Breschnew nutzte die Stunde, lie-
ferte die heißersehnten Waffen und konnte so 
in diesen Befreiungsbewegungen sowjeti-
schen Einfluß sichern.
Oberster Grundsatz blieb bei alledem, niemals 
in Befreiungskriegen der Dritten Welt sowje-
tische Truppen einzusetzen. Das Risiko einer 
militärischen Konfrontation zwischen den 
USA und der Sowjetunion mußte unter allen 
Umständen vermieden werden. Wie schon 
Stalin im Koreakrieg, so hat auch Breschnew 
niemals in Süd-Vietnam oder später in Afrika 
eigene Truppen im Befreiungskampf einge-
setzt Das Äußerste waren Waffen mit Bedie-
nung, die aber dann nur hinter der Front Ver-
wendung finden durften (im ägyptisch-israeli-
schen Krieg 1973 SAM-3-Raketen, in Vietnam 
möglicherweise Mig-Jäger, die aber nur über 
nordvietnamesischem Gebiet eingesetzt wer-
den durften, also nicht in die Hand des Geg-
ners fallen konnten.
c) Die überraschenden Ereignisse in Angola
1975 (und zwei Jähre später im äthiopisch-so-
malischen Ogaden-Krieg) stellten sich zu-
nächst in westlicher Sicht so dar, als ob Mos-
kau im entscheidenden Augenblick, in genia-
ler Planung vorbereitet, kubanische Kampf-
truppen zwecks Erweiterung des kommunisti-
schen Machtbereichs eingesetzt habe. Diese 
Annahme bedarf jedoch auf Grund neuere; 
zeitgeschichtlicher Forschung der Korrektur 
Sie verkennt die Rolle, die Fidel Castro be 
diesen Geschehnissen verspielt hat.
Lenin hatte, wie erinnerlich, auf den Einflui 
von Einzelpersönlichkeiten im Ablauf de 
Weltgeschichte hingewiesen. Sie können der 
Lauf der Geschichte im Sinne der marxisti 
sehen Gesetzlichkeit vorantreiben oder aucl 
hemmen. Fidel Castro war eine solche Einzel 
Persönlichkeit. Dieser ehrgeizige und leiden 
schaftliche Condottiere des XX. Jahrhundert: 
empfand sich als Vorkämpfer der Dritten Wei 
im Befreiungskampf gegen den Imperialismu 
der USA. Das mag seine Wurzel haben in sei 
nem zähen Kampf zur Befreiung Kubas vor 
dem (von den USA protegierten) Militärdikta 
tor Battista.
Castro hatte sich nach vergeblichen Versu 
chen, mit Hilfe von Ch Guevara und anderer 
Guerilleros südamerikanische Länder zu infil 



trieren, intensiver Afrika zugewandt. Er er-
kannte — und diese Sicht wurde voll von Mos-
kau geteilt —, daß die westliche kapitalisti-
sche Weltordnung in diesem Kontinent eine 
zunehmend schwache Position einnahm und 
im Rückzug begriffen war. Kuba, von Castro 
wegen seines 30%igen Anteils von Mulatten 
und Negern als „lateinafrikanisches Land" be-
zeichnet10 ), war nach seinem Urteil berufen, 
den sozialistischen Brüdervölkern Afrikas in 
ihrem Befreiungskampf gegen Kolonialismus 
und Imperialismus an der Seite zu stehen.

10) Rede Castros auf dem Kongreß der PCC im De-
zember 1975, abgedruckt in: Le Monde Diplomati-
Tue, Januar 1978.

11) Gunter Pus, Kuba in der Klemme, in: Frankfur-
ter Rundschau vom 8.5. 1981, S. 10, Sp. 5.
12) Gunter Pus, a. a. O. — Als Botschafter in NKru-

mahs Ghana 1961—1963 hatte ich Gelegenheit, das 
Wirken der dortigen Kubanischen Militärmission 
zu verfolgen.

Castro hatte bereits in den sechziger Jahren 
enge Beziehungen zu vielen afrikanischen 
Staaten und Befreiungsbewegungen ange-
knüpft. Sein Engagement bestand in der Ent-
sendung von Tausenden von militärischen, 
technischen und sozialen Beratern und Ent-
wicklungshelfern. Heute sollen es weit über 
10 000 sein — eine bedeutende organisatori-
sche und, soweit es um wirkliche Entwick-
lungshilfe geht, zivilisatorische Leistung. Doch 
Schwerpunkt bildeten immer die militäri-
schen Berater, die kubanischen Soldaten. So 
etwa in Südjemen, wo Kuba die Ausbildung 
der Armee der Volksrepublik übernahm, so 
daß sich in diesem kleinen, aber strategisch 
wichtigen Lande Mitte der siebziger Jahre an 
die 6 000 Kubaner befunden haben sollen11 ). 
Kubanische Militärmissionen gab es in vielen 
afrikanischen Ländern, die ihre Aufgabe in Rat 
und Tat bei der militärischen Ausbildung und 
Aufrüstung sahen12 ). In zwei Fällen hatte 
Castro bereits frühzeitig kubanische Batail-
lone zum Kampfeinsatz zur Verfügung gestellt 
(1963 für Algerien im Grenzkrieg gegen Ma-
rokko, 1973 für Syrien im Yom-Kippur-Krieg 
gegen Israel).
Alle diese kostspieligen Engagements und 
Einsätze wären natürlich ohne die großzügige 
materielle Hilfe der Sowjetunion unmöglich 
gewesen. Und selbstverständlich hat Moskau 
von diesen Aktivitäten Kubas gewußt und 
selbst auch Anregungen gegeben. Aber es 
wäre falsch anzunehmen, daß Castro ein will-
fähriges Instrument Moskaus gewesen sei. Er 
blieb immer Herr seiner Entschlüsse, und 
di^se hatten zum Ziel, die Führungsrolle im 
Kampf der Dritten Welt gegen den Imperialis-
mus einzunehmen. Kuba war nie ein in den So-
wjetblock integrierter Staat wie etwa die DDR 
und die CSSR. Das Kuba Castros war ein mar-
xistisch-leninistischer, der Sowjetunion im 
Kampf gegen den Imperialismus eng verbun-

dener Partner mit uneingeschränkter Souve-
ränität, eigenen Plänen und eigenen Ambitio- -
nen.
Breschnew respektierte das, weil er keinen 
Grund hatte, Castro enger an die Kette zu le-
gen. Kubas materielle Abhängigkeit (Geld und 
Waffen) war nicht zweifelhaft. Doch Castro 
war der Motor, der in der Dritten Welt im 
Sinne des geschichtlichen Prozesses wirkte. 
Sein Aktionsprogramm, seine Selbständigkeit 
hatte für Moskau eine Art Alibifunktion.
Kuba bedurfte des Schutzes gegen die USA. 
Die Sowjetunion gewährte ihn im Rahmen ih-
rer beschränkten Möglichkeiten. Denn Kuba 
war eine exponierte Exklave im amerikani-
schen Machtbereich. Wohlgemerkt: eine Ex-
klave des Marxismus-Leninismus, nicht des 
Sowjetblocks. Castro legte auf seine Blockfrei-
heit — oder das, was er als Blockfreiheit ansah 
— großen Wert
d) Aber auch die Blockfreien Staaten selbst sa-
hen Castro nicht als Instrument der Sowjet-
union an, sondern als einen der ihren — aus 
westlicher Sicht kaum zu verstehen. Castro 
besaß in diesem Kreise ein hohes Ansehen — 
trotz seiner prosowjetischen Einstellung. Rich-
tiger müßte man sagen: Wegen seiner antiim-
perialistischen Haltung. Denn die breite 
Masse der Blockfreien ist durch einen gewis-
sen Antiamerikanismus geprägt. Der „häßliche 
Amerikaner'' mußte mit seiner (nicht für arme 
Völker bestimmten) American way of life An-
stoß und Widerwillen erregen. Die weiße 
Hautfarbe trug das ihre zur Feindschaft bei.
So trugen die zunächst unübersichtlichen Vor-
gänge in Angola — sie standen unter der 
Überschrift „Befreiung“ — eher noch zum An-
sehen Castros bei. Später sollte sogar Carters 
Botschafter bei der UNO, Young, von der „sta-
bilisierenden Rolle Kubas in Afrika" sprechen. 
Doch der Einsatz von 15 000 — 20 000 kubani-
schen Soldaten im Ogaden-Krieg an der Seite 
des brutalen Äthiopiers Mengistu erschien 
vielen Blockfreien bereits als ein in Moskau 
abgekartetes Spiel, jedenfalls als eine Verlet-
zung der Blockfreiheit. Auf den Konferenzen 
in Belgrad 1978 und in Havannah 1979 wurde 
Castro erstmals offen kritisiert. Seine Versu-
che in Havannah, die Blockfreien in ihrem 
antiimperialistischen Kampf stärker mit der 
Sowjetunion zu verbinden, scheiterten — an 
Tito. Es war die letzte Tat des großen, alten 
Mannes, der — obgleich Marxist-Leninist — 
für die Ideale der Blockfreiheit gelebt hatte. 
Ein Jahr später wurde Kuba sogar unter dem 
Eindruck des sowjetischen Einmarsches in 
Afghanistan (mit den Stimmen vieler block-
freier Länder) ein Sitz im Sicherheitsrat der 
UNO verwehrt.
e) Angola 1975 war der große Schock für Ni-
xon/Kissinger (wie Afghanistan vier Jahre 



später ein noch größerer Schock für Carter 
werden sollte). Zuerst sah alles nach einem 
friedlichen Machtübergang in Angola aus. Die 
portugiesische Regierung hatte sich durch 
Vertrag vom Januar 1975 mit den drei Befrei-
ungsorganisationen von Angola verpflichtet, 
das Land bis 10. November 1975 zu räumen. Es 
waren dies die von der Sowjetunion prote-
gierte MPLA Neto's, die vom amerikanischen 
CIA schwach unterstützte FNLA Holden Ro-
berto's und die im Süden Angolas operierende 
UNITA von Jonas Savimbi, die sich beschränk-
ter chinesischer Unterstützung erfreute. Diese 
drei Befreiungsorganisationen hatten sich ih-
rerseits verpflichtet, eine gemeinsame Über-
gangsregierung zu bilden und alsbald Wahlen 
durchzuführen. Doch die militärisch starke 
MPLA glaubte Chancen zu haben, die Macht 
in Angola allein übernehmen zu können. Es 
kam im Frühjahr und im Sommer 1975 zu har-
ten Kämpfen mit der FNLA und der UNITA, 
wobei sich die MPLA in Luanda durchsetzte 
und die FNLA und die UNITA aus dem Zen-
trum Angolas vertrieben. Nach bekanntem 
Schema war geplant (und sicherlich mit Mos-
kau und Havannah abgesprochen), daß die 
MPLA am Unabhängigkeitstage, dem 11. No-
vember 1975, dem Tage nach dem Verlassen 
der Portugiesen aus Luanda, daselbst aus eige-
ner alleiniger Machtvollkommenheit die 
Volksrepublik Angola ausrufen und die Macht 
im Staate antreten sollte. In dem dann folgen-
den nachrevolutionären Stadium sollten die 
Sowjetunion und die Staaten des Ostblocks so-
fort Staat und Regierung beschleunigt aner-
kennen. Der zu erwartende konterrevolutio-
näre Gegenstoß von der FNLA aus Richtung 
Norden (Zaire) und der UNITA aus Süden 
sollte mit Hilfe von 15 000 bis 18 000 kubani-
schen Soldaten aufgefangen werden, die mit 
Luft- und Schiffstransportern der Sowjetunion 
sofort nach der Machtübernahme der MPLA 
nach Angola zu transportieren waren.
Alles lief nach Plan ab, nur eine Entwicklung 
drohte die so wichtige alleinige Machtüber-
nahme durch die MPLA zu gefährden: Ende 
Oktober 1975 befand sich die FNLA, von Zaire 
aus operierend, in raschem Vormarsch nach 
Süden. Und von Namibia aus griff die südafri-
kanische Regierung, die Gefahr eines kommu-
nistischen Angola für die eigene Sicherheit er-
kennend, in die Kämpfe ein: 5 000 südafrikani-
sche Soldaten hatten in Eilmärschen in einer 
Woche 500 km in Richtung auf Luanda zurück-
gelegt. Ein gefährlicher weißer Gegner, dem 
die MPLA nicht gewachsen war.
Auf den Hilferuf Neto's und in schneller Ab-
sprache mit Havannah (und wohl auch Mos-
kau) wurde das Eingreifen der Kubaner, das 
erst für die Zeit nach der Machtübernahme 
vorgesehen war, vorverlegt. Drei Tage vor dem 
Unabhängigkeitstage trafen an die 3 000 kuba-
nische Soldaten auf kubanischen Schiffen in 

Luanda ein und sicherten die Hauptstadt nach 
Norden gegen die FNLA, vor allem aber nach 
Süden gegen die Südafrikaner ab. Die Südafri-
kaner stoppten ihren Vormarsch und waren 
nicht bereit, sich ohne Zustimmung der USA 
in Kämpfe mit den Kubanern einzulassen. 
Diese Zustimmung aber wurde von Washing-
ton verweigert — das Trauma von Vietnam 
wirkte nach.
So entwickelte sich alles nach Plan, und das 
Gros der Kubaner, das nach der alleinigen 
Machtergreifung der MPLA in der neuerrich-
teten Volksrepublik Angola mit sowjetischer 
Transporthilfe eintraf, konnte sich ohne 
Schwierigkeiten — da die Südafrikaner sich 
kampflos zurückzogen — weithin in Angola 
zunächst einmal durchsetzen. Daß die OAU 
(Organization of African Unity) und ihr Präsi-
dent den neuen Staat und seine sozialistischen 
Machthaber trotz harten sowjetischen Drucks 
erst nach vielen Wochen anerkannten, verhin-
derte nicht, daß viele Afrikaner bewundernd 
auf Castro blickten: Erstmals hatten sich 
Weiße einer schwarzen Militärmacht ge-
beugt13 ). Der Westen aber sprach vom „Stell-
vertreter-Krieg in Angola" und bezichtigte 
Moskau, die erste erfolgreiche Erweiterung 
der sowjetischen Machtbasis in Afrika organi-
siert und mit Hilfe des Stellvertreters Kuba 
realisiert zu haben.

13) Gunter Pus, a. a. O. — Zu den Fakten siehe: Ar-
chiv d. Gegenwart 1976, S. 20107Aff.
14) In: Ausgewählte Werke, Bd. II, S. 775.

f) Nach westlichen Vorstellungen ist die Ent-
kolonialisierung eines zuvor kolonialen Ge-
bietes abgeschlossen, wenn sich ein Staat ge-
bildet hat, der völkerrechtliche Anerkennung 
findet. Indiz hierfür ist die Aufnahme in die 
UNO.
Ganz anders die marxistisch-leninistische 
Lehre. Es geht um die Befreiung vom Imperia-
lismus. Lenin sagte14 ): „Die imperialistischen 
Mächte begehen systematisch den Betrug, 
scheinbar politisch unabhängige Staaten zu 
schaffen, die aber wirtschaftlich, finanziell und 
militärisch vollständig von ihnen abhängig 
sind." Die Entkolonialisierung ist also für Mos-
kau erst abgeschlossen, wenn der neue Staat 
nicht mehr zum wirtschaftlichen und militäri-
schen Einflußgebiet imperialistischer Staaten 
gehört. Der Westen dagegen versucht, die 
wirtschaftlichen Beziehungen zu dem neu-for-
mierten Staat — zu beiderseitigem Nutzen — 
zu erhalten und begründet damit nach östli-
cher Vorstellung eine neokolonialistische Ab-
hängigkeit. Für solche „Satellitenstaaten des 
Imperialismus in der Dritten Welt" ist also der 
Befreiungsprozeß noch nicht abgeschlossen.
g) Interessant sind in diesem Zusammenhang 
die Geschehnisse um die Zairische Provinz 
Shaba 1977 und 1978. Präsident Mobuto von 



Zaire hatte im angolanischen Bürgerkrieg die 
von den USA protegierte und von Zaire aus 
operierende FNLA seines Schwagers Holden 
Roberto unterstützt. Er bekannte sich damit 
zur Partnerschaft mit der westlichen Welt. In 
Moskauer Sicht war also die Befreiung Zaires 
vom Imperialismus noch nicht abgeschlossen. 
Im März 1977 unternahmen Truppen der so-
zialistisch orientierten Kongolesischen Natio-
nalen Befreiungsfront — im Kern bestehend 
aus Söldnern, die einst im Dienste Mobutos 
standen, dann wegen Rebellion des Landes 
verwiesen waren, sogenannte Katanga-Gen-
darmen — von Angola aus eine Invasion in die 
Provinz Shaba. Sie zielte auf den Sturz Mobu-
tos und die Einsetzung einer Regierung der 
Kongolesischen Befreiungsfront. Auf den Hil-
feruf Mobutos wurden über eine französische 
Luftbrücke marokkanische Eliteeinheiten 
nach Shaba geflogen. Sie schlugen die Ein-
dringlinge nach Angola zurück. Im Mai 1978 
wiederholte sich die Invasion. Dieses Mal 
wurde sie durch eilends herbeigeflogene fran-
zösische Fallschirmspringer beendet. Der 
Stellvertreterkrieg von Angola hatte ein west-
liches Gegenbeispiel gefunden.
In Moskau und Luanda behauptet man, die an-
golesische Regierung Neto habe mit diesen 
Aktionen ehemaliger Katanga-Gendarmen 
nichts zu tun. Mag sein — nach dem Motto: 
Kämpfen bis zur Machtübernahme müßt ihr 
allein. Wenn indessen eine dieser Invasionen 
zum Umsturz in Zaire, zur Absetzung Mobutos 
und zur Machtübernahme durch die Kongole-
sische Befreiungsfront geführt hätte, so wäre 
die neue sozialistische Regierung gewiß der 
Rückendeckung der Sowjetunion sicher gewe-
sen, wahrscheinlich in Gestalt kubanischer 
Soldaten. Denn die Kongolesische Befreiungs-
front stand Castro und (über die MPLA Neto's) 
Moskau nahe.
h) Die Erfahrungen in Afrika haben Moskau 
gelehrt, daß der Sieg in einem „Befreiungs-
krieg“ und die Formierung einer sozialisti-
schen, freundschaftlich mit Moskau verbunde-
nen Regierung noch nicht Stabilität des sowje-
tischen Einflusses bedeuten. Der anfängliche 
Elan des Vordringens sowjetischer Einflüsse 
auf diesem Kontinent hat manchen Rück-
schlag erlitten. Der Kurswechsel Sadats 1972 
war der schwerste.
Moskau ist daher bemüht, sozialistische Re-
gime marxistischer Prägung wirtschaftlich 
und militärisch so zu konsolidieren, daß ein 
Umsturz unwahrscheinlich ist. Es geschieht 
durch Einsatz von Tausenden von Beratern 
aus der Sowjetunion, aus der DDR und ande-
ren sozialistischen Staaten — selbstverständ-
lich im Einvernehmen mit der jeweiligen Re-
gierung, die das sowjetische Engagement zu-
meist auch als eigene Existenzsicherung an-
sieht. Moskau ist dabei besonders daran inter-

essiert, durch seine militärischen Berater Ein-
fluß auf die Träger der Macht im Staate zu ge-
winnen, also auf Polizei und Streitkräfte.
Musterbeispiel für ein solches sowjetisches 
Engagement zwecks Konsolidierung eines 
marxistisch-leninistischen Regimes und damit 
Absicherung des sowjetischen Einflußbereichs 
ist die Freundschaft zwischen der Sowjetunion 
und dem Äthiopien Mengistus. Im November 
1978 wurde der in diesen Fällen übliche Ver-
trag über Freundschaft und Zusammenarbeit 
abgeschlossen.
Mengistu geriet in große Schwierigkeiten, als 
der marxistisch orientierte somalische Nach-
bar Siad Barre die somalischen Völkerschaf-
ten in der äthiopischen Provinz Ogaden unter 
Einsatz des somalischen Heeres zu befreien 
begann. Die Sowjetunion wurde beschworen, 
der eben geschlossenen Freundschaft die Tat 
folgen zu lassen. Doch Breschnew war in Nö-
ten: Auch Somali war ein sozialistischer 
Freund — und seine Häfen am Indischen 
Ozean von strategischer Bedeutung für eine 
künftige sowjetische Flotte in diesem Bereich. 
Neutral zu bleiben in diesem sozialistischen 
Bruderkampf schied aus. Ein Einsatz sowjeti-
scher Truppen fernab von der UdSSR kam 
nicht in Frage. So entschied sich Breschnew, 
den kubanischen Freund Castro für einen Ein-
satz seiner Soldaten in Ogaden zugunsten 
Äthiopiens zu gewinnen. Denn dieses Land 
war für die Sowjetunion der wichtigere Part-
ner, nicht nur wegen der Größe des Landes, 
sondern auch wegen seiner zentralen Lage im 
Nordosten Afrikas. Dabei dürfte die Position 
am Roten Meer gegenüber dem ölreichen Sau-
di-Arabien von ausschlaggebender Bedeutung 
gewesen sein.
i) In diesem Zusammenhang verdient Beach-
tung, daß sich Breschnew schon frühzeitig 
über marxistische Kräfte Einfluß auf die De-
mokratische Volksrepublik (Süd-)Jenien mit 
ihrem strategisch wichtigen Hafen Aden gesi-
chert hatte. Auch hierbei waren ihm —wie er-
wähnt — kubanische Soldaten und Militärbe-
rater behilflich gewesen. Selbstverständlich 
stand denn auch Süd-Jemen im Ogaden-Kon-
flikt auf der Seite von Äthiopien. Der Einfluß 
Moskaus hat sich unter dem jetzigen Staats-
präsidenten Abdul Fattah Ismail noch ver-
stärkt. Saudi-Arabien ist beunruhigt, weil das 
an seiner Südgrenze am Roten Meer gelegene 
Nord-Jemen angesichts der von Süd-Jemen 
betriebenen Wiedervereinigungspolitik nicht 
mehr zur Ruhe gekommen ist. Steht Moskau 
dahinter?
j) Breschnew hat es immer abgelehnt, fernab 
von der Sowjetunion sowjetische Truppen in 
der Dritten Welt einzusetzen, sei es zur Nie-
derschlagung konterrevolutionärer Entwick-
lungen (z. B. beim Umschwung Ägyptens 1972), 



sei eg zur Konsolidierung eines marxistischen 
Regimes (z. B. in Äthiopien). Es gibt bisher nur 
eine Ausnahme, und die betrifft Kuba. Im Ok-
tober 1979 wurde in Washington bekannt, daß 
die Sowjetunion seit geraumer Zeit auf Kuba 
eine sowjetische .Ausbildungstruppe" von da-
mals etwa 3 000 Mann stationiert hatte. Dies 
löste eine schwere Verstimmung bei Präsident 
Carter und im Senat aus. Die Chancen der Ra-
tifizierung des SALT-II-Abkommens waren 
seitdem gleich null (nicht erst nach der sowje-
tischen Intervention in Afghanistan).
Es müssen schon schwerwiegende Gründe ge-
wesen sein, die Breschnew zu dieser Entsen-
dung eines geschlossenen Truppenteils nach 
Kuba bestimmt haben. Zwar hatte Kennedy 
anläßlich der Beilegung der Kuba-Krise von 
1962 die Unabhängigkeit Kubas garantiert, 
also auf Interventionen jedweder Art verzich-
tet. Trotzdem blieb Kuba ein Dorn im Auge der 
USA. Bei krisenhaften Spannungen zwischen 
den USA einerseits und Kuba oder der Sowjet-
union andererseits rechnete Breschnew si-
cherlich mit der Möglichkeit von US-Repres-
salien gegenüber Kuba. Seit kubanische Solda-
ten in Afrika eingesetzt sind, ist sogar die 
Möglichkeit einer militärischen Intervention 
der USA auf Kuba nicht ausgeschlossen. Doch 
hat die Stationierung von 3 000 sowjetischen 
Soldaten auf Kuba die Lage völlig verändert 
Nicht etwa, weil sie wesentliches zur Verteidi-
gung der Insel beitragen könnten. Sondern 
einzig und allein, weil von nun ab eine militä-
rische Intervention auf der Insel eine kriegeri-
sche Konfrontation zwischen den beiden Su-
permächten bedeutet. Breschnew weiß, daß 
auch die USA einen solchen Waffengang un-
ter allen Umständen vermeiden wollen. Seine 
Folgen könnten für beide Staaten lebensge-
fährliche Konsequenzen haben.
Breschnew weiß auch, daß die Stationierung 
sowjetischer Truppen in der Dritten Welt 
fernab von der Sowjetunion immer ein großes 
Risiko bleibt. M.E. ist daher angesichts der ri-
siko-scheuenden Politik der heutigen Sowjet-
führung vorerst nicht damit zu rechnen, daß 
das Beispiel von Kuba an anderer Stelle wie-
derholt wird.
k) In diesem Zusammenhang muß auf die revo-
lutionäre Situation in den mittelamerikani-
schen Staaten eingegangen werden. Selbstver-
ständlich hat Moskau ein großes Interesse, 
daß der übergroße Einfluß der USA in diesen 
Staaten sein Ende findet und daß sozialisti-
sche Kräfte die Regierung übernehmen. Aber 
Breschnew weiß auch, daß Washington — 
heute mehr denn je — entschlossen ist, vor 
den Toren der USA keine feindlichen Positio-
nen oder auch nur neutrale Vacua entstehen 
zu lassen. Kuba bereitet den Amerikanern be-
reits Kopfschmerzen genug. Der Chef des 
Kreml weiß — bei aller Sympathie für die neue 

Regierung in Nicaragua und die Aufständi-
schen in El Salvador und Guatemala —, daß 
jedwedes sowjetisches Engagement in Mittel-
amerika ernste Konsequenzen auslösen kann. 
Kubanische Soldaten — in Afrika widerwillig 
geduldet — würden in El Salvador eine sofor-
tige Intervention amerikanischer Streitkräfte 
zur Folge haben. Schon die Lieferung von Waf-
fen aus Kuba an die Aufständischen in El Sal-
vador ist ein Spiel mit dem Feuer. Reagan be-
hauptet es — und droht mit einer Seeblockade 
Kubas. Wie auch immer die Dinge sich weiter 
entwickeln werden — und sie werden sich 
weiter entwickeln —, in Moskauer Sicht hat 
auch hier in Mittelamerika der weltweite Pro-
zeß der Ablösung des Imperialismus begon-
nen.
1) Das Geschehen in der Dritten Welt hat weit-
gehende Konsequenzen für die Rüstungspoli-
tik der Sowjetunion. Trotz des Aufholens der 
Sowjetunion auf nuklearem Felde und ihrer 
Erfolge im Weltraum — als Weltmacht konnte 
man bisher eigentlich nur die USA bezeich-
nen. Sie allein war interventionsfähig auf allen 
Weltmeeren. In Vietnam hatten die USA so-
gar dank maritimer Infrastruktur über lange 
Jahre hinweg eine Streitmacht von zuletzt 
550 000 Mann unterhalten.
In den Reden Breschnews wird hin und wieder 
Chile als Beispiel dafür erwähnt, wie die sozia-
listische Entwicklung eines Landes ge-
schichtswidrig durch einen konterrevolutio-
nären Staatsstreich abgebrochen wird. Nach 
seiner Vorstellung waren die USA nicht bereit 
hinzunehmen, daß große amerikanische Mo-
nopole in Chile von Allende enteignet wur-
den. Der Niedergang der einst blühenden chi-
lenischen Wirtschaft wird folglich nicht auf 
die Ineffizienz der sozialistischen Wirtschaft 
zurückgeführt, sondern auf die Handelsre-
striktionen der USA gegenüber dem exportab-
hängigen Chile. So sei es gelungen, eine „kon-
terrevolutionäre" Situation zu schaffen. Und 
hinter dem dann folgenden Umsturz durch 
General Pinochet, der den Tod Allendes und 
die Verfolgung der regierungstreuen Marxi-
sten auslöste, wurde und wird die Hand des 
CIA gesehen. Unausgesprochen bleibt das Be-
dauern Breschnews, daß die Sowjetunion zu 
Zeiten Allendes (noch) keine Weltmacht war. 
Mit Rückendeckung einer auch im Südpazifik 
präsenten sowjetischen Seemacht — so die 
Schlußfolgerung — wäre die Entwicklung in 
Chile anders verlaufen.
In die Ära Breschnew fällt der Aufbau einer 
erdumspannenden sowjetischen Flotte. Sie 
kann es zwar noch nicht mit der quantitativ 
und qualitativ überlegenen Flotte der USA 
aufnehmen. Aber sie bildet an einzelnen Stel-
len bereits als fleet in being ein Gegengewicht 
für die überall präsenten amerikanischen 
Seestreitkräfte. Ab 1967 trat im Mittelmeer die 



3. Eskadra auf, die die Tendenz hat, der 6. US-
Flotte ebenbürtig zu werden. Angesichts der 
Spannungen um den Persischen Golf ist die 
Sowjetunion bemüht, der neuerdings im Indi-
schen Ozean stationierten amerikanischen 
Flotte durch Aufstellung eines sowjetischen 
Flottenverbandes zu begegnen. Die Nord-Pa-
zifik-Flotte der UdSSR mit ihrem gewaltig aus-
gebauten Kriegshafen Wladiwostok erstrebt 
Parität mit den entsprechenden Flottenver-
bänden der USA. Die Nordatlantikseestreit-
kräfte der Sowjetunion sind den NATO-Ver-
bänden in der Zahl der U-Boote weit überle-
gen und können im Ernstfall die Verbindun-
gen der Partner der Atlantischen Gemein-
schaft empfindlich stören. Und im Südatlantik 
hat die Sowjetunion ja schon vor fünf Jahren 
bewiesen, daß sie jedenfalls über eine Trans-
portkapazität verfügt, die kurzfristig die Inter-
vention des kubanischen Stellvertreters er-
möglichte.

m) Kein Zweifel: Die Flottenrüstung der So-
wjetunion hat unter Breschnew einen Umfang 
angenommen, der die einstige Kontinental-
macht als werdende Weltmacht ausweist. Ge-
schieht es, um mit gewagten militärischen In-
terventionen oder mit Panthersprüngen ä la 
Wilhelm II. weltweite Eroberungspolitik trei-
ben zu können oder gar eines Tages die militä-
rische Konfrontation mit der anderen Welt-
macht USA zu suchen? Solche Vorstellungen 
mögen, wenn überhaupt, dem Machtdenken 
eines Stalin entsprochen haben. Sie sind aber 
seit Eintritt der Nuklearwaffe in die Ge-
schichte der Menschheit pass. Das heißt aber 
auch für einen Breschnew nicht, daß die 
Macht der Sowjetunion keine Rolle mehr bei 
der Befreiung der Völker der Dritten Welt, bei 
der Verdrängung des Imperialismus aus die-
sem Bereich zu spielen hat. Ohne den Rück-
halt der Macht der Sowjetunion, ohne die Ent-
wicklung der Sowjetunion zur Weltmacht 
würde es den mächtigen Kräften der Restaura-
tion, vor allem eben der imperialistischen Füh-
rungsmacht, möglich sein, den fortgesschritte-
nen Prozeß in der Dritten Welt zum Stillstand 
zu bringen, wenn nicht gar einen Roll-back of 
Socialism herbeizuführen. Die Flotte der So-
wjetunion in der Dritten Welt (wie auch die 
Nuklearmacht der Sowjetunion) hat nicht den 
Zweck, sich im Kampf gegen die Weltmacht 
USA zu bewähren. Sie erfüllten ihre Funktion 
als fleet in being. Das heißt, sie soll die militä-
rische Gegenmacht der USA neutralisieren. 
Wenn die militärische Macht neutralisiert ist, 
kann sich der geschichtliche Prozeß im Sinne 
seiner immanenten Gesetzlichkeit desto 
leichter entwickeln. Auch werden konterrevo-
lutionäre Versuche von den USA auf der Basis 
militärischer Machtentfaltung wegen der glei-
chen Stärke der Gegenmacht UdSSR schwer-
lich riskiert. Denn beide Weltmächte sind ein-

zeln und gemeinsam bemüht, es nicht zu ei-
nem Krieg untereinander kommen zu lassen.
n) Als letztes — bevor wir uns mit Afghanistan 
der spannungsreichen Gegenwart nähern — 
noch ein Wort zur Lage im Fernen Osten, ein-
schließlich Indochina. Wer Kuba die Rolle ei-
nes „sowjetischen Stellvertreters" in Mittel-
amerika oder darüber hinaus in der westlichen 
Dritten Welt zuspricht, wird geneigt sein, 
Vietnam als den „sowjetischen Stellvertreter" 
in Indochina zu bezeichnen. Der Vergleich 
läßt sich halten, wenn man den Antiamerika-
nismus Kubas in Indochina ersetzt durch die 
antichinesische Haltung Vietnams. Wie Mos-
kau in der Dritten Welt einschließlich Mittel-
und Südamerika den imperialistischen Einfluß 
der USA zurückzudrängen versucht, ist es im 
Fernen Osten bemüht, die werdende Groß-
macht China und ihren expansiven Einfluß auf 
Indochina einzudämmen. Während die So-
wjetunion im Norden Chinas diese Aufgabe 
zusammen mit der in den Sowjetblock inte-
grierten Mongolischen Volksrepublik selbst 
ausführt, versucht sie im Südwesten von Af-
ghanistan über Indien bis Indochina einen 
Cordon Sanitaire zu bilden.
Doch auch Vietnam sieht sich — wie Kuba — 
als blockfreies LandunA nicht als Befehlsemp-
fänger Moskaus. Es beansprucht die Vorherr-
schaft in ganz Indochina, nachdem es erst 
Frankreich und dann die USA aus diesem Sub-
kontinent verdrängt hat. Mit dieser histori-
schen Leistung hat Vietnam die Achtung aller 
farbigen Völker der Dritten Welt erworben. 
Sie war nur möglich angesichts der Rücken-
deckung, die Nord-Vietnam 25 Jahre lang bei 
der Sowjetunion und bei China gefunden hat. 
Doch die Wiedervereinigung Nord- und Süd-
Vietnams und der Wiederaufbau des zerstör-
ten Landes führten Vietnam zwangsläufig in 
die Hände der mächtigeren, wirtschaftlich und 
technologisch wesentlich weiter entwickelten 
Sowjetunion. Dazu kam eine tiefverwurzelte, 
geschichtlich gewachsene Abneigung der 
Vietnamesen gegen China, die in Indochina 
immer nur eine tributpflichtige Provinz gese-
hen haben. Differenzen um einige Inseln im 
Golf von Tonking, die China sich am Ende des 
Vietnamesischen Krieges angeeignet hatte, 
waren nur der Anlaß zum Bruch.
Moskau respektierte den Unabhängigkeits-
willen dieses ihm seit den Tagen Ho Chi 
Minhs ideologisch eng verbundenen Landes 
und erwies sich in jeder Beziehung als großzü-
gig. Laos hatte sich bereits dem Druck der Mi-
litärmacht Vietnam gebeugt. Als nun Kambod-
scha unter seinem Blutherrscher Pol Pot er-
folgreich Anlehnung an China suchte, fielen 
vietnamesische Verbände, unterstützt von 
starken Partisanenverbänden der Gegner Pol 
Pots, in Kambodscha ein und ernannten eine 
vietnamfreundliche Marionetten-Regierung 



unter Heng Samrin. Moskau deckte das Ganze 
nach bekanntem Vorbild diplomatisch ab und 
erkannte zusammen mit der DDR die neue Re-
gierung als allein legitimierte Vertretung des 
kambodschanischen Volkes an. Doch anders 
als im Fall Angola setzte sich die neue Regie-
rung Heng Samrin nicht militärisch durch. Die 
UNO erkannte weiterhin das Pol-Pot-Regime 
an, und viele Staaten gerade auch der Block-
freien verurteilten das Vorgehen Vietnams als 
Aggression.
Die weitere Entwicklung in Kambodscha ist 
nicht zu übersehen, zumal China die vietna-
mesische Armee durch fortgesetzte Grenz-
Scharmützel (und 1980 durch eine für beide 
Seiten außerordentlich blutige Strafaktion) an 
der chinesischen Grenze zu binden bemüht ist. 
Moskau stützt seinen Verbündeten Vietnam 
weiterhin, ist aber über die Lage in Indochina 
angesichts der Komplikationen, denen es sich 
in Afghanistan und in Polen gegenübersieht, 
nicht glücklich. Mit ideologischen Auseinan-
dersetzungen hat das ganze nicht viel zu tun. 
Es geht um den Machtkampf China/Sowjet-
union im Fernen Osten.
o) Der Übergang zur Gegenwart: Afghanistan 
ist für die amerikanische Führung zum Wen-
depunkt ihrer Außenpolitik gegenüber der So-
wjetunion geworden. Hat Breschnew mit dem 
Einmarsch in Afghanistan sein bisheriges 
Konzept aufgegeben und den Weg stalinisti-
scher Expansionen wieder aufgenommen?
Afghanistan hatte seit dem Zweiten Weltkrieg 
einen neutralistischen Kurs der Blockfreiheit 
eingehalten. Nach dem Sturz von König Mo-
hammed Zahir durch Mohammed Daud (1973) 
bestand zeitweise eine Abhängigkeit auf mili-
tärischem und wirtschaftlichem Felde, die der 
wohlwollenden finnischen Neutralität gegen-
über der Sowjetunion („Finnlandisierung") 
nicht nachstand. Man sprach von einer „Afgha-
nisierung"'15. In der Tat war die Sowjetunion 
an Afghanistan als Gegengewicht gegen die 
Amerikanisierung des Irans unter dem Schah 
interessiert. In dieser Zeit der Abhängigkeit 
verstärkte sich in Afghanistan der kommuni-
stische Einfluß auf die linksorientierte Khalq-
Partei unter Nur Mohammed Taraki und vor 
allem auf deren linken Flügel, die Partscham-
Fraktion unter Babrak Karmal.

15) Vgl. z. B. Woslenski in Spiegel Nr. 1/2 v. 7. 1.
1980, S. 8611.

16) Ergänzungsbd. (26) zu Meyers Enzyklopäd. Lexi-
kon, S. 328.

Ab 1977 versuchte sich Daud vorsichtig aus 
den Fängen der Sowjetunion freizumachen 
und wieder den Moslemstaateh Pakistan, Iran 
und Saudi-Arabien anzunähern — zur Enttäu-
schung Moskaus und der Khalq-Partei. In ei-
nem blutigen Staatsstreich im April 1978 unter 
Beteiligung des gleichfalls zur Khalq-Partei 
gehörenden Luftwaffenchefs Abdul Quadir 
wurde Daud getötet, sein Regime beseitigt. 

Eine sowjetfreundliche Revolutionsregierung 
unter Taraki übernahm die Macht. Von Mos-
kau wird wenig glaubhaft, aber nachdrücklich 
bestritten, daß es bei dieser Revolution irgend-
wie die Hand im Spiel gehabt habe — weder 
initiativ noch in der Durchführung. Tatsache 
bleibt, daß dieser Staatsstreich Breschnew 
außerordentlich gelegen kam.
Die geopolitische Lage des Landes war für die 
Sowjetunion von größter Bedeutung. Da ist die 
Nähe des Indischen Ozeans für eine Konti-
nentalmacht mit Weltmachtambitionen be-
deutsam. Die Verbindungslinien China—Paki-
stan können im Ernstfall mühelos abgeschnit-
ten werden. Eine Fortsetzung der chinesi-
schen Expansion über Tibet hinaus nach We-
sten hätte dem Süden der Sowjetunion in ei-
ner kriegerischen Auseinandersetzung mit 
China gefährlich werden können.
Bedeutender noch ist die Nähe zum Iran und 
zum Persischen Golf. In den sechziger und be-
sonders den siebziger Jahren hatte sich immer 
stärker die Abhängigkeit der westlichen Welt 
und insbesondere der europäischen Industrie-
staaten vom Erdöl herausgestellt. Nun produ-
zieren aber die Golfstaaten etwa so viel wie 
die USA und die Sowjetunion zusammen und 
wesentlich mehr als alle anderen Erdölländer 
der Erde16). Für die europäischen NATO-Staa-
ten jedenfalls gilt, daß ihre Wirtschaft zusam-
menbrechen muß, wenn der Nachschub an 
Erdöl aus den Staaten des Golfgebiets aus-
bleibt. Die Positionen, die sich die Sowjetunion 
um dieses Erdölgebiet herum aufbaute (in 
Äthiopien und Süd-Jemen, in Syrien, dazu das 
eigene Ausfalltor vom Kaukasus und nun viel-
leicht Afghanistan), mußten zureichende Mah-
nung für die westeuropäischen Staaten sein, 
sich mit der Sowjetunion gutzustellen.
Ein Jahrhundert lang hatte Großbritannien 
mit dem zaristischen Rußland um die Vorherr-
schaft in Afghanistan gerungen. Herausge-
kommen war für die Sowjetunion nach dem 
Zweiten Weltkrieg die Neutralität des Landes. 
Der militärisch starke Iran, lange Jahre von 
den USA protegiert, wurde als Stabilitätsfak-
tor im Nahen und Mittleren Osten auch von 
Moskau respektiert. Jetzt hatte Carter aus 
menschenrechtlichen Motiven den Schah fal-
lenlassen. Der Zerfall der Militärmacht Iran 
ließ in der ganzen Region ein Vakuum entste-
hen. Die Gelegenheit war für die Sowjetunion 
denkbar günstig, in Afghanistan .klare Ver-
hältnisse' zu schaffen, zumal im benachbarten 
Iran die weitere Entwicklung nach der islami-
schen Revolution gänzlich unübersehbar 
war.
Breschnew wußte, daß größte Vorsicht ange-
zeigt war. Denn lebenswichtige Interessen des 



Westens waren bei einer Inkorporierung Af-
ghanistans in den sowjetischen Macht- und 
Einflußbereich jedenfalls mittelbar betroffen. 
Andererseits ließen die engen freundschaftli-
chen Beziehungen der Sowjetunion zur sozia-
listischen Regierung Afghanistans unter Ta-
raki und Amin zu, die Erweiterung der sowjeti-
schen Macht in Formen vorzunehmen, die von 
der westlichen Seite weder als Intervention 
noch als völkerrechtswidrige Einmischung be-
trachtet werden konnten. Denn die afghani-
schen Führer, mit denen die westlichen Staa-
ten keineswegs diplomatisch gebrochen hat-
ten, sahen in der wirtschaftlichen und militäri-
schen Einbindung Afghanistans in den sowje-
tischen Block nur Vorteile und Sicherheit für 
das eigene Regime. Eine militärische Konfron-
tation mit imperialistischen Staaten, die stän-
dige Sorge Breschnews, konnte aus einer all-
mählichen Integrierung Afghanistans in den 
Sowjetblock — mit Zustimmung der Regie-
rung Afghanistans vollzogen — nicht entste-
hen.
Im Dezember 1978 schloß die Sowjetunion ei-
nen Beistandspakt mit Afghanistan ab, der 
über die mit Vietnam oder Äthiopien abge-
schlossenen Freundschaftsverträge noch hin-
ausgeht. Eine ständig steigende Zahl von so-
wjetischen Beratern wurde nach Afghanistan 
beordert. Binnen eines Jahres wurden mehr 
als 300 Verträge über wirtschaftliche Zusam-
menarbeit abgeschlossen. Das Land war hier-
durch de facto in den Comecon eingeordnet, 
den wirtschaftlichen Zusammenschluß aller 
sozialistischen Staaten des Sowjetblockes17).

18) Sri Prakash Sinha, Afghanistan im Aufruhr, Frei-
burg—Zürich 1980, S. 138 ff.

Die militärische Integrierung Afghanistans 
war für Moskau noch wichtiger. Sie ging mit 
gleichem Tempo vor sich dank Tausender von 
sowjetischen Militärberatern. Ein Land wech-
selte über von der Dritten Welt in den Macht-
bereich des Sowjetblocksxmd seiner sozialisti-
schen Staatengemeinschaft. Was im Fall Kuba 
und Vietnam wegen der räumlichen Distanz 
nicht durchführbar war — hier, im Fall Afgha-
nistans, war es möglich wegen der territoria-
len Verbindung mit der Sowjetunion. Der We-
sten schaute indessen gebannt auf die Ereig-
nisse im Iran. Er erkannte zu spät, welche Be-
deutung den Ereignissen im Nachbarland Af-
ghanistan zukam.
Doch die Dinge entwickelten sich anders, als 
Breschnew erwartet hatte. Eine von der afgha-
nischen Regierung Taraki mit drakonischen 
Methoden erzwungene Landreform führte all-
mählich zu einem Volksaufstand, der das 
ganze Land erfaßte. Mit Zustimmung oder auf 
Drängen der afghanischen Regierung brachte

17) Meyers Enzyklopäd. Lexikon, Bd. 26, S. 26 — Der 
dortigen Annahme, daß Afghanistan bereits im 
taufe des Jahres „de facto an den Warschauer Pakt 
angeschlossen war", kann ich nicht folgen. 

die Sowjetunion immer mehr Militär ins Land, 
auch Panzer und Flugzeuge18). Sie waren aktiv 
an der Seite der Regierungstruppen in den 
Bürgerkrieg verwickelt. An die 100 000 Afgha-
nen flohen im Laufe des Jahres 1979 über die 
Grenzen. Die kampffähigen Männer unter ih-
nen wurden in Pakistan in Militärlagern aus-
gebildet. Moskau behauptet, die Ausbilder in 
diesen Lagern wären aus den Moslemstaaten 
bis einschließlich Ägypten und aus China ge-
stellt worden, die materielle Ausrüstung ein-
schließlich Waffen durch den CIA. Diese Re-
bellen, wie sie im Osten, Freiheitskämpfer, wie 
sie im Westen genannt wurden, nahmen den 
Partisanenkrieg mit den afghanischen Trup-
pen des Regimes Taraki/Amin auf — außeror-
dentlich erfolgreich, wie sich herausstellte. In 
westlichen Zeitungen wurde im Herbst 1979 
wiederholt berichtet, daß drei Viertel Afghani-
stans nicht mehr unter Kontrolle der Regie-
rung stand. Die Lage glich verblüffend ähnlich 
der Situation Ende 1963 in Vietnam, wo Ken-
nedy über 16 000 Militärberater eingesetzt 
hatte. Auch sie vermochten im Partisanen-
krieg nichts auszurichten und mußten immer 
größere Verluste hinnehmen.
Inzwischen war es in der Führungsspitze Af-
ghanistans zwischen Taraki und Amin zu ei-
nem Machtkampf gekommen. Taraki blieb auf 
der Strecke, Amin übernahm die Herrschaft. 
Doch auch er konnte sich gegenüber den Auf-
ständischen nicht behaupten. Im Westen rech-
nete man bereits fest mit seinem Sturz. In die-
ser verzweifelten Lage nahm Amin, bis dahin 
ein besonders treuer Parteigänger Moskaus, 
insgeheim Verbindungen zu den Aufständi-
schen auf. Und das brachte das Faß zum über-
laufen.
Breschnew mußte sich entscheiden. Die Ver-
luste unter den sowjetischen Militärberatern 
wurden immer größer; afghanische Divisionen 
meuterten. Ein Abwarten hätte Moskau in 
Kürze vor das fait accompli eines Umsturzes in 
Kabul stellen können. Es gab nur eine Alterna-
tive: Entweder die Militärberater zurückzie-
hen und das Land aufgeben mit der Folge, daß 
nach dem Sturz der Regierung mit Sicherheit 
eine antisowjetische und antikommunistische 
Regierung der Aufständischen die Macht in 
diesem strategisch wichtigen Grenzland der 
Sowjetunion übernommen haben würde, oder 
aber mit großem militärischen Einsatz das 
Land im Machtbereich der Sowjetunion erhal-
ten (wobei selbstverständlich der unzuverläs-
sige Amin durch den auf seine Aufgabe vorbe-
reiteten Babrak Karmal ersetzt werden 
mußte).
Wer auch nur ein wenig mit marxistisch-leni-
nistischen Vorstellungen und der sowjeti-



sehen Einstellung zu Fragen der Macht ver-
traut war, wußte, wozu sich das Politbüro unter 
Führung Breschnews entschließen würde: zur 
militärischen Intervention, übrigens hatten 
sich ja die Amerikaner in Vietnam auch zu ei-
nem solchen (später als verhängnisvoll er-
kannten) Schritt durchgerungen. Die psycho-
logischen Zwänge sind in solcher Situation für 
den Lenker einer Großmacht fast unausweich-
lich.
Der Oberkommandierende der NATO, Alex-
ander Haig, heute Außenminister der USA, 
und seine Berater rechneten damals mit dem 
Einmarsch der Sowjetunion — allerdings erst 
für das Frühjahr 1980. Auch soll der US-Bot-
schafter in Moskau, William Toon, frühzeitig 
Washington in seinen Berichten auf diese 
wahrscheinliche Entwicklung hingewiesen 
haben19). Aber damals war die Entscheidung 
über die Ratifizierung von SALT II im Senat 
noch nicht gefallen. Carter gab sich noch der 
Hoffnung hin, der Senat würde diesen für ihn 
wichtigsten Vertrag ratifizieren. Außerdem 
hatte das Weiße Haus genug Sorgen mit der 
Entwicklung im Iran. So übersah der Präsident 
geflissentlich, was sich in Afghanistan zusam-
menbraute.

19) Lothar Ruehl in: Die Zeit Nr. 3 v. 11. 11. 1980, 
S. 4.

20) Siehe z. B.: Carl H. Lüders, Gedanken zur sowjeti-
schen Entspannungspolitik, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte, B. 21/74.

Die sowjetische Intervention Ende Dezember 
1979 rief in der ganzen Welt Bestürzung her-
vor — besonders unter den Blockfreien, denn 
Afghanistan war einer der ihren gewesen. Die 
Gewalttat erhielt durch die Ermordung des 
amtierenden Ministerpräsidenten Hafizullah 
Amin und die Einsetzung des aus der Sowjet-
union herbeigeholten Babrak Karmal eine be-
sondere Akzentuierung.
In der UNO-Vollversammlung kam es in gro-
ßer Geschlossenheit fast aller Staaten der 
Erde (ohne die Ostblockstaaten) zu einem Be-
schluß, der den Völkerrechtsbruch der Sowjet-
union verurteilte und sie aufforderte, unver-
züglich ihre Truppen aus Afghanistan zurück-
zuziehen. Die Reaktion Carters, des Kongres-
ses und der amerikanischen Öffentlichkeit lie-
ßen keinen Zweifel darüber: Die Phase der 
Entspannungspolitik war beendet. Auch die 
europäischen NATO-Partner waren bestürzt, 
aber zurückhaltender in ihrer Reaktion. Ein-
sichtigen Politikern im Westen war seit lan-
gem klar, daß die Ost-West-Beziehungen mit 
der expansiven Politik der Sowjetunion in 
Afrika und Indochina, mit der Stationierung 
sowjetischer Tuppen auf Kuba und mit der so-
wjetischen Aufrüstung, insbesondere im euro-
päischen Mittelstreckenbereich, einer Krise 
zutrieben.
Der große außenpolitische Schachspieler 
Breschnew hat ganz sicher mit dieser Reak-
tion auf den Einmarsch in Afghanistan gerech-

net. Der Nachrüstungsbeschluß der NATO 
vom Monat zuvor war nicht dazu angetan, ihm 
den Rückzug aus Afghanistan nahzulegen. 
Ganz sicher wird Breschnew zu seinen Lebzei-
ten und werden seine Nachfolger dieses stra-
tegisch wichtige Land nicht wieder aus dem 
Sowjetblock entlassen.
Der Fehler der westlichen Beurteilung des 
Vorgangs Afghanistan ist m. E., daß man ge-
bannt auf die (zweifellos völkerrechtswidrige) 
Intervention vom Dezember 1979 blickt. Die 
wirkliche Entscheidung war jedoch bereits im 
April 1978 mit dem Staatsstreich gegen Daud 
und die nachfolgende wirtschaftliche und mili-
tärische Einbindung in den Sowjetblock gefal-
len.
Erkenntnisse, die aus den Afghanistan-Ereig-
nissen zu gewinnen sind, wären m. E.: Es be-
steht ein Interesse der Sowjetunion, daß die 
dem Sowjetblock territorial vorgelagerten 
Staaten blockfrei, neutral und womöglich 
wohlwollend neutral sind (siehe z. B. Finnland 
und Jugoslawien). Treten in solchen Staaten 
aber Entwicklungen ein, die befürchten lassen, 
daß sich an Stelle der Neutralität ein antiso-
wjetischer und antikommunistischer Einfluß 
der USA (oder Chinas) in der Regierung durch-
setzt, so ist die Möglichkeit präventiver sowje-
tischer militärischer Interventionen nicht aus-
zuschließen, wenn die Weltlage und die Un-
aufmerksamkeit oder Schwäche des Westens 
es gestatten. Die Annahme, die Sowjetunion 
habe mit Afghanistan „die Maske fallen gelas-
sen" und werde bei günstiger Gelegenheit un-
ter Aufgabe der Koexistenzpolitik auch ge-
genüber dem NATO-Staat Bundesrepublik 
Deutschland (oder gegenüber Norwegen) ent-
sprechend vorgehen, ist m. E. aber durch 
nichts gerechtfertigt.

2. Breschnews Koexistenz-Politik 
mit den NATO-Staaten

Die sowjetische Entspannungspolitik und ihre 
Durchsetzung in Europa wird bei uns als Werk 
und Verdienst Breschnews angesehen. Er 
schaltete sich damit zum ersten Mal aktiv in 
die Außenpolitik ein, während bis dahin Kos-
sygin die Fäden der Außenpolitik in der Hand 
zu haben schien. Doch dürfte Kossygin inner-
halb des Politbüros schon frühzeitig aus wirt-
schaftlichen Gründen den Weg zur Entspan-
nung geebnet haben.
a) Die Entspannungspolitik sieht aus heutiger
Sicht anders aus als zu Beginn der siebziger 
Jahre ). Die Erwartungen der Freunde dieser 
Politik sind nur zum Teil eingetroffen. Doch 
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verglichen mit den gefährlichen Spannungen 
der fünfziger und sechziger Jahre haben sich 
die Ost-West-Beziehungen in Berlin, in 
Deutschland und in Europa ganz entschieden 
zu beiderseitigem Nutzen verbessert, auf je-
den Fall entkrampft Am meisten hat West-
Berlin davon profitiert; im innerdeutschen 
Verhältnis ist eine gewisse Normalisierung 
eingetreten.
Dafür sind aber heute nach 10 Jahren gemein-
samer Bemühungen um den Abbau der euro-
päischen Konfliktstoffe schwere Gewitterwol-
ken im gesamten globalen Ost-West-Verhält-
nis aufgezogen, die Europa nicht verschonen: 
die zielstrebig betriebene Expansion des so-
wjetischen Einflußbereichs in der Dritten 
Welt, einschließlich der militärischen Engage-
ments von Kuba und Vietnam; die machtmä-
ßige Einverleibung Afghanistans in den So-
wjetblock; die stetige sowjetische Aufrüstung, 
vor allem von den Europa bedrohenden Mit-
telstreckenraketen modernster Bauart; die In-
stabilität des sozialistischen osteuropäischen 
Vorfeldes, besonders Polens (der auf westli-
cher Seite eine gleiche Instabilität in Mittel-
amerika gegenübersteht).
Die Gegner der Entspannungspolitik sehen 
sich in ihrem tiefwurzelnden Mißtrauen ge-
genüber der Sowjetunion und ihren Führern 
bestätigt. Sie behaupten, die Sowjetführer hät-
ten die friedliche Koexistenz nur als taktische 
Phase im Rahmen ihrer Strategie zur Expan-
sion sowjetischer Macht benutzt. Breschnew 
habe durch friedfertige Politik in Europa und 
entspannungsfeindliche Politik in der Dritten 
Welt die mit dem Westen vereinbarte Ge-
schäftsgrundlage, die globale Unteilbarkeit 
der Entspannung, vorsätzlich verletzt. Mehr 
noch: Er habe den Westen zu Beginn bewußt 
getäuscht, um inzwischen wichtige faits ac-
complis in der Aufrüstung und in der Dritten 
Welt zu schaffen.,
Doch die Fakten sehen anders aus. Die heute 
vielzitierte Unteilbarkeit der Entspannung ist 
ein westlicher Slogan; sie ist niemals von 
Breschnew zugesichert oder global anerkannt 
worden. Vielmehr war es der Westen, der An-
fang der siebziger Jahre die vielen Spannun-
gen auf dieser Erde bewußt hinnahm, um we-
nigstens in Europa eine gefährliche Konfron-
tation im Rahmen des Möglichen abzubauen. 
Zu Zeiten der größten Erfolge dieser Politik in 
Europa (der Moskau-Vertrag vom August 
1970, der Berlin-Vertrag vom September 1971, 
die KSZE-Verhandlungen von 1973 bis 1975), 
zu Zeiten der größten Annäherung von USA 
und Sowjetunion (1972 SALT I, 1973 Vertrag 
über die Verhinderung von Nuklearkriegen) 
lief der Vietnahm-Krieg auf höchsten Touren, 
ein Krieg, den die Nord-Vietnamesen — dar-
über bestand auch im Westen kein Zweifel — 
nur dank der sowjetischen Rückendeckung 

und Waffenhilfe erfolgreich durchstehen 
konnten. Die immer engeren sowjetischen Be-
ziehungen zu Nasser mit umfangreichen Waf-
fenlieferungen, mit dem Einsatz von etwa 
20 000 sowjetischen Militärberatern, zuletzt 
sogar von SAM-3-Raketen mit sowjetischer 
Bedienung in Ägypten, der zunehmende Ein-
fluß der Sowjetunion auf die Demokratische 
Volksrepublik (Süd-)Jemen, die enge Koopera-
tion der Sowjetunion mit Somalia, das sich un-
ter dem Einfluß von 6 000 sowjetischen Mili-
tärberatern zum „Wissenschaftlichen Sozialis-
mus" bekannte, die Waffenlieferungen an di-
verse Freiheitsbewegungen in Afrika, die sich 
immer mehr dem sowjetischen Einfluß öffne-
ten, die Rückendeckung, die die Palästinensi-
schen Freiheitskämpfer aller Art in Moskau 
fanden, all das vollzog sich unter den Augen 
des Westens, aber hat ihn nicht veranlaßt, das 
sowjetische Angebot friedlicher Koexistenz in 
Europa fallenzulassen.
Eine generell oder stillschweigend verein-
barte Entspannungspolitik für die ganze Erde 
hat es nicht gegeben. Eine solche Politik des 
Alles oder Nichts wäre in Fragen von Frieden 
und Entspannung auch höchst töricht. Man 
muß froh sein, wenn Großmächte sich ange-
sichts der weltweit bestehenden Konflikte 
bald hier und bald dort zu verständigen ver-
mögen, statt in globaler Konfrontation zu ver-
harren und einen für die Menschheit lebens-
gefährlichen Rüstungs- und Machtwettkampf 
aufzunehmen.
b) Natürlich hatten die westlichen Staaten die 
Hoffnung, die sowjetischen Führer durch die 
Erfolge der Entspannungspolitik in Europa 
auch sonst zu einer grundlegenden Änderung 
ihrer Außenpolitik und ihrer Einstellung zum 
Westen bewegen zu können. War nicht schon 
ein ständiger Prozeß seit Chruschtschow und 
vermehrt unter Breschnew zu beobachten, die 
weltrevolutionären Ideen eines Marx und Le-
nin im Zeitalter der Nuklearwaffen als illusio-
när an den Nagel zu hängen?
Diese Hoffnungen erwiesen sich als illusionär. 
Sie waren nicht realistisch, weil sie m. E. die 
ideologischen Motive der sowjetischen 
Außenpolitik verkannten oder unterschätzten. 
Aufschlußreich ist hier eine Anekdote, die 
1972 im Diplomatischen Corps in Moskau er-
zählt wurde. Giscard d'Estaing war damals an-
läßlich eines Staatsbesuches in der sowjeti-
schen Hauptstadt. Wie ein Zeuge seines Ge-
sprächs mit Breschnew zu berichten wußte, 
hatte Giscard den Generalsekretär nach-
drücklich darauf hingewiesen, daß seine Poli-
tik der friedlichen Koexistenz erst dann wirk-
lich überzeugungskräftig sei, wenn er für zwei 
Dinge sorge: Zum ersten müsse die ideologi-
sche Auseinandersetzung auf parteilicher 
Ebene eine größere Mäßigung erfahren. Und 
zum anderen solle er, Breschnew, doch dazu 



beitragen, daß sich die in Europa abklingen-
den Spannungen nicht als neuer Machtkampf 
in die Dritte Welt verlagerten. Breschnew soll 
ihm darauf dem Sinne nach geantwortet haben 
— relata refero: „Wenn ich dieses Glas Was-
ser, Herr Staatspräsident, auf den Erdboden 
fallen lassen, so zerschlägt es. Was würden Sie 
sagen, wenn ich Sie bitten würde, durch staat-
liche Anordnungen oder Gesetze sicherzustel-
len, daß dieses Glas langsam fällt und friedlich 
auf dem Boden aufsetzt. Sie würden sagen, Na-
turgesetze kann man nicht durch staatliche 
Anordnungen abändern. Und ich sagen Ihnen, 
die Ablösung des Kapitalismus durch den So-
zialismus ist ein solches unabänderliches Na-
turgesetz. Ich kann es nicht durch Weisungen 
beeinflussen — und ich will es auch nicht!“ 
Auch wenn diese Anekdote nicht wahr sein 
sollte, sie könnte es. Denn sie entspricht dem 
Glauben überzeugter Marxisten21 )-

21) Ich sehe aus Raumgründen davon ab, auch jenen 
Teil der sowjetischen Außenpolitik darzustellen,
der sich mit dem Einfluß der KPdSU auf die westli-
chen kommunistischen Parteien beschäftigt. Er 
zeigt, was ideologische Auseinandersetzung in 
praxi heißt — siehe hierzu ausführlich: Carl H. Lü-
ders, Breschnew denkt anders, Baden-Baden Okt. 
1981. Dieses Buch stellt die erweiterte Fassung des 
vorstehenden Aufsatzes dar.

c) Der Entspannungsprozeß richtete sich auf 
Reduzierung und Milderung politischer Span-
nungen in Europa. An ihn war aber die Hoff-
nung geknüpft worden, in einem späteren Sta-
dium, wenn etwas mehr Vertrauen zwischen 
den Partnern aufgekommen wäre, auch eine 
militärische Entspannung herbeiführen zu 
können, sei es mittels gemeinsamer Rüstungs-
kontrolle, sei es in Form von Truppenreduzie-
rungen in Europa, sei es im günstigsten Falle 
durch Abrüstungsverträge.
Leider waren die wechselseitigen Wünsche 
und Interessen auf militärischem Felde nicht 
zur Deckung zu bringen. Das lag (und liegt) 
daran, daß die Europäer die Ost-West-Kon-
frontation als einen Gegensatz der NATO (mit 
der Führungsmacht USA) und des Warschauer 
Paktes (mit der Führungsmacht Sowjetunion) 
verstanden. Für Moskau sind die USA aber 
keineswegs nur die Kernmacht der in Europa 
engagierten NATO. Der Kreml hat zu keinem 
Zeitpunkt aus den Augen verloren, daß die 
USA die eigentliche globale imperialistische 
Gegenmacht sind, die dank ihrer nuklearen 
Überlegenheit und ihrer weltweiten Wirt-
schaftsmacht den geschichtlichen Prozeß auf-
hält.
Die Europäer wünschten von der Sowjetunion 
den Abbau ihrer Überlegenheit in Europa auf 
konventionellem Gebiet. 18 000 Panzer im 
Warschauer Pakt sprachen gegenüber 8 000 
Panzern in der NATO eine eindeutige Spra-
che. Die Sowjetunion dagegen wünschte den 
Abbau der nuklearen und globalen Uberlegen-

heit der USA. Die Europäer sprachen vom 
Kräftegleichgewicht und meinten: in Europa. 
Die Sowjetunion sprach vom Kräftegleichge-
wicht und meinte die globale Gesamtbilanz 
mit den USA
Die USA hatten unter diesen Aspekten für 
Breschnew eine ganz andere Qualität wie die 
westeuropäischen NATO-Staaten. Nicht die 
Europäer, nicht die NATO, nur die Amerika-
ner selbst konnten der Sowjetunion Parität 
beim Nuklearrüsten zugestehen.
So sah Breschnew zu seiner Freude, daß sich 
die Amerikaner schon Mitte der siebziger 
Jahre zu einer Reihe von bilateralen Abkom-
men mit der Sowjetunion auf nuklearem Ge-
biet bereitfanden. Gegenstand waren: der 
Stopp von Atomwaffentests in der Atmosphä-
re, Freihaltung des Meeresbodens, des Welt-
raums, des Mondes von Atomwaffen, Südame-
rika als atomwaffenfreie Zone. Auch hinsicht-
lich eines multilateralen Atomwaffensperrver-
trages — erforderlich wegen der steigenden 
Zahl von Schwellenmächten — hatte sich die 
Sowjetunion als verläßlicher Partner erwiesen. 
So entschloß sich Präsident Nixon 1969 zu 
Rüstungskontrollgesprächen mit der UdSSR 
über die Begrenzung Strategischer Waffen 
(SALT) — ein schwieriges und riskantes Un-
ternehmen. Denn die Sicherheit beider Super-
mächte war involviert. Trotz beiderseitigen 
Mißtrauens hatte man in Washington und 
Moskau begriffen: Im atomaren Zeitalter gibt 
es keine Alternative zur Koexistenz.
Anfang der siebziger Jahre kam es zum Höhe-
punkt der Entspannung zwischen den beiden 
Supermächten: 1972 unterzeichneten Bresch-
new und Nixon in Moskau den SALT-I-
Vertrag (er begrenzte die Zahl der Systeme zur 
Abwehr Strategischer Raketen) und ein Inte-
rimsabkommen für fünf Jahre (es begrenzte 
die Zahl offensiver Strategischer Raketen). 
1973 ging man noch weiter: In Washington 
wurde von Nixon und Breschnew ein Abkom-
men zur Verhinderung von Nuklearkriegen 
(laut Art. VII „unbegrenzt gültig“!) unterzeich-
net Es verpflichtete die beiden Großen auch 
gegenüber ihren Alliierten zu einem Krisen-
management, wo immer auf der Erde Kon-
flikte mit Eskalationsgefahr ausbrechen soll-
ten.
Aber was auch immer bei diesen großen Be-
gegnungen gesprochen oder in Vertragstex-
ten niedergelegt wurde, an keiner Stelle ge-
stand Nixon seinem Gegenspieler globale Pa-
rität der Rüstung zu. Kissinger hat zwar in den 
Jahren danach wiederholt die These aufge-
stellt, daß ein Kräfteungleichgewicht die Ag-
gression ermutige und daß der Friede auf ei-
nem Gleichgewicht globaler Stabilität beruhe. 
Aber gleichzeitig hat er immer betont, daß die 
USA der Sowjetunion in der Gesamtbilanz 
weit überlegen sei. (Zitat aus seiner berühm-



ten Bostoner Rede vom 11. März 1976 22 ) — 
also nach Angola: „Ungeachtet ihrer unver-
meidlichen Machtvermehrung bleibt die So-
wjetunion weit hinter uns und unseren Alliier-
ten bei jeder Gesamteinschätzung der militäri-
schen, wirtschaftlichen und technologischen 
Stärke zurück.")
d) Diese fortbestehende globale Überlegenheit 
der USA hat Breschnew niemals akzeptiert. Er 
hat in den siebziger Jahren weiterhin ver-
sucht, durch Rüstung globale Parität mit den 
Amerikanern zu erzielen. Und er hat gleich-
zeitig zwecks Ausgleich der globalen amerika-
nischen Überlegenheit die in Europa beste-
hende sowjetische Überlegenheit auf konven-
tionellem Gebiet aufrechterhalten. Letzteres 
war im Zeichen der europäischen Entspan-
nungspolitik nicht ganz einfach zu realisieren. 
Als Gegengabe für die von Moskau konze-
dierte Entspannung zwischen den beiden 
deutschen Staaten und im geteilten Berlin hat-
ten die NATO-Staaten in Verhandlungen über 
eine Konferenz für Sicherheit und Zusammen-
arbeit (KSZE) eingewilligt. Es ging Breschnew 
dabei nicht nur um die westliche Anerken-
nung des Status quo, wie er sich nach dem 
Krieg in Ost- und Mitteleuropa entwickelt 
hatte. Es ging ihm auch um wirtschaftliche und 
technologische Zusammenarbeit mit den gro-
ßen Industriestaaten, um den Rückstand der 
Sowjetunion auf diesen Gebieten zu überwin-
den.
Heikel war dabei das Problem der Sicherheit 
Europas. Ursprünglich hatte Stalin in den fünf-
ziger Jahren mit einer solchen Konferenz die 
gesamten euopäischen Staaten in den sowjeti-
schen Einflußbereich miteinbeziehen wollen. 
Aber davon war nicht mehr die Rede, nachdem 
sich die USA als Führungsmacht der NATO in 
Europa eingeführt hatte. So bestand Kissinger 
in den Vorverhandlungen zur KSZE darauf, 
daß zu den Themen der Konferenz auch ge-
genseitige ausgewogene Truppenreduzierun-
gen in Europa gehören sollten. Daraufhin 
schlug Breschnew vor, die militärischen 
Aspekte der europäischen Sicherheit in einer 
gesonderten Konferenz über Truppenreduzie-
rung in Mitteleuropa zu behandeln. Der Vor-
schlag wurde von der NATO angenommen 23). 
So entstand neben der KSZE in Genf und Hel-
sinki die MBFR-Konferenz in Wien.
Breschnew hatte zweierlei mit seinem Vor-
schlag erreicht: Zum ersten würden die außer-
ordentlich schwierigen militärischen Fragen 
die große politische Entspannungskonferenz 
von Helsinki nicht mehr belasten. Zum zwei-
ten war er aber fest entschlossen, im Rahmen 
der MBFR die in Mitteleuropa bestehende
22) Zitiert aus: Archiv der Gegenwart, 1976, 
S. 20065 F.
23) Archiv der Gegenwart 1972, S. 17425 D und 

S. 17328 B.

quantitative Überlegenheit der Truppen des 
Warschauer Pakts beizubehalten — wenn 
auch vielleicht auf beiderseits niedrigerem Ni-
veau.
Dem entsprachen die sowjetischen MBFR-
Vorschläge: zunächst der Moratoriums-Vor-
schlag, für die Dauer der Konferenz die zah-
lenmäßige Stärke der beiderseitigen Streit-
kräfte in Mitteleuropa nicht zu vergrößern. 
Dann ein heute noch auf dem Tisch liegender 
Vorschlag, das bestehende Kräfteverhältnis 
nicht zu verändern und beiderseits eine pro-
zentual gleiche Reduzierung der Streitkräfte 
herbeizuführen. Der Westen lehnte beides ab 
und forderte statt dessen, das für den Osten 
bestehende überlegene Kräfteverhältnis 
durch stärkere Reduzierung östlicher Streit-
kräfte in einen Zustand der Parität auf mög-
lichst niedrigem Niveau zu überführen. Aber 
das lag nicht in Breschnews Absicht, und so 
war die MBFR ein totgeborenes Kind.
Man hat dann jahrelang darüber gestritten, ob 
das bestehende Kräfteverhältnis unter Be-
rücksichtigung aller Faktoren (Zahlenstärke, 
Waffenart, Entfernung der beiden Haupt-
mächte von Mitteleuropa) mehr oder minder 
gleich ist — so Breschnew24 ) — oder nicht 
doch ein erhebliches konventionelles Überge-
wicht der Warschauer-Pakt-Staaten aufweist 
— so der Westen25 ). Daran hat sich bis heute 
nichts geändert, obgleich Breschnew dem We-
sten ein wenig entgegengekommen ist: a) mit 
der einseitigen Zurückziehung von 20 000 
Mann und 1 000 Panzern aus der DDR entspre-
chend seiner Ankündigung vom Oktober 1979 
und b) mit dem Angebot, weitere 20 000 Mann 
aus Mitteleuropa zurückzuziehen, wenn die 
Amerikaner 13 000 Mann aus diesem Raum 
entfernen würden.

24) In seiner Rede vor der Ost-Berliner Konferenz 
der Europäischen Kommunistischen Parteien im 
Juni 1976, Archiv der Gegenwart 1976, S. 20446.
25) Archiv der Gegenwart 1974, S. 19476 C: Erklä-
rung des NATO-Sprechers.

Doch Washington und Moskau wie auch die 
Europäer wissen heute, daß die großen ost-
westlichen Rüstungsprobleme für konventio-
nelle Streitkräfte und für Mittelstreckenkern-
waffen für den europäischen Raum und für 
das globale Kräfteverhältnis USA/Sowjet-
union in einem unlösbaren Verbund stehen 
(hierüber mehr in dem späteren Abschnitt „Si-
cherheits-Politik der Sowjetunion gegenüber 
der USA").

3. Die sozialistischen Staaten
im Sowjetblock

Der Sowjetunion konzentrisch vorgelagert 
sind die sozialistischen Staaten: im Westen 
die im Warschauer Pakt integrierten Staaten 



Bulgarien, ÖSSR, DDR, Polen, Rumänien und 
Ungarn. Im Osten bildet die gleichfalls militä-
risch in den Sowjetblock integrierte weiträu-
mige Mongolische Volksrepublik einen Puf-
ferstaat zwischen der UdSSR und China. Und 
im Süden wird Afghanistan gezwungen, ein 
der Mongolischen Volksrepublik vergleichba-
res sozialistisches Vorfeld der Sowjetunion zu 
werden. Versuche Stalins, nach dem Krieg in 
Nord-Persien ein ähnliches- sozialistisches 
Vorfeld zu schaffen, wurden bereits erwähnt.

Diesem sozialistischen Staatengürtel ist hier 
und da noch ein weiteres neutrales oder quasi-
neutrales Vorfeld vorgelagert, in dem auf kei-
nen Fall militärischer Einfluß westlicher Staa-
ten geduldet wird. Die Art der Neutralität ist 
wenig homogen: Finnland, Schweden, Öster-
reich, Afghanistan bis 1978. Vielleicht kann 
man auch das blockfreie Jugoslawien hierzu 
rechnen und Nordkorea, das zwischen China 
und der Sowjetunion einen Balanceakt aus-
führt

Das weite Vorfeld der osteuropäischen Staa-
ten, das im Laufe der Geschichte mehrmals 
das Einfallstor für westliche Invasionen nach 
Rußland gewesen ist, bildet heute für die So-
wjetunion eine gewisse militärische Sicherung 
des sowjetischen Territoriums bei einem kon-
ventionell geführten Krieg. Es könnte aber 
auch als Aufmarschgebiet für Offensiven in 
westlicher Richtung benutzt werden. In Mos-
kau wird demgegenüber herausgestellt, daß es 
primär um die Sicherung des Sozialismus mar-
xistisch-leninistischer Prägung in diesen Staa-
ten geht. Das braucht kein Widerspruch zu 
sein. Würde in einem dieser Staaten der Sozia-
lismus beseitigt, so könnte und würde dieser 
Staat nicht länger dem Warschauer Pakt ange-
hören. Die Sowjetunion selbst wäre bedroht, 
nicht nur wegen der Möglichkeit des Eindrin-
gens westlicher militärischer Macht. Sie wäre 
auch bedroht, weil sich der Geist dieser „kon-
terrevolutionären" Entwicklung von einem 
Lande zum anderen ausbreiten und vielleicht 
sogar das Mutterland des Sozialismus infizie-
ren würde.

Alle sowjetischen Führer waren bisher ent-
schlossen, Entwicklungen dieser Art sofort zu 
stoppen, wenn nötig, mit militärischer Macht 
zu zerschlagen. Chruschtschow hatte das 1956 
in Ungarn vorexerziert. Die Sowjetunion war 
die sozialistische Vormacht und bedurfte kei-
ner besonderen Legitimation zu derartigen In-
terventionen. Doch Breschnew war im Fall der 
ÖSSR 1968 subtiler. Wenn durch die innere 
Entwicklung in einem sozialistischen Land die 
gemeinsamen Lebensinteressen der übrigen 
sozialistischen Länder gefährdet werden, dann 
ist die Gemeinschaft der sozialistischen Staa-
ten nach dem Prinzip des proletarischen Inter-
nationalismus zum Eingreifen berechtigt und 

verpflichtet 26) . Der Einmarsch in die ÖSSR er-
folgte also in gemeinsamer Aktion der Staaten 
des Warschauer Pakts (nur Rumänien schloß 
sich aus). Die staatliche Souveränität soziali-
stischer Staaten des Warschauer Pakts wurde 
damit zugunsten des höheren Prinzips des 
Proletarischen Internationalismus beschränkt. 
Im Westen spricht man seitdem von der 
Breschnew-Doktrin der beschränkten Souve-
ränität In der Tat wurde mit der Breschnew-
Doktrin auch ideologisch gerechtfertigt, wor-
über machtmäßig bereits früher kein Zweifel 
bestand: Wer als Staat in die militärische Inte-
gration des Warschauer Paktes auf genommen 
wurde, der hatte eine Einbahnstraße beschrit-
ten, von der es kein Zurück mehr gibt. Dieser 
multilaterale Warschauer Vertrag über 
„Freundschaft, Zusammenarbeit und gegensei-
tigen Beistand" wurde noch durch ein Netz 
von bilateralen Freundschaftsverträgen der 
sozialistischen Staaten untereinander ver-
stärkt, in denen die Verpflichtung zu .brüderli-
cher Hilfe' betont wird.
Der Westen hat die Breschnew-Doktrin nie-
mals völkerrechtlich anerkannt. Er hat 1968 
gegen den Einmarsch der Sowjetunion und der 
fünf sozialistischen Staaten in die ÖSSR leb-
haft protestiert. Aber er hat es bei Protesten 
belassen, also das Faktum respektiert, um es 
nicht zu einem militärischen Ost-West-Kon-
flikt kommen zu lassen. Auch die Schlußakte 
von Helsinki läßt — nach westlicher Ansicht 
eindeutig — keine Interpretation zu, die mili-
tärische Interventionen ä la Prag 1968 in Zu-
kunft noch rechtfertigen könnte. Nur Rumä-
nien hat (zusammen mit Jugoslawien, das nie 
dem Warschauer Pakt angehörte) die Inter-
vention der Paktstaaten verurteilt und die 
Rechtfertigung mit dem Prinzip des Proletari-
schen Internationalismus verworfen. Die 
Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa von 1975 hat in 
Moskauer Sicht der Sowjetunion keine Ver-
pflichtung auferlegt, das Prinzip des Proletari-
schen Internationalismus nicht weiter im 
Sinne der Breschnew-Doktrin zu praktizieren. 
Die Frage, die für alle Warschauer-Pakt-Staa-
ten heikel ist und Unbehagen auslöst, ist erst 
jetzt wieder durch die Polen-Krise 1980/81 ak-
tuell geworden. Hierüber wird im Kapitel VIII 
„Die Gegenwart" berichtet.

4. Die USA als Gegenspieler 
der nuklearen Rüstung

a) Im Zentrum des Sowjetblocks liegt die So-
wjetunion selbst, die sozialistische Führungs-
macht, ohne die nach dem Glauben der Marxi-*

26) Boris Meissner, Die Breschnew-Doktrin, a. a. O.
S. 27 ff.



sten-Leninisten der Prozeß der Ablösung des 
Kapitalismus durch den Sozialismus stagnie-
ren würde. Jene kommunistische Vormacht 
also, die der Imperialismus und seine Vor-
macht USA — so muß es Moskau sehen — als 
die größte Gefahr für ihre weitere Existenz an-
sehen. Und diese Gefahr werden die USA nach 
dieser Logik um so stärker empfinden, je wei-
ter sich der weltweite revolutionäre Prozeß, 
sprich: der sozialistische Machtbereich; aus-
dehnt und der eigene Macht- und Einflußbe-
reich verengt. Die USA werden daher diese 
Machtverschiebung mit dem ganzen Gewicht 
ihres Einflusses und ihrer Militärmacht aufzu-
halten versuchen. Und daraus folgt aus Mos-
kauer Sicht, daß sich die USA zunehmend in 
die Rolle gedrängt sehen, anstelle von friedli-
cher Koexistenz eine Konfrontation mit der 
Sowjetunion zu suchen. Natürlich weiß man, 
daß auch Washington keinen Weltkrieg will. 
Aber man befürchtet in Moskau, daß die USA 
mit der globalen Überlegenheit ihrer Macht 
und ihrer technologisch ungeheuer entwickel-
ten Rüstung schweren Druck auf die UdSSR 
ausüben könnten. Resümee dieser Sicht: Die 
Sicherheit der Sowjetunion ist nur durch die 
USA bedroht. China tritt demgegenüber zu-
rück und könnte nur durch enge militärische 
Zusammenarbeit mit den USA gefährlich wer-
den.
b) Macht ist von Lenin über Stalin bis in die 
Gegenwart immer „militärische Macht“. Maos 
Satz: „Die Macht kommt aus den Gewehrläu-
fen", wird von allen Kommunisten geteilt. Si-
cherheitspolitik ist daher für Moskau in erster 
Linie militärische Machtpolitik, ist die Ent-
schlossenheit, die sowjetischen Streitkräfte in 
Waffenausrüstung, in Ausbildung und in ihrer 
operativen Strategie und Taktik so stark wie 
nur irgend möglich zu machen. Sie' müssen 
dem großen Gegner USA gewachsen sein, 
wenn dieser es wagen sollte, sie militärisch in 
die Schranken zu fordern. Mehr noch: Sie ha-
ben so gerüstet zu sein, daß sie der Gesamtheit 
ihrer potentiellen Gegner standzuhalten in 
der Lage sind: den USA den europäischen 
NATO-Staaten und China. Wenn man noch 
Japan hinzufügt, das zwar militärisch eine 
Null, aber wirtschaftlich eine Großmacht ist, 
dann müßte Moskau im Ernstfall damit rech-
nen, allein den vier anderen großen militäri-
schen oder wirtschaftlichen Machtblöcken 
dieser Erde gegenüberzustehen.

C Der Sowjetunion wird heute von den führen-
den Staatsmännern der NATO-Staaten der 
Vorwurf gemacht, in einem Jahrzehnt, in dem 
sich die NATO-Staaten, vor allem aber die 
USA zur Entspannung bekannten, das Ver-
hauen des Westens durch intensive Aufrü-
stung getäuscht zu haben. Dabei -wird insbe-
sondere auf die Produktion der technologisch 
hochqualifizierten Mittelstreckenraketen SS 

20 verwiesen. Die Sowjetunion verfolge mit 
der fortlaufenden Dislozierung (Stationierung) 
dieser Waffe seit 1976/77 die Absicht, die 
Amerikaner in Europa militärisch zu überho-
len.
Die sowjetische Führung stellt entschieden in 
Abrede, mit ihrer Rüstung in den vergangenen 
Jahrzehnten, insbesondere in den siebziger 
Jahren, bezweckt zu haben, die USA militä-
risch zu überholen. Ihr Ziel sei immer nur die 
Parität gewesen. Dagegen hätten die Amerika-
ner in dieser ganzen Zeit — und heute mehr 
denn je — den Willen gehabt, ihre technologi-
sche Überlegenheit in der Nuklearrüstung ge-
genüber der Sowjetunion aufrechtzuerhalten. 
Das werde die Sowjetunion niemals hinneh-
men.
Kommunisten weisen gern darauf hin, daß es 
stets die Amerikaner waren, die in der 
Rüstungstechnik mit Neuerungen vorange-
gangen sind. Der Sowjetunion sei dann nur 
übriggeblieben, die gleiche Technik auch bei 
sich zu entwickeln. Das ist in der Vergangen-
heit sicherlich richtig für die Atombombe, für 
.die Wasserstoffatombombe, für Raketen als 
Träger von Atombomben, für atomar betrie-
bene U-Boote, für U-Boote mit Mittelstrecken-
und Interkontinentalraketen, für atomare Ge-
fechtsfeldraketen im Kurzstreckenbereich 
(nur möglich durch Verkleinerung des de-
struktiven Wirkungsfeldes und durch größere 
Zielgenauigkeit), für Mehrfachsprengköpfe 
(MIRV), von gegenwärtig in Entwicklung und 
Produktion befindlichen Neuerungen ganz ab-
zusehen27). Doch ist es der Sowjetunion offen-
sichtlich gelungen, mit der landgestützten und 
mobil einsetzbaren Rakete SS 20 den techno-
logischen Vorsprung der USA jedenfalls auf 
dem Gebiet der eurostrategischen Mittel-
streckenraketen aufzuholen.

27) Dieter S. Lutz, Die Rüstung der Sowjetunion, Ba-
den-Baden 1979, S. 143.

d) Auch die jeweils gültige Strategie der 
NATO beweist nach Moskauer Ansicht den 
ungebrochenen Willen der Amerikaner, mili-
tärische Überlegenheit über die Sowjetunion 
zu behalten. Ursprünglich bestand die Strate-
gie der massiven Vergeltung (massive reta-
liation). Wenn die Sowjetunion sich gegenüber 
einem NATO-Staat einen schwerwiegenden 
völkerrechtswidrigen Akt, insbesondere eine 
Aggression, zuschulden kommen ließe, so 
mußte sie mit dem Einsatz der amerikanischen 
Atomwaffe und Zerstörungen ä la Hiroshima 
und Nagasaki rechnen. Die Abschreckung war 
glaubhaft— zunächst angesichts des amerika-
nischen Atomwaffenmonopols, danach bis 
Ende der fünfziger Jahre auf Grund der ein-
deutigen Überlegenheit der nuklearen Rü-
stung der UA. Aber dann schwand auf dem 
Gebiet der Interkontinentalraketen der ameri-



kanische Vorsprung dahin — und mit ihm 
auch die Glaubwürdigkeit einer Abschrek-
kung mit massiver Vergeltung.

Zwar bestand zunächst noch die Möglichkeit, 
den Gegner durch einen präventiven Erst-
schlag total zu vernichten — und mit ihm die 
gesamten Basen seiner Interkontinentalrake-
ten. Dann hätte der (einseitig durchgeführte) 
Nuklearkrieg der Giganten doch noch einen 
Sieger gehabt. Doch heute haben sich beide 
Seiten gegen einen Erstschlag des Gegners ge-
sichert. Die technologische Perfektion gestat-
tet es, den Erstschlag der Gegenseite so recht-
zeitig zu erkennen, daß der eigene Zweit-
schlag noch vor Eintreffen und Explosion der 
Interkontinentalraketen des Erstschlags abge-
schossen werden kann. Wer den (vermeintlich 
präventiven) Erstschlag riskieren wollte, weiß, 
daß er durch den gesicherten Zweitschlag des 
Gegners wenig später gleichfalls vernichtet 
wird. Man spricht daher heute auf dem Felde 
der wechselseitigen Interkontinentalraketen 
von einem Patt. Eine Drohung, diese Waffe 
einzusetzen, wenn der Gegner eine geplante 
völkerrechtswidrige Intervention oder Ag-
gression ausführt, ist schwerlich glaubhaft: Bei 
nüchterner Betrachtung wird sich die be-
drohte Regierung sagen, daß die Drohung ein 
Bluff ist und daß der Drohung im Falle ihrer 
Nichtbeachtung keine Tat folgen wird. Denn 
diese Tat — der atomare Erstschlag — würde 
gemeinsame Vernichtung bedeuten, Tod des 
Gegners und Selbstmord für das eigene Volk. 
In einer solchen Lage der gesicherten beider-
seitigen Vernichtung verlieren Drohung und 
Abschreckung ihre Glaubwürdigkeit. Nur ein 
verzweifelter Psychopath, der ohnehin verlo-
ren ist (wie Hitler 1945), wäre einer solchen 
Wahnsinnstat fähig. Trotzdem hielt die NATO 
weiter an der Strategie der Massiven Vergel-
tung auch bei eventuellen kleineren sowjeti-
schen Aggressionen fest.
Kennedy war als erster bemüht, eine neue 
Strategie in die NATO einzuführen: Die flexi-
ble response (= die abgestufte Reaktion). Mit 
ihr kam die amerikanische Überlegenheit in 
veränderter Form zur Geltung: Jeder sowjeti-
sche Vorstoß sollte weiterhin sofort zurückge-
schlagen werden, aber nicht mit massiver Ver-
geltung — das war eine unglaubwürdig gewor-
dene Abschreckung —, sondern angemessen, 
entsprechend der Art und Stärke des sowjeti-
schen Vorgehens. Man wollte also nicht gleich 
mit Kanonen auf Spatzen schießen. Aber die 
Antwort konnte und sollte zu einer Eskalation 
führen, wenn die NATO sich nicht anders 
durchsetzen konnte. Da die Sowjetunion der 
NATO seit Kriegsende konventionell überle-
gen war, bedeutete das im Falle eines vollen 
Einsatzes der sowjetischen konventionell 
überlegenen Truppen die Notwendigkeit für 
die NATO, taktische Atomwaffen im Kurz-

und Mittelstreckenbereich einzusetzen. Und 
in dieser Waffengattung waren die Amerika-
ner der Gegenseite in den sechziger Jahren 
noch weit überlegen. Die Abschreckung war 
wieder glaubhaft.
Die europäischen NATO-Partner wehrten 
sich fünf Jahre lang gegen die neue Strategie. 
Warum? Im Falle des Versagens der Ab-
schreckung waren nach der alten Strategie der 
massiven Vergeltung die Territorien der So-
wjetunion und der USA die eigentlichen Ziele 
der Interkontinentalraketen beider Seiten. 
Der Raketenkrieg hätte sich also nach der 
Wunschvorstellung der Europäer über sie hin-
weg zwischen den beiden Supermächten abge-
spielt28). Nach der neuen Strategie sollte nun 
aber der Krieg in Europa selbst stattfinden. 
Eine alsdann wohl unvermeidliche Auseinan-
dersetzung mit taktischen Atomwaffen mußte 
aber — selbst bei amerikanischer Überlegen-
heit — für Europa schwerste Verwüstungen 
und die Vernichtung der Völker dieses Konti-
nents zur Folge haben. Erst 1967 gab man dem 
Druck des amerikanischen Verteidigungsmi-
nisters McNamara nach. Man tröstete sich da-
mit, daß es ja nur um eine wirksame Abschrek-
kung gehe und daß der Fall des Versagens dei 
Abschreckung angesichts der amerikanischer. 
Überlegenheit ganz unwahrscheinlich sei 
überdies war die Aufrechterhaltung einer un-
glaubwürdigen Abschreckung (mit massivere’ 
taliation) allmählich als das größere Risiko er-
kannt (wenn nämlich der Gegner sich nicht 
bluffen läßt).

28) Henry Kissinger, The White House Years, Lor 
don 1979, S. 219.
29) Kissinger, a. a. O., S. 148.

e) Doch man hatte die Rechnung ohne den
Wirt gemacht. Moskau war nicht im min-
desten gewillt, die Überlegenheit der Ameri-
kaner im Mittelstreckenbereich hinzuneh-
men. Atomare Mittelstreckensysteme werder 
von der Sowjetunion aus drei Gründen als be 
sonders gefährlich für die Sicherheit del 
UdSSR betrachtet:
Zum ersten sind sie überwiegend im Besitz dei 
Supermacht USA Der Präsident der USA ha 
im Ernstfall allein über ihren Einsatz zu ent 
scheiden.
Zum zweiten liegt das Zielgebiet von Mittel 
Streckensystemen in der westlichen Sowjet 
Union, aber nicht in den USA (Ausnahme Alas 
ka, das von Sibirien zu erreichen ist). Sicher 
lieh gab und gibt es sowjetische U-Boote mi 
Atomraketen, die vom Atlantik oder vom Pazi 
fik das Territorium der USA erreichen könn 
ten. Doch waren die Russen zu Beginn de: 
SALT-Gespräche — wie Kissinger in seiner 
Erinnerungen schreibt29) — gerade in diese 
Waffenart den Amerikanern weit unterlegen 
Außerdem mag offenbleiben, ob nicht sowjeti 



sehe U-Boote im Atlantik angesichts der tech-
nologischen Perfektion von Ortungsgeräten 
ein wesentlich größeres Risiko eingehen als 
amerikanische U-Boote in der Nordsee, im 
Mittelmeer oder im Indischen Ozean.
Der dritte Grund, warum Moskau Mittelstrek-
kenraketen Anfang der siebziger Jahre als be-
sonders gefährlich ansah, bestand und besteht 
in ihrer kurzen Flugzeit von meist weniger als 
fünf Minuten. Sie können also ihre Ziele ohne 
Vorwarnung erreichen. Es besteht also keine 
gesicherte Zweitschlagskapazität — wie bei 
den Interkontinentalraketen. Sicherlich wer-
den Amerikaner und Russen beim Einsatz ih-
rer Mittelstreckenraketen in Europa als erstes 
versuchen, die Basen dieser Waffen der Ge-
genseite zu vernichten. Für Militärs ergibt 
sich daraus das verhängnisvolle Streben, in 
hochgespannter Lage dem Gegner mit dieser 
Waffe zuvorzukommen.
f) Welche Möglichkeiten hatte Moskau, um im 
Mittelstreckenbereich die Überlegenheit der 
Amerikaner auszugleichen? Der Versuch 
Chruschtschows, 1962 durch Stationierung 
von sowjetischen Mittelstreckenraketen auf 
Kuba eine gewisse Parität in der Bedrohung 
der Territorien beider Supermächte herbeizu-
führen, war an der Entschlossenheit Kennedys 
gescheitert. Nicht völlig, denn der Regierungs-
vergleich sah vor, daß die USA ihre bodenge-
stützten Mittelstreckenraketen aus Großbri-
tannien, der Türkei und Italien abzogen ). Da-
gegen verpflichtete sich die Sowjetunion, hin-
fort keine solche Raketen auf Kuba zu statio-
nieren. Doch es blieben genug Mittelstrecken-
systeme der NATO, die über das Vorfeld der 
sozialistischen Staaten in Osteuropa hinweg 
die UdSSR selbst bedrohten.

30

31) Gert Krell, Das militärische Kräfteverhältnis bei 
den nuklearstrategischen Waffen, in: Nuklearrü-
stung im Ost-West-Konflikt, S. 194.

Eine andere Möglichkeit bestand für Moskau 
darin, durch Verhandlungen und gütliche Ei-
nigung zu einer Parität im Mittelstreckenbe-
reich zu kommen. Die in der zweiten Hälfte 
der sechziger Jahre aufkommende Entspan-
nung zwischen der Sowjetunion und den USA 
ließ diesen Weg nicht ganz aussichtslos er-
scheinen. Breschnew machte den Versuch. Bei 
Beginn der SALT-Verhandlungen 1969 schlug 
die sowjetische Seite den Amerikanern vor, 
als „Strategische Waffen“ alle die Waffensy-
steme in die Verhandlungen miteinzubezie-
hen, deren Ziel das Territorium einer der bei-
den Supermächte sei. Der Vorschlag war aus 
der Sicht Moskaus logisch. Die Sicherheit bei-
der Supermächte wurde durch strategische 
Systeme direkt und unmittelbar bedroht. Es 
ging darum, diese Systeme zu begrenzen, und

30) Die sowjetische Führung sah etwaige sowjeti-
sche Mittelstreckenraketen auf Kuba als „forward 
based Systems“ an, die ein echtes strategisches 
Gleichgewicht UdSSR/USA herstellen sollten. Hüt-

ter in: Rüstungsbeschränkung und Sicherheit, Bonn 

zwar auf der Basis gleicher Sicherheit für 
beide Verhandlungspartner. Ein Kontrollab-
kommen, das sich nur auf Interkontinentalra-
keten beziehen würde, hätte nicht gleiche, 
sondern ungleiche Sicherheit für die UdSSR 
und die USA bedeutet. Denn die bestehenden 
Mittelstreckensysteme bedrohten die Sicher-
heit der Sowjetunion unmittelbar, nicht jedoch 
die Sicherheit der nur durch Interkontinental-
raketen erreichbaren USA. Aber die USA 
lehnten diesen Vorschlag sofort ab. Auch das 
war verständlich. Denn er hätte die Mittel-
streckensysteme der NATO, nicht aber die der 
Sowjetunion in die Verhandlungen einbezo-
gen.
Der Gegenvorschlag, die Verhandlungen auch 
auf die beiderseitigen Mittelstreckensysteme 
zu erweitern, wurde von Moskau abgelehnt. 
Der endgültige Kompromiß war alles andere 
als eindeutig. Man erfaßte in den Verhandlun-
gen alle Nuklearwaffen, die bis in die Kernlän-
der USA und Sowjetunion abgeschossen wer-
den können. Jedoch setzten die USA durch, 
daß die in Europa stationierten Nuklearstreit-
kräfte, die bis in die Sowjetunion hineinreich-
ten (= Forward Based Systems, FBS), aus den 
Verhandlungen herausblieben. Dafür gestan-
den die Amerikaner zu, daß die sowjetischen 
Mittelstreckensysteme, die zwar Westeuropa, 
aber nicht die USA erreichen können, gleich-
falls nicht Gegenstand der Verhandlungen 
sein sollten31)-
Die Leidtragenden waren bei diesem Gang der 
Dinge die europäischen NATO-Staaten, vor 
allem die Bundesrepublik Deutschland. Es 
heißt, daß die USA ihre europäischen NATO-
Partner in dieser für sie lebenswichtigen 
Frage konsultiert und daß diese dem amerika-
nischen Standpunkt der Beschränkung der 
SALT-Verhandlungen auf Interkontinentalra-
keten zugestimmt hätten. Das Motiv dieser 
aus heutiger Sicht fragwürdigen Zustimmung 
kann nur gewesen sein, daß man die Bedro-
hung durch sowjetische Mittelstreckenwaffen 
angesichts amerikanischer Überlegenheit in 
dieser Waffenart nicht so ernst nahm. Die Ab-
schreckung war glaubhaft, das Versagen der 
Abschreckung unwahrscheinlich. Es war die 
gleiche Logik, mit der man sich zwei Jahre zu-
vor auf die neue Strategie der flexible respon-
se eingelassen hatte.
So blieb als letzte Möglichkeit für Moskau, die 
amerikanische Überlegenheit in dieser Waf-
fengattung durch Nachrüstung auszugleichen. 
Die Pläne zum Ersetzen der veralteten sowje-
tischen Mittelstreckenraketen SS 4 und SS 5 
wurden in Auftrag gegeben. 1976/77 konnten 
die ersten SS-20-Raketen disloziert werden. 



Sie besitzen Mehrfachsprengköpfe und sind 
ebenso treffsicher wie die damaligen amerika-
nischen Mittelstreckenraketen. Doch macht 
man in Moskau darauf aufmerksam, daß die in 
den USA ab 1983 in Serienproduktion ausge-
lieferten Pershing II und Cruise Missiles eine 
größere Treffsicherheit aufweisen (angeblich 
von 30—50 m gegenüber 200—300 m bei SS 
20). Auch wird der vom Westen stark heraus-
gestellte Vorteil der Mobilität der SS 20 und 
ihrer infolgedessen gesicherten Zweitschlags-
kapazität von sowjetischer Seite durch die 
Feststellung relativiert, daß sowohl die sorg-
fältig vorbereiteten und genau vermessenen 
Abschußbasen als auch der Transport dieser 
gewaltigen Raketen schwerlich den amerika-
nischen Ortungssatelliten verborgen bleiben 
könnten. Viel wesentlicher ist dagegen die 
Reichweite der SS 20 von 4 500 km. Sie kann 
von Basen im Ural und sogar noch weiter öst-
lich Westeuropa erreichen, während die ame-
rikanischen Mittelstreckenraketen (bisher) 
keine vergleichbaren Reichweiten aufweisen. 
Das wird in Moskau als schwacher Ausgleich 
dafür angesehen, daß das Territorium der USA 
— abgesehen von Alaska und schmalen Strei-
fen im Norden am Atlantik und Pazifik — von 
der SS 20 nicht erreicht werden kann, wohl 
aber die westliche Sowjetunion den amerika-
nischen Mittelstreckenraketen offenliegt.
g) In ihrem Verhältnis zu den USA — und nur 
diese gesaratstrategische Bilanz interessiert 
hier — kann die sowjetische Aufrüstung ihrer 
Mittelstreckenraketen als Versuch gewertet 
werden, dem globalen Kräftegleichgewicht 
USA/UdSSR näherzukommen. In sowjetischer 
Sicht könnte dieses Ziel 1981—1983 erreicht 
sein. Dagegen wird von Moskau nachdrück-
lich bestritten, daß die Sowjetunion durch die 
SS-20-Raketen und die neuen Backfire-Bom-
ber global Überlegenheit über die USA er-
reicht hätte oder in den nächsten zwei Jahren 
erlangen könnte. Denn die USA liegen nicht 
im Zielgebiet dieser Raketen.
Nicht bestritten wird von sowjetischer Seite, 
daß sie im Verhältnis zu den europäischen 
NATO-Staaten — also in der eurostrategi-
schen Bilanz — Ende der siebziger Jahre den 
westlichen Vorsprung eingeholt hat. Gegen-
wärtig werden alljährlich etwa 90 SS-20-Rake-
ten mit etwa 60 Abschußlafetten produziert 
und disloziert32 ). Zwei Drittel davon werden 
mit Ziel Westeuropa eingesetzt, ein Drittel 
östlich des Urals in Richtung China. Daß durch 
diesen laufenden Einsatz eine zunächst gerin-
ge, aber immer fühlbarer werdende überle-
genheit herbeigeführt wird, soll uns im Kapitel 
VII „Die Gegenwart“ noch beschäftigen.

32) Theo Sommer, Die Euro-Gleichung, in: Die Zeit 
Nr. 18 vom 24. 4. 1981, S. 3. — Die dortigen Zahlen-
angaben sind von der Regierung — trotz der Auffor-
derung, dies zu tun — nicht dementiert worden.

33) Chruschtschows Drohung aus dem Jahre 1956 
(siehe S. 11) wurde von Falin, ehemals Botschafter 
der Sowjetunion in Bonn, in dem lesenswerten Spie-
gel-Interview vom 5. 11.1979, Heft 45, S. 38 ff., euphe-
mistisch als „Erinnerung" bezeichnet.

h) Es ist heute die Auffassung der Mehrzahl 
der maßgebenden Politiker in Europa, daß 
keine zureichenden Anhaltspunkte vorliegen, 
der sowjetischen Führung zu unterstellen, sie 
wolle im günstigen Zeitpunkt mit einer über-
raschend durchgeführten Offensive ihrer Pan-
zertruppen nach dem Westen durchbrechen. 
Dagegen steht zur Erörterung, ob nicht Motiv 
der sowjetischen Rüstung sein könnte, Europa 
ohne Krieg auf Grund der regional bestehen-
den militärischen Überlegenheit gefügig zu 
machen und langsam aber sicher dem ameri-
kanischen Einfluß zu entziehen.
Es ist die gleiche Frage, die Moskau im Ver-
hältnis zu den ÜSA bewegt. Auch der Kreml 
wußte in all diesen Jahren amerikanischer 
Überlegenheit auf nuklearem Gebiet, daß die 
USA keinen Krieg mit der Sowjetunion vom 
Zaun brechen würden, um die militärische 
Überlegenheit zu realisieren — es wäre dop-
pelter Selbstmord. Doch auch für Moskau ist 
der Gedanke unerträglich, daß Washington 
die bestehende Überlegenheit zum Druck aus-
nutzen könnte, um sowjetisches Wohlverhal-
ten in anderer Hinsicht zu erzwingen.
Diese Frage führt uns zum Kern der heutigen 
Problematik. Beide Seiten wissen, daß der 
technologisch Unterlegene in einem Atom-
krieg immer noch so viel technisch .gering-
wertigere' Kernwaffen einsetzen kann, daß 
auch der überlegene vernichtet wird. Die 
überlegene Supermacht wird sich daher hü-
ten, es zu einem Krieg kommen zu lassen oder 
auch nur einen Weg einzuschlagen, der in 
diese Richtung treibt. Wenn diese Rechnung 
aufgeht, würden also die wahnwitzigen Nukle-
arrüstungen einschließlich der technologisch 
vollkommensten Waffen niemals in einem 
Krieg Anwendung firiden.
Wozu dann das Ganze? Auch wenn es nicht zu 
einem Krieg kommt, so sehen sich doch beide 
Supermächte der Gefahr ausgesetzt — und das 
ist die Realität für Gegenwart und Zukunft 
und das eigentliche Motiv des heutigen Wett-
rüstens —, daß die Gegenseite mit einer er-
kennbar überlegenen Macht eine Erpres-
sungspolitik betreiben könnte. Wir sahen: Ab-
schreckung ist nur wirksam, also glaubwürdig, 
wenn sie von einer überlegenen Macht aus-
geht. Doch jetzt kommt eine Reflexwirkung 
hinzu: überlegene Macht kann auch zur Aus-
übung von Druck verwendet werden. Dazu be-
darf es gar keiner ausdrücklichen Erpressung. 
Die Überlegenheit übt eine psychologische 
Kraft aus, die von aufmerksamen Staatsmän-
nern auch ohne „Erinnerung“ einkalkuliert 
wird33 ).



Es steckt ein Stück Irrationalität in dieser Lo-
gik. Denn genau so wie die Abschreckung mit 
überlegener Macht kann auch Druck und Er-
pressung im Versagensfall nicht'ausgeführt 
werden. In beiden Fällen kann der Unterle-
gene den überlegenen im Kriegsfall immer 
noch in seinen Untergang mithineinziehen. 
Doch wir Menschen sind eben Wesen, die 
nicht nur rational, sondern auch irrational rea-
gieren. Vielleicht die nüchtern denkenden 
Staatsmänner weniger als die eigentlich Be-
troffenen, das Volk in seiner Emotionalität. Je 
größer die Spannungen in einem ernsten Kon-
flikt mit einer anderen Nuklearmacht, desto 
eher ist der Schwächere — das ist die techno-
logisch zurückliegende Macht — geneigt, ein-
zulenken. Das gilt besonders für Demokratien, 
in denen sich der Druck der öffentlichen Mei-
nung im Zeichen der Massenangst durchzu-
setzen pflegt.
i) Die Sowjetunion sieht ihre Sicherheit zwar 
primär durch die USA .bedroht. Aber auch die 
in Entwicklung begriffene asiatische Groß-
macht China muß ins Kalkül einbezogen wer-
den. Obgleich Breschnew 1969 in den Gefech-
ten am Ussuri Standvermögen bewies, stand 

eine Intervention für ihn nie zur Erörterung. 
Es hätte daraus ein langwieriger Krieg werden 
können, der letztlich nur der abseits stehen-
den Großmacht USA Vorteile gebracht hätte.

Breschnew weiß, daß China der Sowjetunion 
nur dann gefährlich werden könnte, wenn die 
USA China langfristig und in großem Umfang 
mit Waffen, Kapital und Know-how unterstüt-
zen würden. Die Amerikaner spielen zwar ge-
legentlich „die gelbe Karte", doch sind sie im 
Grunde zu einem massiven Engagement für 
China nicht bereit. Die Erfahrung mit Persien 
mahnt zur Vorsicht. Daß sich die beiden kom-
munistischen Länder wieder versöhnen könn-
ten, ist zwar vorerst unwahrscheinlich, aber 
für die fernere Zukunft keineswegs ausge-
schlossen.
Moskau bleibt im ideologischen Gespräch mit 
Peking und geht allen Schärfen im wechselsei-
tigen Verhältnis aus dem Weg. Die innere Ent-
wicklung der K.P. Chinas kann durchaus eines 
Tages wieder eine Annäherung zulassen. Auf 
diesen Moment wartet der Kreml geduldig — 
und vermeidet alles, was China in die Arme 
der USA treiben könnte.

1. Bewährte Grundsätze — Interdependenz 
des Weltgeschehens

a) Die dargestellte Entwicklung von Lenin 
über Stalin und Chruschtschow bis Breschnew 
setzt uns in die Lage, den Wandel der sowjeti-
schen Außenpolitik innerhalb zweier Genera-
tionen zu erkennen. Zugleich wird ersichtlich, 
mit welchen Grundsätzen wir weiterhin für 
die Gegenwart und die absehbare Zukunft 
rechnen können. Es sind dies m. E.:
1. Der Glaube an — in Moskau sagt man: das 
Wissen um — die Gesetzlichkeit des Histori-
schen Materialismus bildet das Fundament je-
der außenpolitischen Aktivität: die Gewißheit, 
daß in unserer Zeit die Ablösung des Kapita-
lismus durch den Sozialismus vonstatten geht. 
Doch hat sich die Sicht dessen, was man unter 
Weltrevolution zu verstehen hat, geändert. Sie 
ist nicht mehr — wie Marx und vielleicht Le-
nin es gesehen haben — die explosive Anein-
anderreihung proletarischer Revolutionen 
von einem Land zum anderen. Sie wird viel-
mehr heute begriffen als ein langfristiger ge-
schichtlicher Prozeß, der in vielen Regionen 
der Erde in mancherlei Abstufungen und in 
ganz unterschiedlichen Formen abläuft. Der 
Weg führt von der „imperialistischen Herr-
schaft" in mancherlei Etappen zum „sozialisti-
schen Internationalismus". Die Gegenwart 
stehe im Zeichen des Rückzugs der westlichen 
Führungsmacht USA aus der Dritten Welt

VII. Die gegenwärtige Lage
2. Die Aufgabe der Sowjetunion ist es nicht, in 
diesem Prozeß ihre Macht als Walze einzuset-
zen, um die Expansion des Sozialismus mit 
Krieg, militärischer Intervention oder Erpres-
sung zu betreiben. Das war die Strategie eines 
Lenin, eines Stalin. Sie ist im Zeitalter der 
Kernwaffen nicht mehr möglich. Wer sich vom 
„Imperialismus" befreien will, muß selber 
kämpfen. Er erhält für seinen Befreiungs-
kampf Waffen, aber keine Truppen. — Wenn 
aber eine sozialistische Befreiungsbewegung 
die Macht übernimmt, dann ist die Sowjet-
union im Rahmen ihrer Möglichkeiten bereit, 
einen Gegenschlag durch „imperialistische“ 
Kräfte zu verhindern.
3. Da die Sowjetunion noch keine Weltmacht 
ist, kann sie diese Rückendeckung nur in den 
der UdSSR näher gelegenen Regionen über-
nehmen. Das Vordringen des geschichtlichen 
Prozesses nach Mittelamerika stellt die So-
wjetunion vor große Probleme. Hier über-
nimmt Kuba stellvertretend die Aufgabe, ohne 
ihr angesichts des Mißverhältnisses der 
Macht Kubas zur US-Macht gerecht werden 
zu können. Kuba erhält von der Sowjetunion 
weiterhin alle nur möglichen Mittel, ein-
schließlich Waffen, zwecks eigenverantwortli-
cher Disposition für Mittelamerika.
4. Alles steht unter dem Leitsatz, nichts zu un-
ternehmen, was einen regionalen Waffengang 
der Sowjetunion mit den USA zur Folge haben 



könnte. Das Risiko der Eskalation zum Dritten 
Weltkrieg muß unter allen Umständen ver-
mieden werden.
5. Aus dem gleichen Grunde hat sich die Poli-
tik der friedlichen Koexistenz in Europa be-
währt. Sie wird vom Osten mit aller Intensität 
fortgesetzt werden. Da jedoch die USA und die 
europäischen Staaten unterschiedlich auf 
diese sowjetische Politik reagieren, sieht sich 
Moskau gezwungen, gegenüber den NATO-
Staaten diesseits und jenseits des Atlantik 
eine verschiedene Politik einzuschlagen.
b) Breschnew hat bis Ende der siebziger Jahre 
in der Dritten Welt, in Europa und im eigenen 
Machtbereich eine unterschiedliche Politik 
führen können. Ein Junktim bestand nicht, ob-
gleich der Westen zunehmend von einer Un-
teilbarkeit der Entspannung sprach. Doch die 
gegenwärtigen Spannungen haben das Ganze 
wieder zu einem interdependenten Gesche-
hen zusammengefügt. Die Ereignisse in Afrika 
und in Afghanistan haben die USA veranlaßt, 
von der Entspannung zur Konfrontation über-
zugehen. Die sowjetische Überlegenheit im 
eurostrategischen Bereich — entstanden sei-
tens der Sowjetunion als Gegengewicht zur 
globalen Überlegenheit der USA — hat die Eu-
ropäer auf den Plan gerufen und zum NATO-
Nachrüstungsbeschluß vom Dezember 1979 
geführt.
In Moskauer Sicht verfolgen die USA mit die-
sem Beschluß das Ziel, auf jeden Fall ab 1983 in 
Europa eine Front hochqualifizierter Mittel-
streckenraketen zu errichten. Sie wird die Si-
cherheit der Sowjetunion schwer gefährden, 
ohne daß diese die Möglichkeit hat, mit ihren 
Mittelstreckenraketen SS 20 das Territorium 
der USA zu erreichen. Die Sowjetunion hat da-
her ein lebhaftes Interesse bekundet, mög-
lichst bald mit den USA zu einem Abkommen 
zu gelangen, das gegen auszuhandelnde Zuge-
ständnisse der UdSSR die Stationierung der 
geplanten modernen amerikanischen Mittel-
streckenraketen in Europa verhindert.
Die unerwartete Entwicklung in Polen erhält 
ihrerseits eine besondere Schärfe durch den 
Druck der USA keine Verhandlungen über 
Mittelstreckenraketen zu führen, falls es nach 
bekannten Vorbildern zu einer sowjetischen 
militärischen Intervention in Polen kommen 
sollte. Auch muß der Kreml befürchten, daß in 
einem solchen Falle die an sich entspannungs-
freundlichen Europäer ganz auf den amerika-
nischen Konfrontationskurs übergehen.
Die Entwicklung in Mittelamerika kann zu 
Blockademaßnahmen der USA gegenüber 
dem „sowjetischen Stellvertreter" Kuba führen, 
was Repressalien der UdSSR gegenüber West-
Berlin nicht ausschließt. Die gesamte Erde ist 
in das Spannungsfeld USA — UdSSR geraten. 
Kein Geschehen kann mehr isoliert betrachtet 
werden.

c) Die gegenwärtige weltpolitische Lage wird 
von der sowjetischen Führung als außeror-
dentlich ernst beurteilt. Brandts Feststellung 
nach seiner Rückkehr aus Moskau im Juni 
dieses Jahres: „Breschnew zittert, wenn es um 
die Erhaltung des Weltfriedens geht" sollte 
trotz seines Pathos ernst genommen werden. 
Sie sollte auch nicht als Schwäche der Sowjet-
union gedeutet werden, wie es seit zwei Gene-
rationen bei den westlichen Rußland-Exper-
ten der Fall war. Doch die Sowjetunion ist von 
Jahrzehnt zu Jahrzehnt — trotz aller Mängel 
ihres Wirtschaftssystems — mächtiger gewor-
den und baut ihre Bastionen in der Dritten 
Welt aus, während sich die USA nach sowjeti-
scher Ansicht auf dem Rückzug befindet — 
was man in Moskau als einen naturgesetzlich 
bestimmten Geschichtsprozeß ansieht, den die 
sowjetische Außenpolitik angemessen berück-
sichtigt.

2. Der Machtkampf mit den USA — 
das nukleare Ringen

a) Die Sorgen der sowjetischen Führung über 
die weltpolitische Lage gründen sich darauf, 
daß — so glaubt man in Moskau erkannt zu ha-
ben — die neue Mannschaft im Weißen Haus 
den Weltfrieden nicht mehr durch bloßes 
Kräftegleichgewicht mit der Sowjetunion als 
gesichert ansieht. Die Amerikaner glauben, 
angesichts des hohen Standes ihrer Technolo-
gie ihre Überlegenheit als Weltmacht, aber 
auch in der Kernwaffenrüstung bewahren zu 
können. Noch sind verschiedene Neuerungen 
in Produktion: die sogenannten Marsch-Flug-
körper (Cruise Missiles), mit denen die feindli-
chen Radarschirme unterflogen werden kön-
nen, Neutronenbomben, deren Produktion 
einst von Carter gestoppt wurde und die nun 
wieder aufgenommen werden soll, MARV-
Mehrfachsprengköpfe, die nicht nur — wie die 
MIRV-Köpfe — einzeln verschiedene Ziele 
ansteuern können, sondern infolge laufender 
Korrektur des Kurses mit elektronischer 
Automatik eine hohe Treffgenauigkeit aufwei-
sen. Auch in der Weltraumrüstung (Killer-
Satelliten), in der sich Moskau in den letzten 
Jahren angesichts der amerikanischen Absti-
nenz einen Vorsprung erarbeitet zu haben 
glaubte, dürfte jetzt durch das gelungene 
Space-Shuttle-Experiment eine Wende zu ver-
zeichnen sein. Im Entwicklungsstadium befin-
den sich eine amerikanische Laserstrahlenka-
none, Satellitenortungsgeräte, die in Sekun-
denschnelle Panzer, Raketenstellungen, auch 
getauchte U-Boote präzise orten können, und 
manches andere mehr34 ).

34) Frankfurter Rundschau vom 15.5. 1979, Bericht 
von einer Tagung der Evangel. Akademie in Tutzing
zum Thema Abrüstungschancen trotz neuen Wett-
rüstens?“. Berichterstatter: Anton-Andreas Guha.



Moskau behauptet, alle diese Neuerungen — 
wie auch in der Vergangenheit — mit entspre-
chender Zeitverschiebung nachvollziehen zu 
können. In der Tat hat sich die sowjetische Rü-
stungsindustrie als außerordentlich leistungs-
fähig erwiesen. Die SS 20 beweist es. Dennoch 
ist nicht auszuschließen, daß sich die sowjeti-
schen Führer heute ernste Sorge machen, ob 
die Sowjetunion der in rasanter Entwicklung 
begriffenen Technologie der USA besonders 
auf dem Gebiet der Elektronik noch in glei-
chem Tempo zu folgen vermag. Nicht ganz am 
Rande spielt dabei die Sorge mit, daß bereits 
heute ein allzu großer Teil des sowjetischen 
Bruttosozialprodukts in die Rüstung wandert 
und daher in der Konsumindustrie fehlt. Die 
Vorgänge in Polen lassen vermuten, daß es 
Grenzen der Zumutbarkeit auch für den so-
wjetischen Arbeiter geben dürfte.
b)Noch größere Sorgen bereitet den Strategen 
im Kreml, daß die Strategie des Pentagons 
neuerdings immer mehr auf einen Regional-
krieg in Europa ausgerichtet wird. Wäre es 
wirklich möglich, einen Krieg der beiden Gi-
ganten auf Europa zu beschränken, so käme 
natürlich der Vorteil der isolierten Fernlage 
der USA zwischen Atlantik und Pazifik und 
der Nachteil der geographischen Lage der 
UdSSR, die einen Teil Europas bildet, voll zur 
Geltung.
Schon die Direktive Nr. 59 des scheidenden 
Präsidenten Carter, gerichtet an das Pentagon 
und verkündet in Reaktion auf den sowjeti-
schen Einmarsch in Afghanistan, weist diese 
Tendenz auf. Sie geht in der Festlegung selek-
tiver Einzelziele für die im westlichen NATO-
Bereich stehenden taktischen Kernwaffen von 
der Annahme aus, daß ein nuklearer Krieg in 
Europa angesichts der heutigen Zielgenauig-
keit taktischer Atomwaffen nicht nur geführt, 
sondern sogar gewonnen werden könne35 ). 
Diese Annahme wiederum basiert auf der The-
se, daß ein solcher Krieg der beiden Super-
mächte nicht auf das Territorium der USA — 
etwa durch Einsatz von Interkontinentalrake-
ten -übergreifen muß. Auf gleicher Linie lie-
gen Äußerungen der heutigen amerikani-
sehen Regierung, so etwa, wenn der neue Ver-
teidigungsminister Weinberger Anfang des 
Jahres feststellte: „Das Schlachtfeld des näch-
sten konventionellen Krieges wird Europa 
sein und nicht die USA."36 ) Wäre das richtig, so 
■st nach geltender NATO-Strategie der Ein-
satz von taktischen Kernwaffen angesichts der

37) Admiral a. D. La Rocque, Präsident des in 
Anm. 37 genannten Zentrums, behauptet es. La Roc-
que hat früher an der Strategischen Planung im Ver-
einten Generalstab der USA mitgearbeitet.

35) Eduard Neumaier, in: Süddeutsche Zeitung vom 
, 8. 1980: „Moskau droht Europäern mit Carters Di-

rektive 59."
36) Frankfurter Rundschau, Nr. 99 vom 29. 4. 1981, 

v1: Bericht von einer Tagung des Zentrums für 
yerteidigungsinformationen in Washington und 

der Universität Groningen zum Thema „Nuklear-
krieg in Europa“. 

konventionellen Überlegenheit der Sowjet-
union unvermeidlich.
In einem Regionalkrieg der beiden Super-
mächte in Europa spielen nach amerikani-
schem Urteil die atomaren Mittelstreckensy-
steme eine entscheidende Rolle. Aber gerade 
hier verschafft sich die Sowjetunion in diesen 
Jahren mit der Serienproduktion der SS 20 ei-
nen guten Vorsprung vor den Amerikanern. 
Die Mannschaft Reagan/Weinberger scheint 
fest entschlossen, diesen Vorsprung nicht nur 
einzuholen, sondern in der Mitte der achtziger 
Jahre die Sowjetunion wieder durch techni-
sche Neuerungen zu überholen. Daher ist das 
Pentagon an dem Nachrüstungsbeschluß der 
NATO vom November 1979 ganz besonders 
interessiert. Haben sich doch die europäi-
schen NATO-Staaten mit diesem Beschluß 
verpflichtet, in ihren Ländern eine Front mo-
dernisierter amerikanischer Mittelstreckenra-
keten zu akzeptieren.
Dagegen ist Washington nach Annahme des 
Kremls an dem zweiten Teil dieses sogenann-
ten Doppelbeschlusses der NATO weniger in-
teressiert, der alsbaldige Verhandlungen mit 
der Sowjetunion zum Zweck eines Rüstungs-
kontrollabkommens auf möglichst niedrigem 
Niveau für eben diese Raketen vorsieht. Mos-
kau drängt, diese Verhandlungen aufzuneh-
men, trifft aber einstweilen nur auf dilatori-
sche Taktik der Gegenseite. Selbst wenn es 
unter Druck der Europäer noch in diesem Jahr 
zur Aufnahme von Verhandlungen kommt, so 
weiß man doch sehr wohl in Moskau, daß der 
amerikanische Verhandlungspartner es im-
mer in der Hand hat, die Verhandlungen in die 
Länge zu ziehen und vorerst ohne Ergebnis zu 
betreiben. Die USA wollen eben zunächst ihre 
Raketenfront in Mitteleuropa installieren.
Moskau wird des weiteren zur Kenntnis ge-
nommen haben, daß — Zeitungsnachrichten 
zufolge — der amerikanische Verteidigungs-
minister Weinberger bei der Frühjahrskonfe-
renz der NATO in Rom bereits die Notwen-
digkeit betont hat, die im Nachrüstungsbe-
schluß der NATO vom November 1979 vorge-
sehene Zahl der in Europa zu dislozierenden 
amerikanischen Raketen weiter zu erhöhen.
Noch ernster bewertet man sicherlich in Mos-
kau aber Nachrichten aus dem Pentagon, wo-
nach die Führung im Begriff stehe, einen Krieg 
mit der Sowjetunion für unvermeidbar anzuse-
hen. Die militärischen Planer der USA — heißt 
es von kompetenter Stelle37) — seien über-
zeugt, daß „es früher oder später zum Krieg 
zwischen der USA und der UdSSR kommen 
wird — und dieser Krieg wird ein nuklearer 
sein".



Diese Pentagon-Planungen und namentlich 
die Reden des US-Verteidigungsministers ent-
halten sicherlich auch ein bewußtes Element 
der Abschreckung. Sie ist gerichtet an die 
Adresse der Sowjetunion und besagt: Wir sind 
auf alles vorbereitet und werden gegebenen-
falls euren konventionellen (oder auch nu-
klearen) Angriff mit unseren Kernwaffen zu-
rückschlagen. — Bei diesen Abschreckungsre-
den (und das gilt besonders für den amerikani-
schen Verteidigungsminister) wird aber über-
sehen, daß sie die Abschreckung in den Augen 
der Europäer ad absurdum führen können. Sie 
lösen bei Teilen der betroffenen europäischen 
Bevölkerung Reaktionen aus, die den Vertei-
digungswillen lähmen.
c) Das am 13. April 1981 veröffentlichte Weiß-
buch des britischen Verteidigungsministeri-
ums stellt mit großer Sorge fest, daß die sowje-
tische Industrie im vergangenen Jahre (1980) 
mehr als 250 Strategische Raketen38 ), rund 
1 300 Kampfflugzeuge, etwa 400 Militärhub-
schrauber, mehr als 3 000 Panzer, 5 größere 
überwasserschiffe, mindestens 9 Atomunter-
seeboote und 4 konventionelle U-Boote herge-
stellt hat. Das Schwergewicht der Rüstung 
liegt auf der Entwicklung einer offensiven und 
weltweiten Schlagkraft Das Weißbuch fügt al-
lerdings hinzu, es gebe keinen Grund zu der 
Annahme, daß die sowjetische Führung spe-
ziell einen Angriff auf die Nordatlantische Al-
lianz plane.

38) Die Zahl der eurostrategischen SS 20 beträgt 90. 
Welcher Art die verbleibenden 160 Strategischen 
Raketen sein sollen, sagt das Weißbuch nicht.
39) S. Anmerk. 37.

Die Abschreckung basiert aber nicht nur auf 
dem hohen Rüstungsstand der sowjetischen 
Streitkräfte, einschließlich der auf Westeu-
ropa gerichteten Mittelstreckenraketen. Zu 
ihr trägt auch wesentlich bei, daß sich die So-
wjetunion strategisch wichtige Basen in der 
Dritten Welt verschafft hat — Basen, die Aus-
gangspunkt für (den Westen gefährdende) Of-
fensiven sein könnten. Das gilt vor allem für 
die bereits erwähnten sowjetischen Positionen 
um das Erdölgebiet des Persischen Golfes.
Und noch eine letzte Möglichkeit besteht, ei-
nen Krieg der beiden Supermächte zu überste-
hen. Es sind Vorstellungen, die anscheinend 
im Pentagon ihren Ursprung haben39). Hier-
nach ist ein Krieg der beiden Supermächte in 
Europa führbar und sogar für die USA zu ge-
winnen, „wenn es gelänge, der Sowjetunion 
über den heißen Draht klarzumachen, daß man 
sie nicht atomar angreifen werde". Das wäre 
also ein Krieg, der in Europa, am Persischen 
Golf, vielleicht auch im Nahen Osten, am Ro-
ten Meer und im Süden Afrikas geführt würde, 
nur eben nicht auf oder über dem Territorium 
der USA und der Sowjetunion. Wenn es schon 
zu dem vernichtenden Weltkrieg kommen 

muß: eine erbauliche Variante für die beiden 
Supermächte, ihr eigenes Gebiet vor diesem 
Holocaust zu bewahren! Aber auch um diese, 
phantastische Alternative sicherzustellen, be-
dürfte es einer direkten Fühlungnahme zwi-
schen den Führungen beider Länder. Wenn 
etwa Verhandlungen über die Interkontinen-
talraketen (SALT II) und über die Mittelstrek-
kenraketen scheitern, könnte man sich wenig-
stens (ohne dies an die große Glocke zu hän-
gen) für den Ernstfall über die in beiderseiti-
gem Interesse liegende atomare Aussparung 
der Territorien von USA und Sowjetunion ei-
nigen.

3. Die erzwungene Duldung —
die polnische Konterrevolution

Während der Paukenschlag von Afghanistan 
den Westen — m. E. über Gebühr — aufs tief-
ste bestürzt hat, erfüllt das Crescendo der pol-
nischen Konterrevolution Moskau mit ohn-
mächtigem Zorn. Polen 1981 unterscheidet 
sich von Ungarn 1956 und der SSR 1968 in 
mehrfacher Hinsicht:
a) Dies ist — anders als der Duböek'sche Kurs-
wechsel in Prag vor 13 Jahren — eine Revolu-
tion von unten, getragen von der Arbeiter-
schaft Polens. Die „Diktatur des Proletariats“ 
erweist sich erstmals offen als eine Herrschaft 
der Kommunistischen Partei ohne Basis.
b) Die Polen sind trotz aller kommunistischen 
Erziehung zum Atheismus ein durch und 
durch gläubiges Volk geblieben. Ihr Papst er-
füllt sie mit unbändigem Stolz. Revoltierende 
Arbeiter mit Gottesdienst und Gebeten —wo 
hat es das je im sozialistischen Machtbereich 
gegeben?
c) Die sozialistische Geschichte Polens hat von 
Anfang an latent antisowjetische Tendenzen 
aufgewiesen, die der antirussischen Haltung 
des polnischen Volkes zur Zarenzeit entspre-
chen. Die Misere der sprichwörtlichen „Polni-
schen Wirtschaft" war zwar immer Anlaß der 
ständigen Aufstände der Jahre 1953, 1956, 
1968, 1970, 1976 und jetzt 1980/81. Aber dahin-
ter stand beim Volk, bei den Studenten und bei 
der Arbeiterschaft der Zweifel an der Effizienz 
des sowjetischen Sozialismus. War die kom-
munistische Herrschaft in Polen nicht in 
Wahrheit an den militärischen und wirtschaft-
lichen Interessen der Sowjetunion ausgerich-
tet?
d) Das Politbüro der Polnischen Vereinigten 
Arbeiterpartei unter der flexiblen Führung 
Kanias, des Nachfolgers des geschaßten Gie-
rek, gab sich zunächst — eingedenk der tsche-
choslowakischen Erfahrungen — moskautreu 
und revisionsfeindlich. Aber in dem Maße, wie 
die Gefahr einer sowjetischen Intervention ab-
nahm, erwies sich das höchste Organ der kom-
munistischen Partei als nachgiebig gegenüber



Walesa und seiner unabhängigen Gewerk-
schaft und sogar als reformfreudig gegenüber 
Leninschen Prinzipien der Parteiorganisa-
tion.
Kein Zweifel, dies ist eine echte Konterrevolu-
tion. Eine wirklich unabhängige Gewerkschaft 
mit Streikrecht auch gegenüber Partei und 
Staat ist ein klarer Bruch mit leninistischen 
Prinzipien. Lenin hielt nichts von freien Ge-
werkschaften. Sie haben als Transmissionsrie-
men den Willen der Partei und des (der Partei 
untergeordneten) staatlichen Arbeitgebers auf 
die Arbeiterschaft zu übertragen. Die Reform 
geht weiter. Die Erfolge der Gewerkschaft So-
lidarität haben andere auf den Plan gerufen. 
Die Bauern haben sich gewerkschaftlich orga-
nisiert, Studenten und Journalisten stellen 
Forderungen. Polizeistaatliche Eingriffe lösen 
Protestaktionen aus. Die Presse nimmt sich 
eine in kommunistischen Staaten ungeahnte 
Freiheit heraus. Die Partei selbst befreit sich 
von ihrer konservativen Verkrustung. Drei 
Viertel der Delegierten des Mitte Juli in War-
schau zusammengetretenen Sonderparteitags 
sind neu und vertreten eine wirkliche Reform: 
Alle Personalwahlen sind erstmalig geheim. 
Kania wird in direkter Wahl vom Parteitag als 
Sekretär bestätigt. Doch wie sich die Reform 
in der praktischen Wirtschaftspolitik verwirk-
lichen soll, bleibt vorerst offen.
Nur eines wird von allen betont und ist offen-
sichtlich an die Adresse Moskaus gerich-
tet: Polen bleibt ein sozialistischer Partner im 
Warschauer Pakt. Ein Zweifel an der Pakt-
treue Polens würde die Sicherheit des Sowjet-
blocks gefährden und Moskau zum Eingriff 
zwingen.
Warum hat die sowjetische Führung nicht 
längst eingegriffen und diesen konterrevolu-
tionären Gefahrenherd zerschlagen? Viele 
Motive mögen mitspielen; das entscheidende 
ist m. E., daß Breschnew angesichts der beun-
ruhigenden Weltlage die höchste Priorität den 
bevorstehenden Verhandlungen mit den USA 
über Rüstungskontrolle beimißt, vor allem 
hinsichtlich jener Raketen, die die Sicherheit 
der Sowjetunion bedrohen. Der noch vor Jah-
ren undenkbare Fall ist eingetreten, daß sich 
die USA mit ihrer Warnung „Keine sowjeti-
sche Intervention in Polen, sonst keine Ver-
handlungen über Raketen" in Moskau Gehör 
Verschaffen. Auch die europäischen NATO-
Staaten drohen, in einem solchen Fall sich 
ganz dem (ihnen an sich nicht sympathischen) 
harten Kurs der amerikanischen Führung an-
zuschließen. — Daß die Sowjetunion den pol-
nischen Revisionismus nicht auf Dauer hin-
nimmt, steht für mich außer Frage. Wann die 
außenpolitische Lage diesen schweren chirur-
gischen Eingriff gestatten und wie er sich ab-
spielen wird, kann niemand sagen — sicher-
lich auch das heutige Politbüro nicht. Ein an-

derer Generalsekretär nach Breschnew wird 
einen schweren Gang tun.

4. Die neue Rolle Europas zwischen der 
Sowjetunion und den USA

a) Je stärker die USA auf Kollisionskurs zur 
Sowjetunion gehen, desto mehr ist Moskau be-
müht, die europäischen Staaten auf Entspan-
nungskurs zu halten. Zu den vielen Motiven, 
welche die Sowjetunion schon vor einem Jahr-
zehnt zur Entspannung und Zusammenarbeit 
mit Westeuropa bewegten, ist heute ein neuer 
und wesentlicher Gesichtspunkt hinzugekom-
men: Die westeuropäischen Staaten haben ein 
starkes Interesse, daß sich die Spannungen 
zwischen der Sowjetunion und den USA nicht 
verschärfen. So geschlossen sich die NATO 
heute gibt — es kann Moskau nicht entgehen, 
daß es schwerwiegende Differenzen zwischen 
den NATO-Partnern diesseits und jenseits des 
Atlantiks gibt. Denn letztlich muß die unter-
schiedliche geostrategische Lage in Europa 
und den USA verschiedenartige Sicherheitsin-
teressen begründen. Das zeigt sich klar in der 
Frage der Mittelstreckensysteme: Das euro-
päische Interesse an baldigen Verhandlungen 
und einem Rüstungskontrollabkommen geht 
eher mit dem sowjetischen als mit dem ameri-
kanischen Interesse konform. Denn die euro-
strategischen Waffen verschonen das Territo-
rium der USA aber drohen West- und Osteu-
ropa einschließlich der westlichen Sowjet-
union zu verwüsten.
Zwar vertreten die NATO-Regierungen seit 
jeher den Standpunkt, die USA Kanada und 
die europäischen NATO-Staaten seien ein ge-
schlossenes Schutzgebiet. Mittelstreckensy-
steme der Sowjetunion, die Europa, aber nicht 
die USA bedrohen, seien nicht anders zu be-
werten als amerikanische Kernwaffen in Euro-
pa, welche Ziele in der Sowjetunion aufneh-
men können.
Doch Moskau setzt darauf, daß die Europäer 
dies als Fiktion verstehen: Europa — und 
nicht die USA — wird das Schlachtfeld bilden, 
wenn die Abschreckung versagt. Zur Inter-
kontinentalwaffe wird keine der beiden Su-
permächte greifen, weil es wechselseitiger 
Selbstmord wäre. Haben die Amerikaner sich 
nicht immer schon auf den Kampf in Europa 
eingerichtet und möglichst das eigene Territo-
rium ausgespart? Durch Einführung der 
NATO-Strategie der abgestuften Reaktion, 
nach der in Europa gekämpft werden soll, um 
eine alles (auch die USA) vernichtende mas-
sive Vergeltung zu vermeiden; durch Be-
schränkung der SALT-II-Verhandlungen auf 
Interkontinentalraketen, wodurch die Europa 
bedrohenden Mittelstreckenraketen, auf-
grund derer sich die USA damals stark fühlten, 
zum Rüstungswettrennen freigegeben worden 



sind; durch die Carter-Direktive Nr. 59, mit 
der sich das Pentagon auf einen regionalen 
Nuklearkrieg in Europa einstellt; und jetzt mit 
der NATO-Nachrüstung amerikanischer Mit-
telstreckenraketen in Europa, welche den 
USA große strategische Vorteile gegenüber 
der Sowjetunion verschafft. Die Initiative zu 
einer Korrektur des amerikanischen Kurses
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muß — eine logische Schlußfolgerung Bre-
schnews — von jenen Staaten ausgehen, die 
im Kriegsfall das nukleare Schlachtfeld bilden 
würden. Und man ist in Moskau davon über-
zeugt, daß die These westlicher Verteidi-
gungsminister ),  die Mittelstreckenraketen 
seien doch nur eine politische Waffe, die der 
Erhaltung des Friedens dienten, von den Völ-
kern Europas nicht ernst genommen wird.

Es gibt in Moskauer Sicht noch mehr divergie-
rende Interessen zwischen den USA und ihren 
NATO-Partnern: Die Westeuropäer haben 
kein Interesse an einem Rüstungswettrennen 
der beiden Großen. Je stärker die USA aufrü-
sten, desto mehr werden die Europäer zum 
burden-sharing, zur Kostendeckung mitheran-
gezogen. Angesichts der ernsten und sich 
ständig weiter verschlechternden Wirt-
schaftslage kommen die europäischen NATO-
Partner schon heute ihren finanziellen Ver-
pflichtungen aus dem Bündnis nur noch zum 
Teil nach. Sie üben Kritik an der neuen Rü-
stungspolitik des Teams Reagan /Weinberger/ 
Haig und wirken auch sonst mäßigend auf die 
harte Politik Washingtons ein — ganz im Ein-
klang mit den Interessen Moskaus. Sie warnen 
vor überzogenen Forderungen in der Polen-
frage — so etwa wenn Weinberger erklärt, 
Verhandlungen über eurostrategische Waffen 
kämen erst in Betracht, wenn die Russen ihre 
Truppen von den Grenzen Polens abzögen. Sie 
warnen vor militärischen Interventionen der 
USA in mittelamerikanischen Staaten. Sie ha-
ben unterschiedliche Ansichten über die Be-
teiligung an einem Expeditionscorps für Not-
fälle am Persischen Golf, über Waffenlieferun-
gen an afghanische Freiheitskämpfer.
Der Kreml sieht das alles mit Wohlgefallen 
und sucht die Europäer durch Entspannung in 
ihrer Haltung zu ermutigen. Doch er weiß 
auch, daß die Europäer fest zur NATO stehen 
— aber nicht zu den Bedingungen Washing-
tons.
b) Die gegenwärtige Entspannungspolitik der 
europäischen NATO-Staaten steht heute 
nicht nur im Zeichen der neuen Überlegenheit 
der Sowjetunion auf eurostrategischem Ge-
biet, die zu der bisherigen Überlegenheit auf 
konventionellem Gebiet noch hinzugekom-
men ist. Es geht auch um die Situation im Na-

hen Osten, wo sich die Sowjetunion Ausgangs-
positionen um das Erdölgebiet des Persischen
Golfes verschafft hat und also im Ernstfall den
für die europäischen Industriestaaten lebens-
wichtigen Olhahn zudrehen könnte.
Doch einen offensiven Vorstoß der UdSSR in
das Erdölgebiet würde Washingon — anders
als in Afghanistan — nicht hinnehmen und mi-
litärisch beantworten. Es wäre auch das Ende
der Entspannungspolitik mit den europäi-
schen NATO-Staaten. Breschnew hat solche
Risiken immer gescheut. Daran wird sich auch
unter seinem Nachfolger, wer immer dies ei-
nes Tages sein wird, nichts ändern. Es ist für
Moskau wesentlich vorteilhafter, daß Europa
unter dem Druck seiner Erdölabhängigkeit die
sowjetischen Basen um den Persischen Golf in
sein Kalkül aufnehmen muß und an entspann-
ten Beziehungen zur Sowjetunion interessiert
bleibt.
c) Die Politik der europäischen NATO-Staaten
ist heute primär darauf gerichtet, das in Eu-
ropa nicht mehr bestehende Kräftegleichge-
wicht zur Sowjetunion im Verhandlungswege
wiederherzustellen (für die konventionellen
Streitkräfte in der Wiener MBFR-Konferenz
wie für die Mittelstreckenraketen in den
bevorstehenden amerikanisch-sowjetischen
'Verhandlungen). Aber genau das — ein wirkli-
ches Gleichgewicht in Europa — ist für die so-
wjetische Führung nicht annehmbar. Der Ge-
genspieler für Breschnew auf diesem regiona-
len Felde sind nicht die Europäer, es sind pri-
mär die Amerikaner. Nur durch das sowjeti 
sehe Übergewicht in Europa sieht man in Mos-
kau ein global ausgewogenes Kräftegleichge 
wicht zwischen den beiden Supermächten al: 
gegeben an410)- Die USA sind auf allen fün 
Weltmeeren überlegen und in der Dritter
Welt überall interventionsfähig. Sie besitzet
eine gewaltige Wirtschaftskraft, die auf land 
wirtschaftlichem Gebiet bei einem Vergleich 
mit den riesigen Flächen der Sowjetunion ge 
radezu beschämend in Erscheinung tritt. Ma 
auch die Sowjetunion in der Rüstungs-, insbe 
sondere in der Nukleartechnologie den US?
auf dem Fuße folgen und ihr in der Weltraum 
forschung einstweilen ebenbürtig sein, sc
dürften doch die Amerikaner industriell au 
vielen Gebieten (insbesondere auf dem Gebie 
der Mikroprozessoren) weit voraus sein.

40) Hans Apel im Spiegel-Interview, Heft 29 vom 
13.7. 1981, S. 39.

41) Breschnew im Mai 1981 in Tiflis und Kiew sowi 
Brandt gegenüber.

Um so wichtiger ist es für die Sowjetunion, ih 
militärisches Übergewicht in Europa und un
das Erdölgebiet des Persischen Golfes zu wah 
ren und als Gegengewicht gegen die sonstige
Überlegenheit der Amerikaner anzusetzen
Ohne dieses Gegengewicht befürchtet Mos
kau unter den Druck der USA zu geraten: in
eigenen Machtbereich des Sowjetblocks be



der Bekämpfung .konterrevolutionärer' Ent-
wicklungen, wie sich heute in Polen zeigt; in 
der Dritten Welt, wo der geschichtliche Pro-
zeß der Zurückdrängung des .Imperialismus' 
stagnieren könnte. Europa und die Golfländer 
bilden gewissermaßen die Geiseln, die Ame-
rika daran hindern, ohne Krieg, aber mit der 
Fülle seiner wirtschaftlichen Macht den Sozia-
lismus schrittweise zurückzudrängen.
In Moskauer Sicht sind die Amerikaner ent-
schlossen, ab 1983 die im NATO-Beschluß vor-
gesehenen Mittelstreckenraketen moderner 
Bauart in Europa zu stationieren, um so das 
regionale Gleichgewicht auf diesem Konti-
nent wiederherzustellen. Aber damit würde 
für die Sowjetunion das globale Gleichgewicht 
im Verhältnis zu den USA verlorengehen. Die 
westliche Sowjetunion würde den amerikani-
schen Raketen offenliegen, ohne daß die Rus-
sen dafür ein Äquivalent in Händen hätten. 
Besonders die etwa 90 in der Bundesrepublik 
zu stationierenden Pershing II sind Moskau 
ein Dorn im Auge. Diese zielgenaue Waffe 
(mit nur 50 m Abweichung im Ziel auf 
2 000 km Entfernung) reicht wesentlich weiter 
in das sowjetische Gebiet hinein als die von 
England oder Italien gestarteten Raketen. 
Kommt es zu keinem Kontrollabkommen, da-
für aber zur Nachrüstung mit amerikanischen 
Mittelstreckenraketen in Europa, so ist Mos-
kau fest entschlossen, seinerseits die Produk-
tion und Dislozierung seiner SS 20 fortzuset-
zen, aber auch neuere Konstruktionen dieser 
Waffe einzusetzen. Breschnew hat dies bereits 
angekündigt42 ). Moskau bezeichnet diesen 
Rüstungsschritt als „Nach"-Rüstung (als was 
auch die gesamte bisherige Rüstung mit SS-20-
Raketen angesehen wird): Moskau will seine 
in Europa bestehende Überlegenheit nicht 
aufgeben. — Das sind die furchtbaren Sach-
zwänge des Wettrüstens, die mit beiderseits 
immer höherem Rüstungsniveau zu beider-
seits immer geringerer Sicherheit führen. Wer 
als erster diese Spirale abbricht und eine ge-
wisse Überlegenheit der anderen Supermacht 
hinnimmt, glaubt sich damit dem Risiko ausge-
setzt zu sein, in gespannter Situation dem 
Druck der Gegenseite nachgeben zu müssen.

5. Das Sicherheitsrisiko für die UdSSR: 
der Nachrüstungsbeschluß der NATO

d Moskau sucht in seiner eigenen Darstellung 
seit Jahren nach Wegen, wie es um das Wett-
rusten mit den Amerikanern herumkommt — 
und doch seine Überlegenheit in Europa be-
whrt: Es hat sich bemüht, die europäischen 
ATO-Staaten zu veranlassen, vor Beschluß-

assung über die Nachrüstung mit der Sowjet-
union in Verhandlungen einzutreten. Bresch-
——------
42) S. Anmerk. 41.

new hat im Oktober 1979 das Nichtbestehen 
offensiver Absichten durch die einseitige Zu-
rückziehung von 1 000 Panzern und 20 000 
Mann aus der DDR zu beweisen versucht. Der 
Westen hat nicht reagiert, sondern Anfang 
Dezember in der NATO den Nachrüstungsbe-
schluß gefaßt. Breschnew hat Anfang 1980 — 
inzwischen war die Sowjetunion in Afghani-
stan einmarschiert und Westeuropa aufs tief-
ste bestürzt — dem Westen angeboten, wei-
tere 20 000 Mann aus Mitteleuropa zurückzu-
ziehen, wenn auch die Amerikaner ihrerseits 
13 000 Mann in die Staaten zurücknehmen 
würden. Der Westen ist nicht darauf eingegan-
gen. — Breschnew hat sich dann bemüht (nach 
anfänglichem Zögern), die Verhandlungen mit 
den Amerikanern über die Mittelstreckensy-
steme beschleunigt in Gang zu bringen. Er 
schlug Ende 1980 für die Dislozierung neuer 
Mittelstreckenraketen ein beiderseitiges Mo-
rqtorium vor. Da die Serienproduktion der 
amerikanischen Mittelstreckenraketen so-
wieso erst 1983 anlaufe, wäre das praktisch für 
die Dauer von zwei Jahren ein einseitiger Ver-
zicht auf die Dislozierung der jährlich neu pro-
duzierten SS 20 im europäischen Bereich. Der 
Westen hat sich in keine Verhandlungen ein-
gelassen, sondern das sowjetische Angebot 
überraschend schnell abgelehnt.
Dies waren (aus sowjetischer Sicht nicht gerin-
ge) Zugeständnisse, gerichtet an die westeuro-
päischen Staaten, nicht zuletzt an die Bundes-
republik Deutschland. Denn von ihnen sollte 
ja jener Einfluß ausgehen, der die Amerikaner 
zur Aufgabe ihrer harten Haltung gegenüber 
der Sowjetunion veranlassen könnte, Doch die 
Westeuropäer folgten dem Rat ihrer westli-
chen Führungsmacht und zeigten Moskau die 
kalte Schulter.
b) Doch da bietet sich Moskau eine Chance, 
um das Wettrüsten herumzukommen, den 
Nachrüstungsbeschluß der NATO zu Fall zu 
bringen und so ohne große Zugeständnisse die 
Überlegenheit in Europa zu behalten. Mit Ge-
nugtuung wird Breschnew nämlich festgestellt 
haben, daß die westeuropäischen Regierungen 
in ihrer klaren Haltung zum NATO-Beschluß 
zunehmend unter den Druck eines Teils der 
öffentlichen Meinung und abweichender An-
sichten ihrer Parteibasen geraten. Es begann 
bei den kleineren NATO-Staaten. Heute sind 
nur noch drei europäische Staaten bereit, die 
amerikanischen Mittelstreckenraketen zu sta-
tionieren: Großbritannien, die Bundesrepublik 
Deutschland und Italien. (Frankreich mit sei-
nen „privilegierten Beziehungen zur Sowjet-
union“ war seit dem Ausscheiden aus der 
NATO ohnehin nicht mit im Rennen.)
c) Die Regierungen dieser drei Staaten wissen, 
worum es geht: zunächst einmal den USA eine 
starke Position in den Verhandlungen mit der 
Sowjetunion zu sichern. Denn nur wenn die 



wenn die sowjetische Regierung davon über-
zeugt ist, daß es beim Scheitern der Verhand-
lungen zur Nachrüstung, also zur Stationie-
rung der amerikanischen Raketen in Europa 
kommt, wird sie bereit sein, ein Rüstungskon-
trollabkommen mit erheblichen Zugeständ-
nissen zu machen. Würden die europäischen 
Regierungen den NATO-Beschluß nur noch 
halbherzig decken und andeuten, daß sie beim 
Scheitern der Verhandlungen an der späteren 
Nachrüstung wenig interessiert sind, würden 
die Aussichten der Amerikaner, die sowjeti-
schen Verhandlungspartner zu einem weitge-
henden Abbau ihrer SS 20 zu bewegen, gering 
sein. In der Tat lassen der Bundeskanzler und 
sein Außenminister mit voller Rückendek-
kung der Opposition keinen Zweifel darüber 
aufkommen, daß die Bundesrepublik nachrü-
sten und die Dislozierung der amerikanischen 
Raketen auf ihrem Gebiet herbeiführen wird, 
wenn sich die Verhandlungen in die Länge 
ziehen oder gar scheitern.
Doch je glaubwürdiger die Bundesregierung 
ihren Willen zur Nachrüstung gegenüber der 
Sowjetunion manifestiert, desto mehr kommt 
in der Bevölkerung die Sorge auf, was denn im 
Nachrüstungsfall passieren würde, wenn die 
vielgepriesene Abschreckung versagt. Diese 
Sorgen kontert man mit dem alten Argument: 
Es ist ja gerade der Zweck dieser amerikani-
schen Raketenfront in Europa und im Bundes-
gebiet, vermittels ihrer glaubwürdigen Ab-
schreckung aggressive Akte der Sowjetunion 
zu verhindern. Doch diese Argumentation 
wird von Teilen der Bevölkerung nicht mehr 
ohne weiteres hingenommen. Erstmalig be-
ginnt man sich angesichts der kritischen 
Weltlage, der amerikanischen Rüstungspolitik 
und der sowjetischen Überlegenheit in Europa 
der Problematik von Abschreckung und Nu-
klearrüstung bewußt zu werden. Die Frage: 
Was ist, wenn die Abschreckung versagt? läßt 
sich nicht mehr beiseite schieben.
Das war früher anders. Die großen Entschei-
dungen auf atomarem Gebiet — die Einfüh-
rung der NATO-Strategie der flexiblen Reak-
tion, die Beschränkung der SALT-II-Verhand-
lungen auf Interkontinentalraketen, die Rü-
stungsbeschlüsse der NATO einschließlich 
des Beschlusses vom Dezember 1979 — all 
diese Entscheidungen wurden im wesentli-
chen nur innerhalb der Regierungen und von 
NATO-Experten erörtert. Presse und parla-
mentarische Oppositionsparteien hatten kei-
nen Grund, die Regierungsentscheidungen zu 
kritisieren. Die Konfrontation zwischen Ost 
und West, die nur auf dem Bündnis mit den 
USA beruhende Sicherheit Westeuropas, die 
Überlegenheit der amerikanischen Kernwaf-
fenrüstung ließen die Abschreckungstheorie 
unangefochten. Die Möglichkeit des Versa-
gens der Abschreckung stand nicht zur Erörte-
rung.

Die derzeitige innenpolitische Entwicklung in 
Westeuropa, vor allem in der Bundesrepublik, 
kommt Breschnew außerordentlich gelegen, 
Er erlebt heute zu seiner Genugtuung, daß sich 
die Bundesregierung in ihrer Treue zum 
NATO-Beschluß einer zunehmenden Protest-
bewegung gegenübersieht. Diese geht quer 
durch die ganze Bevölkerung, ist jedoch stär-
ker im linken als rechten Spektrum, in den 
jüngeren als in den älteren Jahrgängen, in der 
Basis der Parteien der Koalition als in ihren 
Repräsentanten angesiedelt. Im Bundestag be-
kennt sich nur der linke Flügel der SPD zu die-
ser Protestbewegung; doch deckt er die Regie-
rung, wenn die Gefahr besteht, daß diese 
durch ein Mißtrauensvotum der CDU/CSU-
Opposition gestürzt werden könnte. Obgleich 
sich die Kommunistische Partei mit ihren 
Hilfsorganisationen im Einklang mit Moskau 
intensiv für diese Massenbewegung unter-
schiedlichster Kräfte einsetzt, wäre es grund-
falsch anzunehmen, daß sie nur auf deren Initi-
ative und Propaganda zurückgeht und getarnt 
aus der Sowjetunion gelenkt wird. Gerade in 
einer freiheitlichen Demokratie mußte die 
Problematik von Atomrüstung und Abschrek-
kung sowie die Frage nach den Folgen der Ab-
schreckung im Falle ihres Versagens aufbre-
chen und aus dem engeren Kreis von Politi-
kern und Intellektuellen die Breite der Bevöl-
kerung mit ihren Ängsten und Emotionen er-
reichen. Für Moskau bestehen wenig Zweifel: 
Diese Massenbewegung steht erst am Anfang 
ihres Wirkens.

d) Es kann andererseits auch keinem Zweifel 
unterliegen: Wären Marxisten-Leninisten so-
wjetischer Prägung in unserer Situation, wür-
den sie keine Sekunde zögern, den Weg der 
Nachrüstung zu beschreiten, Sie haben es ja 
drei Jahrzehnte praktiziert. Aber in der heuti-
gen Situation werden sie, um ihre Überlegen-
heit in Europa behalten zu können, die psycho-
logischen Nachteile der Gegenseite voll aus-
nutzen. Denn propagandistisch sind natürlich 
die Chancen all derer, die für Frieden, Abrü-
stung, Entspannung und gegen das wahnwit-
zige Aufrüsten besonders auf nuklearem 
Felde eintreten, wesentlich günstiger. Wer 
kann sich der einfachen Logik entziehen, daß 
der Satz „Erst aufrüsten, um erfolgreich abrü-
sten zu können“ normal reagierende Men-
schen zum'Widerspruch reizen muß?

Im eigenen Land hat die sowjetische Führung 
die öffentliche Diskussion dank der staatlich 
beherrschten Medien völlig in der Hand. Im 
Westen dagegen findet die öffentliche Diskus-
sion nicht unter Kontrolle der Regierung statt. 
Die Regierung ist vielmehr voll dem Druck der 
öffentlichen Meinung ausgesetzt. Eine breite, 
aus vielen Schichten kommende Massenbe-
wegung kann mit ihren vereinfachenden, aber 
stark auf Emotion beruhenden Argumenten 



die öffentliche Meinung weit mehr beeinflus-
sen als eine von Regierung und Parteien geför-
derte Aufklärungskampagne mit sachgerech-
ter, aber komplizierter und intellektuell 
schwer verständlicher Beweisführung. (Womit 
nicht gesagt sein soll, daß der Protestbewe-
gung keine trefflichen rationalen Argumente 
zur Verfügung stehen. Nur, wer die Masse er-
reichen will, kommt ohne emotionale Appelle 
nicht aus. Und die Regierung sieht sich ge-

zwungen, auch emotional zu argumentieren: 
Der Atomkriegs-Angst wird die Russen-Angst 
entgegengesetzt.)

So stehen für die kommenden Monate und 
Jahre aufreibende Auseinandersetzungen be-
vor. Sie erfahren sicherlich durch „Erinnerun-
gen" der Sowjetunion an das drohende Faktum 
des über uns hängenden Damoklesschwertes 
eine dramatische Zuspitzung.

VIII. Ergebnis der Analyse:
Die Ideologie als Fundament der Außenpolitik

a) Kehren wir am Schluß zu der Frage nach 
den Motiven der sowjetischen Außenpolitik 
und nach der Funktion der Macht im Rahmen 
ihrer Strategie zurück. Ich bekenne mich zu 
der Ansicht, daß nach sowjetischem Selbstver-
ständnis die marxistisch-leninistische Ideolo-
gie auch für die Außenpolitik das Fundament 
der langfristigen Zielsetzung und der weiträu-
migen Strategie abgibt. Langfristiges Ziel ist 
und bleibt die Weltrevolution, worunter heute 
der geschichtliche Prozeß der Ablösung des 
Imperialismus durch den Sozialismus verstan-
den wird. Die Strategie ist darauf gerichtet, 
diesen Prozeß zu fördern: in der Dritten Welt 
durch den Rückhalt der werdenden Welt-
macht Sowjetunion; in West- und Mitteleu-
ropa durch friedliche Koexistenz und macht-
mäßige Absicherung; gegenüber den USA 
durch ein globales Kräftegleichgewicht; ge-
genüber China (wie gegenüber Europa) durch 
friedliche Koexistenz und machtmäßige Absi-
cherung; im eigenen Sowjetblock durch Kon-
solidierung der sozialistischen Macht und Zer-
schlagung jedweder .konterrevolutionärer' 
Entwicklung. In diesem Rahmen bleibt für die 
Lenker der Sowjetunion in Partei und Staat ge-
nug Bewegungsfreiheit, um sich den Erforder-
nissen der Stunde und des Ortes pragmatisch 
anzupassen.
Ausgangspunkt für diese Beurteilung bleibt 
für mich der Glauben der Sowjetführer an den 
Historischen Materialismus als Schlüssel zur 
Weltgeschichte. Von Lenin stammt die Ent-
schlossenheit, diesen Lauf der Weltgeschichte 
nicht abzuwarten, sondern revolutionär auf 
staatlicher und parteilicher Ebene zu forcie-
ren. Stalin führte die Macht der Sowjetunion 
als neue Komponente in die kommunistische 
Ideologie ein. Wer indessen seit Stalin keine 
ideologischen Motive mehr, sondern nur noch 
Machtdenken als Fundament der sowjeti-
schen Außenpolitik anerkennen will, ver-
kennt die Chruschtschow'schen Reformen des 
AX. Parteitags. Sie sind der Versuch, die Ver-
wirklichung der alten Ziele von Marx und Le-
nin angesichts der Zwänge der Nuklearwaffen 

mit neuer Strategie ins Auge zu fassen. 
Breschnew handhabt diese Strategie ebenso 
vorsichtig wie zielstrebig. Nichts wäre verfehl-
ter, als anzunehmen, daß er mit der Koexi-
stenzpolitik in Europa die ideologischen Ziele 
abschreibt. Ebenso falsch wäre es m. E., 
Breschnews Politik in der Dritten Welt als blo-
ßen Ausdruck einer expansiven Machtpolitik 
der werdenden Weltmacht Sowjetunion zu 
deuten — ganz unabhängig von jeglicher 
Ideologie.
b) In Moskauer Sicht ist die treibende Kraft 
des Geschehens in der Dritten Welt der Trend 
der Geschichte selbst, wie er sich aus der Ge-
setzlichkeit der Erkennnisse des Historischen 
Materialismus ableiten läßt. Das gilt auch für 
den weltweiten Prozeß der Entkolonialisie-
rung, der sich gegen den Willen der einstigen 
Kolonialmächte — und nicht aufgrund der so-
wjetischen Machtpolitik — durchgesetzt hat. 
Der Kreml bestreitet nicht, daß er im Einklang 
mit den Forderungen Lenins diesem ge-
schichtlichen Trend kräftig nachhilft: In den 
Befreiungskämpfen mit Waffen und Ausbil-
dung, nach der Machtübernahme durch den 
Rückhalt der Sowjetmacht oder (in fernen Re-
gionen) durch Engagement des Stellvertreters 
Kuba. Doch es wird betont: Kämpfen müssen 
die Völker selbst. Daß sich gerade im mittel-
amerikanischen Einflußgebiet der USA immer 
wieder Menschen und Völker zu Kampf und 
Revolution bereitfinden, wird als Beweis eines 
aktiven geschichtlichen Prozesses gewertet.
Moskau setzt sich dafür ein, daß sich beide Su-
permächte jeglicher Einmischung in die Ge-
schehnisse der Dritten Welt enthalten. Dann 
kann sich in Moskauer Sicht der geschichtli-
che Prozeß hier aus eigener Kraft entwickeln 
und durchsetzen. Deshalb wird auch in einem 
von Breschnew Ende April 1981 proklamier-
ten Verhaltenskodex gegenüber der Driften 
Welt im ersten Prinzip das Recht jedes Landes 
herausgestellt, „die inneren Angelegenheiten 
ohne äußere Einmischung zu entscheiden. 
Außerdem muß auf Versuche verzichtet wer-



den, die auf Herrschaft oder Hegemonie abzie-
len oder Länder in die Interessenssphäre einer 
anderen Macht eingliedern“43 ).

43) Frankfurter Rundschau, Nr. 99 vom 1.5. 1981, 
Anlaß: Rede zu Ehren von Ghaddafi.

Natürlich gilt das nur für die Dritte Welt von 
Mittelamerika über Afrika bis zum Nahen 
Osten. Es gilt nicht für die Interessens- und Si-
cherheitssphäre der Sowjetunion von Afgha-
nistan bis Osteuropa.
c) Und wie steht es in Europa? Hat die sowjeti-
sche Führung auf diesem Kontinent das Ziel, 
die nichtsozialistischen Staaten schrittweise 
mit Hilfe ihrer regionalen militärischen Über-
legenheit in den sozialistischen Machtbereich 
zu überführen, auf gegeben? Droht uns ange-
sichts der sowjetischen Machtpolitik, wenn 
wir nicht aufpassen, das Schicksal Afghani-
stans? Ich halte eine solche Annahme für eine 
Verkennung des Wandels der Ideologie, von 
der die Strategie der sowjetischen Außenpoli-
tik seit 1956 bestimmt ist:
1. Die völkerrechtswidrige Invasion in Afgha-
nistan im Dezember 1979 war keine machtpo-
litische Expansion, sondern (nicht anders als 
Prag 1968 und Budapest 1956) eine militärische 
Intervention, die verhindern sollte, daß dieses 
de facto bereits seit einem Jahr in den Sowjet-
block inkorporierte Land einem antisowjeti-
schen und antikommunistischen Regime zu-
fiel — so die Sicht Moskaus.
2. Die Rüstung der Sowjetunion und ihr militä-
risches Übergewicht in Europa sind Ausdruck 
eines Ringens mit den USA um ein globales 
Kräftegleichgewicht; Versuche, den Sowjet-
block auf Teilgebiete des NATO-Bereiches zu 
erweitern, würden — einerlei, mit. welcher 
Taktik praktiziert — die Gefahr eines Dritten 
Weltkrieges auslösen, den die sowjetische 
Führung mit allen Mitteln zu vermeiden 
sucht.
3. Schließlich wissen Breschnew und sein Po-
litbüro, daß der geschichtliche Prozeß einer 
proletarischen Revolution in diesem Konti-

nent seit langem stagniert. Den Westeuro-
päern mit Druck der sowjetischen Macht ei-
nen kommunistischen Machtwechsel aufzu-
zwingen, das mag zu Stalins Zeiten zur Erörte-
rung gestanden haben — es würde heute das 
Ende der friedlichen Koexistenz bedeuten und 
das Lebenswerk Breschnews zerstören.
Doch von einem bleiben Marxisten-Lenini-
sten felsenfest überzeugt: Mag der geschichtli-
che Prozeß auch zeitweilig oder langfristig auf 
der Stelle treten, eines Tages wird er doch 
kraft innerer Gesetzlichkeit wieder in Gang 
kommen. Die Ideologen im Kreml von Suslow 
bis Ponomarow sprechen es offen aus: Die zyk-
lisch immer schwereren Krisen der westlichen 
Wirtschaft mit ihrer steigenden Arbeitslosig-
keit, Inflation und Staatsverschuldung, mit im-
mer zahlreicheren Streiks1, Demonstrationen 
und Krawallen, mit einer Jugend, die mit den 
Widersprüchen unserer Welt nicht mehr fer-
tig wird und resigniert oder revoltiert — all 
das wird als Zeichen einer nicht mehr fernen, 
tiefgehenden Umwälzung angesehen. Dabei 
projiziert man allerdings die schweren Sorgen, 
die das eigene, theoretisch vollkommene so-
zialistische System in der Praxis bereitet, auf 
den ideologischen Gegner. Wie es überhaupt 
allen Ideologen in Ost und West seit 1917 
schwerfällt, sich mit der bleibenden Existenz 
der angeblich dem Untergang geweihten Welt 
der Gegenseite abzufinden!
Wenn es aber wirklich — diese über mein 
Thema hinausgehende Konklusion sei mir ge-
stattet — noch in diesem Jahrhundert zu ei-
nem show down in Ost oder West kommen 
sollte —ich bezweifle es! —, dann möchte ich 
eines aus meiner Kenntnis unserer eigenen 
oder jener östlichen Welt vorhersagen: Nicht 
Krieg oder militärische Erpressung, nicht 
Kräfteungleichgewicht und Rüstungsdrama-
tik, nicht sowjetische oder amerikanische Mit-
telstreckenraketen in Europa werden den Zu-
sammenbruch hier oder dort herbeiführen — 
es könnte eher ein west-östliches Wettrennen 
geben, wer zuerst den im eigenen System üp-
pig wuchernden Krisen und chaotischen Er-
scheinungen erliegt.



Berichtigung
In der Replik von Horst A. Kukuck auf die Stellungnahme des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu seinem Beitrag „EG-Agrarpolitik: 
Kurswechsel oder Bankrott" (B 35—36/81) sind wegen eines technischen Versehens 
zwei Sätze leider nur verstümmelt wiedergegeben worden. Es muß richtig heißen
a) Seite 42, 2. Spalte, Zeilen 7—13:
„Ist es nicht absurd, daß der Agrarbericht auch solche Höfe als .Vollerwerbsbetriebe', 
die ja die wirtschaftliche Existenz einer bäuerlichen Familie nachhaltig gewährlei-
sten sollen, bezeichnet, die nach dem Urteil der offiziellen Agrarpolitik des Ministe-
riums nicht mehr entwicklungsfähig sind?“
a) Seite 43, 1. Spalte, Zeilen 16—18:
„Rein inhaltlich ist dazu zu bemerken, daß der Verfasser keineswegs darauf verzich-
tet hat, das zugrunde liegende Material kritisch zu überprüfen."



Carl H. Lüders: Ideologie und Machtdenken in der Außenpolitik der Sowjet-
union

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37/81, S. 3

Der Verfasser geht den Motiven der sowjetischen Außenpolitik nach. Er sieht die marxi-
stisch-leninistische Ideologie als das Fundament der langfristigen Zielsetzung und weiträu-
migen Strategie der Außenpolitik der SU an. Fernziel ist die Ablösung des Imperialismus 
durch den Sozialismus. Die Strategie ist darauf gerichtet, diesen geschichtlichen Prozeß zu 
fördern:
— in der Dritten Welt durch Ermutigung der Völker, sich vom Imperialismus freizuma-
chen, und nach erfolgreichem Freiheitskampf durch den Rückhalt der werdenden Welt-
macht Sowjetunion;
— in Europa durch friedliche Koexistenz und militärische Absicherung;
— gegenüber den USA durch globales Kräftegleichgewicht (das die Amerikaner verwei-
gern) und damit durch eine Neutralisierung der militärischen Führungsmacht des Westens, 
um so dem Trend der Geschichte zur Durchsetzung zu verhelfen;
— im Sowjetblock durch Zerschlagung jedweder konterrevolutionären Entwicklung und 
durch Konzentration militärischer Macht, die einen roll-back of socialism verhindert.
Der Verfasser geht dann auf die geschichtliche Entwicklung des nuklearen Rüstungswett-
rennens zwischen den USA und der Sowjetunion ein. Die NATO-Strategien, der SALT-Pro-
zeß, das vergebliche Bemühen der MBFR-Konferenz werden behandelt. Die europäischen 
NATO-Staaten sind hierbei mehr Objekt als Subjekt der Verhandlungen und Entschlüsse. 
Breschnew sichert sich in den siebziger Jahren durch neue moderne nukleare Mittelstrek-
kensysteme eine gewisse militärische Überlegenheit in Europa, während die USA ihre glo-
bale Überlegenheit bewahren.
Gegenwärtig macht sich die Sowjetführung ernste Sorgen über die Weltlage und bemüht 
sich, mit den USA in Verhandlungen über Mittelstreckensysteme einzutreten. Diese Waf-
fen werden in Moskau als große Gefahr angesehen. Das Zögern der Sowjetunion, nach be-
währtem Muster (Ungarn 1956, SSR 1968) in Polen zu intervenieren, führt der Verfasser 
auf die Befürchtung Moskaus zurück, damit die Tür zu Verhandlungen mit den USA zuzu-
schlagen und die Europäer in das nicht-entspannungsfreündliche Lager der USA zu treiben. 
Die Implikationen des Nachrüstungsbeschlusses der NATO vom Dezember 1979, analy-
siert aus der Sicht des Kreml, beschließen die Darstellung.
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